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— Drucksache 317 — 


A. Bericht des Abgeordneten Jahn (Stuttgart) 


1. Allgemeines 

In Ausführung eines der Bundesregierung vom 
Bundestag in der 1. Wahlperiode erteilten Auftrages, 
den Entwurf eines neuen Jugendarbeitsschutzgeset- 
zes vorzulegen (vgl. Protokoll der 139. Plenarsitzung 
am 26. April 1951, S. 5552 B), leitete die Bundes- 
regierung am 13. März 1957 dem Bundestag einen 
entsprechenden Entwurf zu — Drucksache 3286 der 
2. Wahlperiode. Der Entwurf wurde am 5. April 1957 
in erster Lesung beraten und dem Ausschuß für Ar- 
beit (federführend) und dem Ausschuß für Jugend- 
fragen (mitberatend) überwiesen. 

Vorher hatte bereits die SPD-Fraktion den Ent- 
wurf eines Jugendarbeitsschutzgesetzes eingebracht 
— Drucksache 2429 der 2. Wahlperiode — , der in 
der ersten Lesung am 25./26. Oktober 1956 densel- 
ben Ausschüssen, außerdem dem Ausschuß für Fra- 
gen des Gesundheitswesens, überwiesen worden 
•war. 

Am 18. und 19. Juni 1957 hörten die Ausschüsse 
für Arbeit, für Jugendfragen und für Fragen des 
Gesundheitswesens in gemeinsamer Sitzung Sach- 
verständige aus den Kreisen der Sozialpartner, der 
Jugendverbände, der Wirtschaftsverbände und an- 
derer interessierter Organisationen' an. Das Ergeb- 
nis dieser Anhörung ist in den stenographischen 
Protokollen des Ausschusses für Arbeit, 2. Wahl- 
periode Nr. 139 und 140 festgehalten. Die Beratung 
der Entwürfe konnte bis zum Schluß der 2. Wahl- 
periode nicht mehr beendet werden. 

Zu Beginn der 3. Wahlperiode wurde alsbald von 
der Fraktion der SPD der Gesetzentwurf aus der 
2. Wahlperiode erneut eingebracht — Drucksache 31 
(neu). Die erste Lesung fand am 12. Dezember 1957 j 


statt und endete mit der Überweisung an den Aus- 
schuß für Arbeit (federführend) und an den Aus- 
schuß für Familien- und Jugendfragen sowie an den 
Rechtsausschuß (mitberatend). 

Auch die Bundeisregierung legte ihren Entwurf 
dem Bundestag am 3. April 1958 unverändert wieder 
vor — Drucksache 317. Er wurde in der ersten Le- 
sung am 25. April 1958 vom Plenum denselben Aus- 
schüssen überwiesen. 

Die Ausschüsse haben ihren Beratungen den Re- 
gie rungsentwurf zugrunde gelegt. Sie verzichteten 
auf erneute Anhörung von Sachverständigen, griffen 
vielmehr auf das Ergebnis der Anhörung am 18. und 
19. Juni 1957 zurück. 

Der Ausschuß für Arbeit sprach in der ersten Le- 
sung den Regie rungsentwurf im allgemeinen und 
in seinen einzelnen Vorschriften eingehend durch, 
sah jedoch von Abstimmungen ab. Danach wurde 
der Entwurf in den mitberatenden Ausschüssen er- 
örtert. Die Empfehlungen des Ausschuisses für Fa- 
milien- und Jugendfragen sind in den Drucksachen 
20 bis 22 dieses Ausschusises zusammengestellt. Der 
Rechts ausschuß übermittelte seine Empfehlungen 
dem Ausschuß für Arbeit am 22. Januar 1960 
(Drucksache 36 des Ausschusses für Arbeit). Diese 
Beratungsergebnisse hat der Ausschuß für Arbeit 
bei seiner zweiten Lesung, die am 13. Januar 1960 
begann und am 17. März 1960 abgeschlossen wurde, 
berücksichtigt. 

Der Ausschuß ist mit dem Regierungsentwurf in 
den Grundzügen einverstanden. Insbesondere stimmt 
er der Ausdehnung des Geltungsbereichs der Schutz- 
vorschriften auf die im Familienhaushalt, in der 
Land- und Forstwirtschaft und in der Binnenschiff- 
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fahrt beschäftigten Jugendlichen zu, weil auch die 
Jugendlichen in diesen Wirtschaftszweigen nicht 
länger ohne Schutz bleiben dürfen.* Mit Rücksicht 
auf die steigenden Anforderungen an Konzentration 
und Schnelligkeit, die in den modernen, rationali- ; 
sierten und technisierten Betrieben an die Beschaf- | 
tigten gestellt werden und die insbesondere das — 
bei Jugendlichen noch labile — Nervensystem be- 
lasten, und weiter mit Rücksicht auf die durch die 
moderne Lebensweise und den Entwicklungswandel 
(Akzeleration) gesunkene Belastbarkeit der Jugend- 
lichen hält der Ausschuß eine Verkürzung der Ar- 
beitszeit, eine Verlängerung der Ruhepausen und 
einen Urlaub von 24 Werktagen ebenfalls für 
erforderlich. Er hält aus diesen Gründen auch die 
Einführung einer laufenden gesundheitlichen Über- 
wachung aller arbeitenden Jugendlichen für notwen- 
dig, die Krankheiten, Fehler und Schwächen des 
Jugendlichen rechtzeitig aufdecken, ihn von einem 
Beruf, dem er gesundheitlich oder konstitutionell 
nicht gewachsen ist, fernhalten und ihn vor gesund- 
heitlichen Schäden durch die Berufsarbeit nach Mög- 
lichkeit, bewahren soll. In Einzelfragen hat der Aus- 
schuß allerdings mehrfach Änderungen des Regie- 
rungsentwurfs beschlossen. So ist er z. B. — um 
den wichtigsten Punkt vorweg zu nehmen — in der 
Frage der Höchstarbeitszeit der Jugendlichen zu 
einem anderen Ergebnis als der Regierungsentwurf 
gekommen: Er lehnt eine einheitlich für alle Jugend- 
lichen geltende Grenze der Arbeitszeit von 84 Stun- 
den in der Doppelwoche ab, wie sie der Regierungs- 
entwurf vorsieht, und hat sich im Hinblick auf die 
unterschiedliche Leistungsfähigkeit der unter und 
der über 16 Jahre alten Jugendlichen für verschie- 
dene Arbeitszeiten dieser beiden Gruppen ausge- 
sprochen, und zwar für eine wöchentliche Arbeitszeit 
der Jugendlichen unter 16 Jahren von 40 Stunden, 
der Jugendlichen über 16 Jahre von 44 Stunden. 

II. Vorschriften im einzelnen 
Zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 

Wegen des zahlenmäßigen Übergewichts der in 
Berufsausbildung stehenden Jugendlichen ist die 
Reihenfolge der unter das Gesetz fallenden Jugend- 
lichen geändert und sind die Lehrlinge an erster 
Stelle genannt worden. 

In längerer Aussprache wurde über die Einbe- 
ziehung der jugendlichen Beamtenanwärter beraten. 
Da diese Jugendlichen, solange sie noch nicht Beam- 
te sind, bereits unter eine der in Nummer 1 genann- 
ten Gruppen fallen, ist es nicht erforderlich, sie aus- 
drücklich in Nummer 1 aufzuführen. Werden sie vor 
Erreichung des 18. Lebensjahres Beamte, so scheiden 
sie zwar aus dem Geltungsbereich des Jugendar- 
beitsschutzgesetzes aus, es gilt jedoch dann für sie 
§ 79 des Bundesbeamtengesetzes, der die Sorge- 
pflicht des Dienstherrn festlegt. Soweit es in den 
Ländern noch „Dienstanfänger'' gibt, die weder Lehr- 
linge (Arbeitnehmer) noch Beamte im Rechtssinne 
sind, sondern in einem öffentlich-rechtlichen Ausbil- 
dungsverhältnis besonderer Art stehen, fallen sie, 
wenn nicht schon unter Nummer 1, auf jeden Fall 
unter Nummer 2 (Beschäftigung mit „sonstigen 


Dienstleistungen"). Damit ist ein ausreichender 
Schutz gewährleistet. 

Der Ausschuß hat daher die Annahme der Regie- 
rungsvorlage beschlossen. 

Zu § 1 Abs. 1 Nr. 2 

Um in der Praxis keine Schwierigkeiten entstehen 
zu lassen und einer falschen Auslegung und Hand- 
habung des Gesetzes vorzubeugen, hat der Ausschuß 
beschlossen, dem Vorschlag des Ausschusses für 
Familien- und Jugendfragen zu folgen und in einem 
Zusatz zu Nummer 2 gelegentliche geringfügige 
Hilfeleistungen, die -aus Gefälligkeit erwiesen wer- 
den, ausdrücklich als nicht unter das Gesetz fallend 
I zu erklären, während eine Minderheit diesen Zusatz 
i für überflüssig hält. Damit ist klargestellt, daß z. B. 
die üblichen Gefälligkeiten, die Nachbarn erwiesen 
werden, nicht vom Gesetz betroffen werden. 

Zu § 1 Abs. 2 Nr. 1 

Bei der Beratung dieser Bestimmung hat der Aus- 
schuß ausdrücklich festgestellt, daß ein etwa im 
Betrieb zusätzlich zur Berufsschule erteilter Unter- 
richt, an dem teilzunehmen die Jugendlichen ver- 
pflichtet sind, unter das Gesetz fällt, die Unterrichts- 
zeit also Arbeitszeit ist. 

Zu § 1 Abs. 2 Nr. 2 

Der Ausschuß erörterte ausführlich, ob es richtig 
ist, Kinder und Jugendliche bei Beschäftigung im 
Haushalt und in der Landwirtschaft der Eltern aus 
dem Gesetz herauszunehmen, wie dies der Regie- 
rungsentwurf vorsieht, und ob Pflegekinder insoweit 
den eigenen Kindern gleichgestellt werden sollen. 

1. Verwandte Kinder: 

Der Ausschuß ist einmütig der Ansicht, daß die 
Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen im 
Haushalt der Eltern aus dem Geltungsbereich des 
Gesetzes auszunehmen ist, weil es der Familie über- 
lassen bleiben muß, wie sie in ihrem engsten Be- 
reich die Aufgaben unter die einzelnen Familien- 
mitglieder verteilt. Die Arbeit in und für die Fa- 
milie gibt sowohl Kindern wie Jugendlichen Gele- 
genheit, den tiefen Sinn der Verpflichtung gegen- 
über der Familiengemeinschaft begreifen zu lernen, 
in der die Kinder, wenn sie älter werden, nicht im- 
mer nur die Empfangenden sein dürfen. Es wäre 
auch praktisch eine Kontrolle durch die Aufsichts- 
behörde unmöglich. 

Dagegen wurde gegen die Herausnahme der Be- 
schäftigung von Kindern und Jugendlichen im land- 
wirtschaftlichen Betrieb der Eltern eingewendet, daß 
die eigenen Kinder hier fast noch mehr als fremde 
beschäftigte Kinder und Jugendliche des Schutzes 
bedürften, da sie häufig übermäßig und in zu jun- 
gen Jahren zur Arbeit herangezogen würden. Mit 
Rücksicht darauf, daß die für den Haushalt und für 
die Landwirtschaft zu leistenden Arbeiten ineinan- 
der übergehen und in der Praxis oft nicht deutlich zu 
trennen sind, beschloß der Ausschuß jedoch, es auch 
insoweit bei der Regierungsvorlage zu belassen. Bei 
übermäßiger Heranziehung der Kinder durch die 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1816 


Eltern kann über den § 1666 BGB Abhilfe geschaffen 
werden. 

2. Pflegekinder; 

Der Ausschuß erwog eingehend, ob es angebracht 
ist, die Pflegekinder bei Beschäftigung im Haushalt 
und in der Landwirtschaft der Pflegeeltern eben- 
falls aus dem Gesetz herauszunehmen, wie dies der 
Ausschuß für Familien- und Jugendfragen ge- 
wünscht hatte. Da aber viele Pflegekinder aus ma- 
teriellen Gründen — wegen des Pflegegeldes oder 
zwecks Ausnutzung der Arbeitskraft der Kinder — 
aufgenommen werden, hält es der Ausschuß für 
richtiger, es bei dem Regierungsentwurf zu belas- 
sen, der keine Ausnahmen für Pflegekinder macht. 
Das schließt nicht aus, daß die Pflegekinder von der 
Pflegemutter aus erzieherischen Gründen zu Arbei- 
ten in Haushalt und Garten herangezogen werden. 
Insoweit greift die Ausnahme des Absatzes 2 Nr. 1 
Platz, wonach eine Beschäftigung, mit der überwie- 
gend Zwecke der Erziehung verfolgt werden, nicht 
unter das Gesetz fällt. 

Zu § 1 Abs. 2 Nr. 3 

In der Aussprache wurde errötert, ob Nummer 3, 
dem Vorschlag des Bundesrates entsprechend, ge- 
strichen werden soll. Hierfür wurde geltend ge- 
macht, daß die Schutzbedürftigkeit vom Alter und 
nicht von der Facharbeiterprüfung abhänge und daß 
es mißlich sei, wenn in einem Betrieb zwei gleich- 
altrige Jugendliche nebeneinander arbeiten, von de- 
nen der eine als Facharbeiter unter das Erwachse- 
nenschutzrecht, der andere als Lehrling oder Hilfs- 
arbeiter dagegen unter das Jugendarbeitsischutzge- 
setz falle. Demgegenüber ist jedoch zu berücksich- 
tigen, daß jugendliche Facharbeiter im Betrieb mit 
den vollen Aufgaben eines Erwachsenen betraut 
werden und im Rhythmus der Erwachsenen mitar- 
beiten müssen. Der Jugendliche könnte auf Schwie- 
rigkeiten bei der Einstellung stoßen, weil der Ar- 
beitgeber einen Facharbeiter als volle Arbeitskraft 
einstellen will; außerdem will der Jugendliche 
selbst vollwertiger Facharbeiter sein und auch im 
Lohn nicht geschmälert werden. Die in der Regie- 
rungsvorlage vorgesehene Herausnahme der 17jäh- 
rigen Facharbeiter aus dem Geltungsbereich des Ge- 
setzes ist demgemäß vom Ausschuß gebilligt wor- 
den, zumal diese Bestimmung im Laufe der näch- 
sten Jahre immer mehr an Bedeutung verlieren 
wird, weil mit der fortschreitenden Einführung des 
neunten Pflichtschuljahres 17jährige Facharbeiter 
immer seltener werden. Sobald in allen Ländern das 
neunte Pflichtschuljahr eingeführt ist, wird es sie 
überhaupt nicht mehr geben. 

Zu § 1 Abs. 3 

Da das neue Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 
(BGBl. II S. 713) auch den Arbeitsschutz der Jugend- 
lichen einschließlich der gesundheitlichen Über- 
wachung befriedigend regelt, stimmt der Ausschuß 
der im Regierungsentwurf vorgesehenen Heraus- 
nahme der unter das Seemannsgesetz fallenden Ju- 
gendlichen aus dem Geltungsbereich des vorliegen- 
den Gesetzes zu. 


Zu § 4 

Der Empfehlung des Ausschusses für Familien- 
und Jugendfragen, nur die Arbeitszeiten, die in 
mehreren Arbeitsverhältnissen geleistet werden, 
zusammenzurechnen, ist der Ausschuß für Arbeit 
nicht gefolgt, hat vielmehr die Regierungsvorlage 
einstimmig angenommen. Auch wenn der Lehrling 
am Abend oder am freien Samstag einen ander- 
' weitigen Job hat, sollen die Arbeitszeiten, wie es 
der Regierungsentwurf vorsieht, zusammengerechnet 
werden mit der Folge, daß der Jugendliche, wenn 
die zulässige Höchstarbeitszeit im Lehr- oder Ar- 
beitsverhältnis bereits erreicht wird, nicht zusätz- 
I lieh in seiner Freizeit von anderen beschäftigt wer- 
j den darf. 

I Zu § 5 

In § 5 wird erstmals das vom Bundesrat abge- 
Ichnte Wort „Beschäftiger" verwendet als Bezeich- 
nung für alle Personen, die ein Kind oder einen 
Jugendlichen in einer unter den Geltungsbereich 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes fallenden Weise 
beschäftigen. Dieser neue Begriff des Beschäftigers 
! ist vom Ausschuß nach längerer Aussprache gebil- 
ligt worden. Die Verwendung des vom Rechtsaus- 
schuß empfohlenen und von einer Minderheit des 
Ausschusses für Arbeit befürworteten Wortes 
j , Arbeitgeber" hat der Ausschuß abgelehnt, da er zu 
j eng ist und nur für die Beschäftigung in einem 
j Arbeitsverhältnis passen würde, nicht aber für die 
; Beschäftigung mit „sonstigen Dienstleistungen" im 
I Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 2 oder als Heimarbeiter. 
Es hieße dem Begriff „Arbeitgeber", der ein fest- 
stehender arbeitsrechtlicher Begriff ist, Gewalt an- 
tun, wollte man ihn auf sämtliche unter das Jugend- 
arbeitsschutzgesetz fallende Beschäftigungsarten an- 
wenden. 

Die gegen das bisher ungebräuchliche Wort „Be- 
schäftiger" erhobenen sprachlichen Bedenken wer- 
den von der Gesellschaft für deutsche Sprache nicht 
geteilt; sie hat vielmehr den Ausdruck „Beschäfti- 
ger" als sprachlich einwandfrei und unmißverständ- 
liche Neubildung erklärt. 

Zu § 7 Abs. 1 

Der Empfehlung des Ausschusses für Familien- 
und Jugendfragen, entgegen der Regierungsvorlage 
auch die Beschäftigung von Kindern unter 3 Jah- 
ren bei Filmaufnahmen zu ermöglichen, ist der Aus- 
schuß für Arbeit wegen der Gesundheitsgefahren, 
die das starke Licht der Jupiterlampen für Kinder 
unter drei Jahren mit sich bringt, nicht beigetreten. 

Während nach der Regierungsvorlage die Auf- 
sichtsbehörde das ausnahmsweise Auftreten von 
Kindern in bestimmten Betrieben, wozu auch die 
Varietes und Zirkusse gehören, in keinem Fall ge- 
statten kann, hält es der Ausschuß für richtig, den 
Artistenkindern im Interesse ihrer Ausbildung ein 
frühzeitiges Auftreten auch in einem Zirkus oder 
Variete zu ermöglichen, allerdings nur für den Fall, 
daß sie zusammen mit einem Elternteil auftreten. 
Der Ausschuß hat deshalb einen entsprechenden Zu- 
satz zu Absatz 1 beschlossen, jedoch die Ausnahme 
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auf Kinder über 6 Jahre und auf höchstens 
zweistündige tägliche Beschäftigung beschränkt. 

Zu § 7 Abs. 3 

Um die Beschäftigung von Kindern bei Veran- 
staltungen auch dann zu ermöglichen, wenn nicht 
künstlerische, sondern wissenschaftliche Belange die 
Mitwirkung eines Kindes fordern (z. B. bei zu Lehr- 
zwecken dienenden Filmen) beschloß der Ausschuß, 
die Worte „künstlerische Belange " durch „kultu- 
relle Belange" zu ersetzen. 

Mit Rücksicht darauf, daß durch die Änderung 
dos Absatzes 1 das Auftreten von Artistenkindern 
ermöglicht wird, dies Auftreten aber nicht daran 
scheitern soll, daß es nicht durch „kulturelle Be- 
lange" gefordert wird, ist ein Zusatz beschlossen 
worden, wonach es bei artistischen Darbietungen 
auf die „kulturellen Belange" nicht ankommt. 

Zu § 7a 

Eine Minderheit des Ausschusses hat in Überein- 
stimmung mit dem Regierungsentwurf jede Beschäf- 
tigung fremder Kinder in der Landwirtschaft ab- 
gelehnt, da diese Beschäftigung die gesunde Ent- 
wicklung der Kinder gefährden und ihre Leistungen 
in der Schule beeinträchtigen könne. 

Der Ausschuß ist jedoch in Übereinstimmung mit 
dem Ausschuß für Familien- und Jugendfragen der 
Ansicht, daß es zur Zeit der Landwirtschaft, ins- 
besondere den kleinbäuerlichen Betrieben, noch 
nicht zugemutet werden kann, völlig auf die Mit- 
hilfe fremder Kinder zu verzichten, weil sonst die 
Erledigung aller notwendigen Arbeiten, zumal in 
der Erntezeit, nicht gewährleistet ist, wenn es auch 
das Ziel bleibt, die Kinderarbeit in der Landwirt- 
schaft in jeder Form zu beseitigen. 

Der Ausschuß hat deshalb beschlossen, die Be- 
schäftigung fremder Kinder in der Landwirtschaft in 
einem sehr engen Rahmen zuzulassen. Die Be- 
schäftigung wird demgemäß beschränkt auf Kinder 
über 12 Jahre; und auch diese dürfen nicht regel- 
mäßig, sondern nur gelegentlich, z. B. bei der Obst- 
oder Kartoffelernte, herangezogen werden. Weitere 
Sicherungen sind dadurch getroffen, daß die Kinder 
nur mit leichten und für Kinder geeigneten Hilfe- 
leistungen (das Wort „Arbeiten" ist bewußt vermie- 
den worden), nicht zwischen 18 und 8 Uhr, nicht vor 
dem Schulunterricht und nicht an Sonn- und Feier- 
tagen, beschäftigt werden dürfen. Weitere Beschrän- 
kungen, z. B. Begrenzung der täglichen Beschäfti- 
gungsdauer auf vier Stunden, wie sie der Ausschuß 
für Familien- und Jugendfragen empfohlen hatte, 
hält der Ausschuß für Arbeit nicht für erforderlich. 

Zu § 8 Abs. 1 

Eine Minderheit des Ausschusses ist der Ansicht, 
daß die Arbeitszeit der Jugendlichen mit Rücksicht 
auf die heutigen veränderten Verhältnisse möglichst 
nicht über 40 Stunden wöchentlich, keinesfalls aber 
über 84 Stunden in der Doppelwoche, wie im Regie- 
rungsentwurf vorgesehen, hinausgeheü solle. Dem 
hat sich jedoch der Ausschuß in seiner Mehrheit 
in Übereinstimmung mit dem Ausschuß für Familien- 


I und Jugendfragen nicht in vollem Umfang an- 
I schließen können. Er hält es vielmehr für richtiger, 
I zwischen Jugendlichen unter und solchen über 
j 16 Jahre zu unterscheiden und nur für die erstere 
Gruppe die Höchstarbeitszeit auf 40 Stunden, für die 
letzere aber auf 44 Stunden wöchentlich festzusetzen. 
Diese Trennung rechtfertigt sich durch die unter- 
.schiedliche Leistungsfähigkeit der unter und der 
über 16 Jahre alten Jugendlichen. Insbesondere ist 
I es nötig, den 14- und 15jährigen Jugendlichen den 
: Übergang von der Schule in die so ganz anders 
' gearteten Verhältnisse des Betriebes zu erleichtern. 

Hinter dieser Erwägung muß das Interesse der 
I Betriebe an einer möglichst gleichmäßigen Arbeits- 
zeit aller Jugendlichen zurücktreten. 

Dagegen hat es der Ausschuß für alle Jugend- 
^ liehen bei einer täglichen Arbeitszeit von acht Stun- 
den, wie im Regierungsentwurf vorgesehen, belas- 
sen. Er hat hierbei berücksichtigt, daß zu der Ar- 
beitszeit von acht Stunden die vorgeschriebenen 
Ruhepausen von einer Stunde, und der Arbeitsweg, 
der häufig recht lang ist, kommen, und er ist der 
Ansicht, daß ein Arbeitstag von solcher Länge die 
Grenze der Belastbarkeit auch für Jugendliche über 
16 Jahre darstellt. 

Zu § 8 Abs. 2 

Mit Rücksicht auf die Schwere der Arbeit im Berg- 
bau unter Tage hält es der Ausschuß für richtig, es 
bei einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeits- 
zeit von 42 Stunden auch für die Jugendlichen über 
16 Jahre zu belassen, und folgt insoweit dem Regie- 
rungsentwurf. Dagegen erscheint es nicht mehr not- 
wendig, auch einen Ausgleichszeitraum von 5 Wo- 
chen, wie ihn noch der Regierungsentwurf berück- 
sichtigt, vorzusehen. Der Ausschuß hat deshalb eine 
^ entsprechende Streichung beschlossen. 

I 

Zu § 8 Abs. 3 

Der Regierungsentwurf berücksichtigt in Absatz 3 
nur den Fall, daß in Verbindung mit Feiertagen an 
Werktagen nicht gearbeitet wird, z. B. zwischen 
Weihnachten und Neujahr. Für diesen Fall sieht er 
vor, daß die ausfallende Arbeitszeit in einem Aus- 
gleichszeitraum von fünf Wochen vor- oder nach- 
gearbeitet werden kann und daß während dieser 
Zeit ausnahmsweise die tägliche Arbeitszeit bis zu 
8V2 Stunden verlängert werden darf. Einen Antrag, 
die Verlängerung der täglichen Arbeitszeit auf 8V2 
Stunden auch dann zuzulassen, wenn in Verbindung 
mit Sonntagen an Werktagen nicht gearbeitet wird, 
was in Betrieben mit freiem Samstag zu einer regel- 
mäßigen Arbeitszeit von 8V2 Stunden führen 
könnte, hat der Ausschuß jedoch aus den bei Ab- 
satz 1 genannten Gründen abgelehnt. 

Während in den anderen Vorschriften des Ent- 
wurfs stets von „gesetzlichen" Feiertagen die Rede 
ist, wird hier absichtlich nur von „Feiertagen" ge- 
sprochen. Das bedeutet, daß auch bei Feiertagen, 
die nach den Feiertagsgesetzen der Länder nicht ge- 
setzliche, sondern lediglich kirchliche Feiertage sind, 
von den Möglichkeiten des Absatzes 3 Gebrauch ge- 
macht werden kann. 
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Die Änderung bezüglich der wöchentlichen Arbeits- j 
zeit ergibt sich aus der Änderung des Absatzes 1. I 

Ein vom Ausschuß für Familien- und Jugend- | 
fragen empfohlener und von einer Minderheit des 
Ausschusses für Arbeit geforderter neuer Absatz 5, 
wonach die Jugendlichen nicht länger beschäftigt 
werden dürfen als die erwachsenen Arbeitnehmer, 
hat wegen der mit einer solchen Bestimmung ver- 
bundenen rechtlichen und tatsächlichen Schwierig- 
keiten nicht die Zustimmung des Ausschusses ge- 
funden. Die gesetzliche Höchstgrenze der Arbeits- 
zeit wird durch Erwägungen des Arbeitsschutzes 
bestimmt und kann nicht von Arbeitszeiten, die aus 
irgendwelchen anderen Gründen in einem Betrieb 
eingeführt sind und von Betrieb zu Betrieb wechseln 
können, abhängig gemacht werden. Außerdem wird 
dadurch eine wirksame Kontrolle fast unmöglich 
gemacht. Es ist auch kaum anzunehmen, daß es 
noch viele Betriebe gibt, die ihre Jugendlichen 
länger als ihre erwachsenen Arbeitnehmer beschäf- 
tigen. 

Zu § 9 

Der Ausschuß ist der Ansicht, daß eine Verlänge- 
rung der Arbeitszeit für Jugendliche, die im Berg- 
bau unter Tage beschäftigt sind, mit Rücksicht auf 
die Schwere dieser Arbeit auch nicht ausnahms- 
weise bewilligt werden darf, und hat einen ent- 
sprechenden Zusatz beschlossen. 

Die übrigen vom Ausschuß beschlossenen Ände- 
rungen des § 9 ergeben sich aus der Änderung des 
§ 8 Abs. 1 oder sind redaktioneller Art. 

Zu § 10 Abs. 1 

Der Empfehlung des Ausschusses für Familien- 
und Jugendfragen, die Mehrarbeitsvergütung auf 
bestimmte Fälle der legalen Mehrarbeit zu be- 
schränken und es hinsichtlich der Bezahlung der 
gesetzwidrigen Mehrarbeit bei den allgemeinen 
Vorschriften, z. B. der §§ 812 ff. BGB über ungerecht- 
fertigte Bereicherung bewenden zu lassen, ver- 
mochte der Ausschuß nicht zu folgen, weil diese 
anderen Vorschriften eine Bezahlung der Mehrarbeit 
in der Höhe, wie sie § 10 Vorsicht, nicht sicher- 
steilen. Es erscheint dem Ausschuß nicht tragbar, 
einen Beschäftiger, der den Jugendlichen länger als 
gesetzlich zulässig beschäftigt, im Punkte der Be- 
zahlung günstiger zu stellen als den Beschäftiger, 
der zulässige Mehrarbeit leisten läßt. 

Zu § 10 Abs. 3 

Uber die Einführung einer Prozeßstandschaft des 
Landes für die Einklagung der Mehrarbeitsver- 
gütung ist in allen drei Ausschüssen eingehend 
debattiert worden. Die Bedenken des Bundesrates 
und der mitberatenden Ausschüsse gegen den Ab- 
satz 3, es sei nicht Sache des Staates, private Ver- 
mögensansprüche gegenüber dem Arbeitgeber zu 
vertreten, dies müsse vielmehr dem Berechtigten 
überlassen bleiben, und es sei wegen des Erforder- 
nisses der Zustimmung des Jugendlichen auch nicht 
auszuschließen, daß ihm wegen der Klage vom 
Arbeitgeber Schwierigkeiten gemacht würden, teilt 


— 3. Wahlperiode Drucksache 1816 


der Ausschuß in seiner Mehrheit nicht. Er ist viel- 
mehr der Ansicht, daß die Prozeßstandschaft dazu 
beitragen wird, der Mehrarbeit entgegenzuwirken. 
Ein diesbezüglicher Streichungsantrag ist deshalb 

j abgojehnt worden. 

Zu § 11 Abs. 1 

■ Der Ausschuß erörterte einen von der Arbeits- 

I behörde der Freien Stadt Hamburg dem Vorsitzen- 
den des Ausschusses vorgetragenen Wunsch, es 
möge auch bei Arbeitnehmern, die über 18 Jahre alt, 
aber noch berufsschulpflichtig sind, vorgeschrieben 
werden, daß die Unterrichtszeit in der Berufsschule 
auf die Arbeitszeit angerechnet wird und daß 

! durch den Besuch der Berufsschule ein Entgelt- 
ausfall nicht eintritt. 

Der Ausschuß billigt grundsätzlich diesen Wunsch, 
ist jedoch der Ansicht, daß diese Vorschrift in die 
Arbeitszeitordnung gehört. 

j Zu § 12 Abs. 3 

; Der Ausschuß hat in Übereinstimmung mit dem 
Ausschuß für Familien- und Jugendfragen be- 
schlossen, daß die größeren Betriebe für die Pausen 
besondere Aufenthaltsräume für Jugendliche ein- 
richten müssen, damit die Jugendlichen während 
der Pausen nicht dem manchmal schlechten Einfluß 

■ der Erwachsenen und ihren für Jugendliche nicht 
immer geeigneten Gesprächen ausgesetzt werden. 

i Zu § 14 Abs. 3 

I Einen Antrag auf Streichung des Absatzes 3, der 
damit begründet wurde, die Berufsausbildung for- 
dere in Bäckereien und Konditoreien niemals die 
Beschäftigung während der Nachtzeit, lehnte der 
Ausschuß ab. Der von einer Minderheit des Aus- 
schusses für Arbeit unterstützten Empfehlung des 

I Rechtsausschusses, die im Regierungsentwurf auf 
männliche Jugendliche beschränkte Ausnahme für 

I die Beschäftigung während der Nachtzeit in Bäcke- 
reien und Konditoreien auch auf weibliche Jugend- 
liche auszudehnen, ist der Ausschuß in seiner Mehr- 
heit ebenfalls nicht gefolgt. Da die Beschäftigung 
erwachsener Arbeiterinnen zwischen 20 und 6 Uhr 
nach § 19 Abs. 1 der Arbeitszeitordnung allgemein 
verboten ist, wäre es ein Widerspruch, die Nacht- 
arbeit weiblicher Jugendlicher in Bäckereien und 
Konditoreien zuzulassen. 

Zu § 14 Abs. 5 

Der Ausschuß hält es in Übereinstimmung mit 
dem Ausschuß für Familien- und Jugendfragen für 
geboten, im Jugendarbeitsschutzgesetz eine mög- 
lichst weitgehende Übereinstimmung der Beschäfti- 
gungsverbote mit den Anwesenheitsverboten des 
Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Öffent- 
lichkeit in der Fassung vom 27. Juli 1957 (BGBl. I 
S. 1058) herzustellen. Zwar muß das Verbot der 
Beschäftigung bei jugendgefährdenden Veranstal- 
tungen einer auf Grund des § 33 Abs. 2 des Ent- 
wurfs zu erlassenden Rechtsverordnung überlassen 
bleiben, da das Jugendarbeitsschutzgesetz, um es 
nicht zu überlasten, keine Beschäftigungsverbote 
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für einzelne gefährliche Arbeiten oder Betriebe 
enthält; es soll jedoch ausgeschlossen werden, daß 
die nach dem vorliegenden Gesetz sonst zulässigen 
Ausnahmen von den Verboten der Nacht- und der 
Sonntagsarbeit auch für die Beschäftigungen bei 
Veranstaltungen gelten, die Jugendliche sittlich ge- 
fährden können und bei denen deshalb nach dem 
Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlich- 
keit die Anwesenheit von Jugendlichen nicht ge- 
stattet werden darf. Die vom Ausschuß beschlossene 
Einfügung in Absatz 1 soll demgemäß ebenso wie 
die beschlossene gleichlautende Einfügung in § 16 
Abs. 4 verhindern, daß Jugendliche nach 20 Uhr 
oder an Sonntagen bei Variete-, Kabarett- und 
Revueveranstaltungen sowie bei verrohenden Ver- 
anstaltungen im Sinne der zu § 8 des Gesetzes zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit erlassenen 
Rechtsverordnungen beschäftigt werden. Soweit die 
Anwesenheit Jugendlicher bei Variete- usw. Ver- 
anstaltungen nicht verboten ist, weil nach § 5 
Abs. 2 in Verbindung mit § 4 Abs. 3 des Gesetzes 
zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit von 
den zuständigen Behörden Ausnahmen zugelassen 
sind, darf auch Nachtarbeit genehmigt werden und 
ist Sonntagsarbeit zulässig. 

Zu § 15 Abs. 2a 

Nach Ansicht der Mehrheit des Ausschusses ist es, 
um den Jugendlichen eine häufigere Teilnahme an 
Veranstaltungen der Jugendgruppen, an sportlichen 
Veranstaltungen o. ä. am Samstagnachmittag zu er- 
möglichen, geboten, die Zahl der Samstagnach- 
mittage, die auf jeden Fall freibleiben müssen, auf 
zwei im Monat zu erhöhen. Der Ausschuß hat des- 
halb einen entsprechenden Beschluß gefaßt, wobei 
er gleichzeitig aus dieser Vorschrift — um ihrer 
Bedeutung willen — einen besonderen Absatz ge- 
macht hat. 

Zu § 16 Abs. 2 

Der Ausschuß hält, nachdem durch den Zusatz zu 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 klargestellt ist, daß gelegentliche 
und geringfügige Hilfeleistungen überhaupt nicht 
unter das Gesetz fallen, in Übereinstimmung mit 
dem Ausschuß für Familien- und Jugendfragen eine 
ausdrückliche Erwähnung der Handreichungen beim 
Sport unter den Ausnahmen von der Sonntagsruhe 
nicht mehr für erforderlich. Soweit es sich jedoch 
um anstrengende Handreichungen, wie z. B. beim 
Kegeln, handelt, sollen sie auch sonntags nicht mehr 
gestattet sein. 

Der Ausschuß hat deshalb Streichung des Ab- 
satzes 2 beschlossen. 

Zu § 16 Abs. 3 

Mit Rücksicht auf die Bedeutung der Sonntags- 
ruhe für Jugendliche, die an diesen Tagen nach 
Möglichkeit durch ihre Berufsarbeit nicht dem 
Elternhaus entzogen werden sollen, hat der Aus- 
schuß, einer Empfehlung des Ausschusses für 
Familien- und Jugendfragen folgend, auch die 
Streichung des Absatzes 3 beschlossen. Für die hier 
in Frage kommenden Tätigkeiten (z. B. in Hochofen- 


werken, Kokereien, Stahlwerken, Walz- und Ham- 
merwerken und verschiedenen Betrieben der chemi- 
schen Indu^rie) können zumeist auch Erwachsene 
eingesetzt werden. Wo dies nicht möglich ist, kann 
u. U. auf Grund des Absatzes 5 eine Ausnahme- 
genehmigung für einzelne Sonntage eingeholt 
werden. 

Zu § 16 Abs. 4 

Wegen der Anfügung des neuen Halbsatzes an 
Satz 2 s. die Bemerkungen zu § 14 Abs. 5. 

Zu § 16 Abs. 6 

Der Ausschuß hat zur Klarstellung eine etwas 
andere, in der Sache aber dasselbe bedeutende For- 
mulierung des Satzes 1 beschlossen, wie dies bereits 
der Bundesrat vorgeschlagen hatte. 

Weiter hat der Ausschuß beschlossen, daß bereits 
jeder zweite Sonntag beschäftigungsfrei bleiben muß. 

Zu § 17 Abs. 1 

Während der Regierungsentwurf den Beschäftiger 
verpflichtet, dem neueintretenden Jugendlichen 
schon nach drei Monaten Urlaub zu gewähren, 
möchte der Ausschuß für Arbeit in Übereinstim- 
mung mit dem Ausschuß für Familien- und Jugend- 
fragen die Verpflichtung zur Urlaubsgewährung 
erst nach einer Beschäftigungsdauer von mehr als 
drei Monaten eintreten lassen, damit der Beschäf- 
tiger den auf Probe eingestellten Jugendlichen, ins- 
besondere Lehrlingen, die mit Ablauf der meist 
dreimonatigen Probezeit den Betrieb wieder ver- 
lassen, Urlaub nicht zu gewähren braucht. 

Der Ausschuß für Arbeit hat deshalb eine ent- 
sprechende Änderung des Absatzes 1 beschlossen. 

Zu § 17 Abs. 2 

Der Ausschuß hat in Übereinstimmung mit dem 
Ausschuß für Familien- und Jugendfragen be- 
schlossen, den Urlaub der im Bergbau unter Tage 
beschäftigten Jugendlichen mit Rücksicht auf die 
Schwere ihrer Arbeit von 24 auf 28 Werktage 
heraufzusetzen. 

Zu § 17 Abs. 3 

Ein Antrag, wonach es für die Gewährung des 
Urlaubs nur darauf ankommen soll, ob der Betref- 
fende zu Beginn des Kalenderjahres noch nicht 
18 Jahre alt ist, ist mit knapper Mehrheit ab- 
gelehnt worden. 

Zu § 17 Abs. 4 

Da es nicht immer möglich ist, den Berufsschülern 
den Urlaub während der Berufsschulferien zu geben, 
ist von einer entsprechenden Verpflichtung des 
Beschäftigers abgesehen worden. Jedoch soll der 
Jugendliche, der den Urlaub zu anderer Zeit erhält 
und die Berufsschule während des Urlaubs besuchen 
muß, dadurch nach dem Wunsch der Mehrheit des 
Ausschusses nicht allzu sehr in seiner Erholung be- 
einträchtigt werden. Der Ausschuß hat deshalb 
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beschlossen, in Absatz 4 eine Vorschrift einzufügen, 
wonach sich der Urlaub des Jugendlichen für jeden 
Berufsschultag von mindestens 6 Stunden um 1 Tag 
verlängert. 

Zu § 17 Abs. 7 

Die Einfügung ergibt sich aus der Änderung des 
Absatzes 2. 

Zu § 18 neuer Absatz 2 

Während nach dem Regierungsentwurf für Mehr- 
arbeit, die in Notfällen geleistet wird, nidit die in 
§ 10 vorgesehene Mehrarbeitsvergütung zu zahlen 
ist (ebenso nicht nach § 15 der Arbeitszeitordnung 
und § 13 des Jugendschutzgesetzes von 1938), ist 
der Ausschuß der Ansicht, daß dies keine zweck- 
mäßige Regelung ist. Vielmehr soll die in Notfällen 
geleistete Mehrarbeit durch Gewährung ent- 
sprechender Freizeit in den folgenden 3 Wochen 
ausgeglichen werden; ist das nicht möglich, so soll 
für die Mehrarbeit die übliche Mehrarbeitsver- 
gütung nach § 10 gezahlt werden. 

Dies wird in dem vom Ausschuß beschlossenen 
neuen Absatz 2 im einzelnen geregelt. 

Zu § 18a 

Der Ausschuß hat entsprechend dem Vorschlag 
des Bundesrates und den Empfehlungen der mit- 
beratenden Ausschüsse die Einfügung eines neuen 
§ 18a beschlossen, durch den etwaige Zweifel über 
den Geltungsbereich einerseits der §§ 8 bis 18, 
andererseits der folgenden §§ 19 bis 32 beseitigt 
werden. 

Zu § 19 Abs. 1 

Durch die Einfügung des § 18a ist Absatz 1 im 
wesentlichen überflüssig geworden. Der Hinweis 
auf das Heimarbeitsgesetz kann in Absatz 2 ge- 
bracht werden. 

Der Ausschuß hat entsprechende Änderungen be- 
schlossen. 

Zu § 19 Abs. 2 Nr. 2 

Der Ausschuß hat sich, ebenso wie die Bundes- 
regierung, der Meinung des Bundesrates , ange- 
schlossen, daß der Berechnungszeitraum aus ver- 
fassungsrechtlichen Gründen nicht durch den Heim- 
arbeitsausschuß anderweit festgesetzt werden kann. 
Der Ausschuß hat demgemäß Streichung der Worte 
„oder durch den Heimarbeitsausschuß" beschlossen. 

Zu § 19 Abs. 2 Nr. 4 

Da in Nummer 4 des Regierungsentwurfs eine 
Vorschrift über das Urlaubsentgelt fehlt, hat der 
Ausschuß — entsprechend einem Vorschlag des 
Bundesrates — einen Zusatz über die Berechnung 
des Urlaubsentgelts beschlossen. 

Zu § 21 

Die Mehrheit des Ausschusses ist mit dem Regie- 
lungsentwurf der Meinung, daß es unbedenklich 


und wegen der besonderen Verhältnisse des Fami- 
lienhaushalts auch angemessen ist, die Höchst- 
arbeitszeit im Familienhaushalt auf 8V2 Stunden 
täglich und 48 Stunden wöchentlich auszudehnen. 

Zu § 24 Abs. 2 

Darüber, wie lange und zu welchen Zeiten 
Jugendliche, die in die häusliche Gemeinschaft auf- 
genommen worden sind, im Familienhaushalt an 
Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden dürfen, 
fand eine längere Aussprache statt. Die im Regie- 
rungsentwurf vorgesehene Beendigung der Be- 
schäftigung spätestens um 14 Uhr wurde von der 
Mehrheit des Ausschusses und auch des Aus- 
schusses für Familien- und Jugendfragen nicht ge- 
billigt. Um der Hausfrau etwas mehr Spielraum bei 
der Beschäftigung einer Jugendlichen zu geben, hat 
der Ausschuß beschlossen, für die Beschäftigung 
„drei zusammenhängende Stunden" freizugeben. 

Zu § 27 

Der Ausschuß beriet eingehend, für welche 
Monate die verlängerte Sommerarbeitszeit von 
neun Stunden täglich und 96 Stunden in der Dop- 
pelwoche gelten soll. Der im Regierungsentwnrf 
hierfür vorgesehene Zeitraum von Mai bis Oktober 
schien der Mehrheit des Ausschusses den Bedürf- 
nissen der Landwirtschaft nicht genügend Rechnung 
zu tragen. Der Ausschuß hat deshalb beschlossen, 
die Sommerarbeitszeit auf die Zeit vom 15. April 
bis 14, November festzusetzen. 

Zu § 28a 

Während der Regierungsentwurf und eine Min- 
derheit des Ausschusses es auch in der Landwirt- 
schaft für den Frühschluß vor Sonntagen bei der 
allgemeinen Vorschrift des § 15 Abs. 1 bewenden 
lassen will, ist die Mehrheit des Ausschusses in 
Übereinstimmung mit dem Ausschuß für Familien- 
und Jugendfragen der Meinung, daß ein Frühschluß 
um 14 Uhr in den landwirtschaftlichen Betrieben, 
vor allem in Familienbetrieben, zu Schwierigkeiten 
führen kann. Er hat deshalb beschlossen, die Be- 
schäftigung bis 16 Uhr zu gestatten, nach 14 Uhr 
jedoch nur noch mit „naturnotwendigen Arbei- 
ten", z. B. Viehpflege einschließlich Vorbereitungs- 
arbeiten. 

Zu § 30 

Die Streichung des Zitats des § 15 Abs. 1 ergibt 
sich aus der Einfügung des § 28a. 

Zu § 32 Nr. 1 

Die vom Ausschuß beschlossene Änderung der 
Vorschrift über die Arbeitszeit folgt aus der Ände- 
rung des § 8 Abs. 1. 

Zu § 33 Abs. 1 

Nach Ansicht des Ausschusses, die vom Bimdes- 
rat und vom Ausschuß für Familien- und Jugend- 
fragen geteilt wird, soll das Beschäftigungsverbot 
bereits Platz greifen, wenn die Arbeiten die 
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körperlichen Kräfte des Jugendlichen übersteigen 
(statt „erheblich" übersteigen); denn jede Über- 
beanspruchung bedeutet für den Jugendlichen eine 
Gefahr. 

Der Ausschuß hat deshalb das Wort „erheblich" 
gestrichen. 

Zu § 34 Abs. 1 

Der Ausschuß hält ein Verbot der Beschäftigung 
Jugendlicher mit „sonstigen Arbeiten, bei denen 
durch ein gesteigertes Arbeitstempo ein höheres 
Entgelt erzielt werden kann" (das sind z. B. Arbei- 
ten, für die ein Prämienlohn in der Form gezahlt 
wird, daß der Arbeitnehmer dafür, daß er in einer 
bestimmten Zeit mehr als ein bestimmtes Arbeits- 
quantum erledigt, eine Prämie erhält), nicht für er- 
forderlich und hat deshalb die Streichung dieser 
Worte beschlossen. 

Der Ausschuß stellt ausdrücklich fest, daß Heim- 
arbeit, die nach Stückzahl entlohnt zu werden pflegt, 
nicht unter den Begriff „Akkordarbeit" und damit 
nicht unter § 34 fällt. 

Ein Antrag, mit Rücksicht auf die nach § 7a nun- 
mehr gestattete Beschäftigung von Kindern in der 
Landwirtschaft auch die Kinder in das Verbot der 
Akkord- und Fließarbeit einzubeziehen, wurde ab- 
gelehnt. 

Zu § 34 Abs. 2 

Erörterungen im Ausschuß darüber, ob eine Aus- 
nahme vom Verbot der Akkordarbeit überhaupt 
vorgesehen werden soll oder ob es nicht besser für 
Akkordarbeit bei dem uneingeschränkten Verbot 
des Absatzes 1 verbleibt, wie dies der Ausschuß 
für Familien- und Jugendfragen empfohlen hat, er- 
gaben als Ansicht der Mehrheit, daß Akkordarbeit 
nicht unbedingt belastender zu sein braucht als 
Fließarbeit, daß vielmehr u. U. auch Akkordarbeit 
unbedenklich sein kann und deshalb kein Anlaß 
besteht, die Möglichkeit einer Ausnahmebewilligung 
hier auszuschließen. 

Zu § 35 Abs. 1 

Die vom Ausschuß beschlossene Umgestaltung des 
Absatzes 1 geht auf einen Vorschlag des Bundes- 
rates zurück, dem die Bundesregierung und die mit- 
beratenden Ausschüsse zugestimmt haben. Die Um- 
gestaltung dient der Klarstellung und der besseren 
Lesbarkeit. 

Eine sachliche Änderung hat der Ausschuß nur 
insoweit vorgenommen, als er auf Vorschlag des 
Bundesrates auch den § 170d und auf Vorschlag des 
Ausschusses für Familien- und Jugendfragen auch 
den § 175b StGB in die Liste der Straftaten auf- 
genommen hat. 

Lediglich redaktionelle Änderungen bedeuten die 
Ersetzung des § 141 StGB durch § 109h, der im Vier- 
ten Strafrechtsänderungsgesetz an die Stelle des 
§ 141 getreten ist, und das Zitat der Neufassung des 
Gesetzes über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften. 


Zu § 35 Abs. 2 

Das Verbot, Kinder und Jugendliche zu beschäf- 
tigen, soll nach Ansicht des Ausschusses auch aus- 
gesprochen werden dürfen, wenn die betreffende 
Person ihre gesetzlichen Pflichten gegenüber den 
von ihr beschäftigten Kindern und Jugendlichen 
wiederholt verletzt hat, wie dies bereits der Bun- 
desrat vorgeschlagen hatte. Der Ausschuß hat des- 
halb eine entsprechende Erweiterung des Absatzes 2 
beschlossen. 


Zu § 38 Abs. 1 

Bereits der Bundesrat hatte empfohlen, die Ver- 
pflichtung des Beschäftigers, einen in die häusliche 
Gemeinschaft aufgenommenen Jugendlichen bei Er- 
krankung zu versorgen, auf 6 Wochen zu beschrän- 
ken; dem hatte die Bundesregierung zugestimmt. 

Darüber hinaus hat der Rechtsausschuß vorge- 
schlagen, von einer Verpflichtung des Arbeitgebers 
zur Fürsorge im Krankheitsfall dann abzusehen, 
wenn die Erkrankung von dem Jugendlichen vor- 
sätzlich oder fahrlässig herbeigeführt worden ist. 
Der Ausschuß hat sich diesen Vorschlägen, die 
sämtlich auf eine Beschränkung der Verpflichtung 
des Beschäftigers hinauslaufen, angcschlossen. Es 
erscheint dem Ausschuß unbillig, . den Beschäftiger 
mit einer zeitlich unbegrenzten Fürsorgepflicht, wie 
sie im Regierungsentwurf vorgesehen ist, zu be- 
lasten, da sie ihn bei langdauernder Erkrankung des 
Jugendlichen u. U. in erhebliche Schwierigkeiten 
bringt. 

Der Ausschuß hat deshalb entsprechende Ein- 
schränkungen der Pflichten des Beschäftigers bei 
Erkrankung nach dem Vorbild des § bl7 Abs. 1 
BGB beschlossen. 

Zu § 38 Abs. 2 

Die in der Regierungsvorlage enthaltene Ermäch- 
tigung an die Landesregierung, zum Schutze der Ju- 
gendlichen durch Rechtsverordnung das Nähere 
über Unterkunft, Verpflegung und Pflege bei Er- 
krankung zu bestimmen, hatte bereits der Bundes- 
rat als unnötig abgelehnt. Die Bundesregierung 
hatte demgegenüber vorgeschlagen, an die Stelle der 
Ermächtigung der Landesregierungen, durch Rechts- 
verordnung das Nähere zu regeln, eine Ermächti- 
gung an die Aufsichtsbehörde zu setzen, im Einzel- 
fall anzuordnen, welche Anforderungen an Unter- 
kunft, Kost und Pflege bei Erkrankung zu stellen 
sind. 

Dies halten auch der Ausschuß für Arbeit und 
die mitberatenden Ausschüsse für erforderlich. Auf 
diese Weise kann das Gewerbeaufsichtsamt in ei- 
nem Fall, in dem ein Jugendlicher unzulänglich — 
etwa in einem Verschlag in einer Ecke des Arbeits- 
raumes — untergebracht ist, eingreifen und dem 
Beschäftiger Anweisungen für eine angemessene 
Unterbringung geben. 

Der Ausschuß hat deshalb für Absatz 2 die von 
der Bundesregierung vorgeschlagene Fassung be- 
schlossen. 
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Zu § 41 — Allgemeines 

Obwohl die Einführung einer ärztlichen Über- 
wachung aller arbeitenden Jugendlichen sowohl vom 
Bimdesrat als auch vom Ausschuß für Arbeit und 
vom Ausschuß für Familien- und Jugendfragen be- 
jaht worden ist, waren die einzelnen Vorschriften 
des Entwurfs zum Teil lebhaft umstritten. 

Zunächst stieß das System des Regierungsent- 
wurfs, wonach ein Betrieb keinen Jugendlichen ein- 
stellen darf, der nicht innerhalb der letzten 18 
Monate ärztlich untersucht worden ist, und keinen 
Jugendlichen nach Ablauf von 18 Monaten seit der 
letzten Untersuchung weiterbeschäftigen darf, wenn 
der Jugendliche nicht nachuntersucht worden ist, 
auf Widerspruch. Der Ausschuß für Familien- und 
Jugendfragen ist der Ansicht, es brauchten hier 
keine Beschäftigungsverbote aufgestellt zu werden, 
sondern es genüge, wenn der Beschäftiger verpflich- 
tet werde, sich vor Ablauf der Nachuntersuchungs- 
frist einen Nachweis vorlegen zu lassen, daß der 
Jugendliche innerhalb der vorgeschriebenen Frist 
untersucht worden ist. Dieser Ansicht vermochte 
jedoch der Ausschuß für Arbeit im Hinblick auf die 
unterschiedlichen Rechtsfolgen dieser beiden Kon- 
struktionen nicht beizutreten. Wird ein Jugendlicher 
entgegen einem Beschäftigungsverbot beschäftigt 
(z. B. mit verbotenen Arbeiten oder weil er das 
Mindestalter noch nicht erreicht hat oder, wie hier, 
weil er nicht untersucht worden ist), so kann das 
Beschäftigungsverbot von der Aufsichtsbehörde un- 
ter Anwendung des Verwaltungszwangs, hier durch 
Androhung und Festsetzung eines Zwangsgeldes, 
durchgesetzt werden. Das ist aber, wenn der Be- 
schäftiger lediglich verpflichtet wird, sich eine ärzt- 
liche Bescheinigung vorlegen zu lassen, dann nicht 
möglich, wenn der Jugendliche sich weigert, eine 
solche Bescheinigung beizubringen, die Nichterfül- 
lung der Verpflichtung also nicht auf dem Willen 
des Pflichtigen beruht, sondern auf der Weigerung 
des Jugendlichen. Es wäre auch nicht zulässig, den 
Beschäftiger, der sich infolge Weigerung des Jugend- 
lichen nicht fristgerecht eine Bescheinigung über die 
Nachuntersuchung vorlegen lassen kann, gemäß § 66 
Abs. 1 Nr. 5 mit einer Geldbuße zu belegen; denn 
die Verhängung einer Geldbuße setzt voraus, daß 
der Beschäftiger tatsächlich in der Lage ist, seiner 
Pflicht nachzukommen. 

Schließlich kann auch die Entfernung eines nicht- 
untersuchten Jugendlichen aus dem Betrieb gemäß 
§ 58 des Entwurfs bei bloßer Verpflichtung des 
Beschäftigers, sich eine ärztliche Bescheinigung vor- 
legen zu lassen, mindestens nach dem gegenwärtigen 
Wortlaut dieses Paragraphen nicht erzwungen wer- 
den. 

Dem Ausschuß liegt jedoch in seiner Mehrheit 
daran, die ärztliche Betreuung, so wie sie das Ge- 
setz vorsieht, in derselben Weise (wenn nötig, durdi 
Anwendung von Verwaltungszwang und Ahndung 
von Zuwiderhandlungen) zu sichern, wie alle an- 
deren Bestimmungen des Entwurfs. Er hat deshalb 
einen Antrag, den § 41 Abs. 1 und 2 im Sinne des 
Vorschlags des Ausschusses für Familien- und 
Jugendfragen zu ändern, abgelehnt. 


Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die in § 41 
vorgesehenen Pflichtuntersuchungen bestehen, wie 
der Rechtsausschuß festgestellt hat, nicht. 


über die Fristen für die Untersuchungen gingen 
die Ansichten ebenfalls auseinander. Der Bundes- 
rat hatte bereits in der 2. Wahlperiode in seiner 
Stellungnahme zum Regierungsentwurf vorgeschla- 
gen, sowohl in den Fällen des Absatzes 1 (Auf- 
nahme einer Beschäftigung) als auch in denen des 
Absatzes 2 (Fortsetzung der Beschäftigung! die 
Frist von 18 Monaten aus medizinischen Gründen 
auf 12 Monate zu verkürzen. In der 3. Wahlperiode 
hat er seinen Vorschlag etwas abgewandelt und für 
Absatz 2 eine Verkürzung der Frist von 18 auf 12 
Monate nur noch für die erste Nachuntersuchung 
empfohlen. 

Der Ausschuß teilt in seiner Mehrheit die Mei- 
nung des Bundesrates, daß, wenn ein Jugendlicher 
neu in einen Betrieb eintritt, eine 18 Monate zu- 
rückliegende Untersuchung nicht genügt, daß für 
diese Fälle vielmehr eine Untersuchung, die nicht 
länger als 12 Monate zurückliegen darf, gefordert 
werden muß, und hat eine entsprechende Änderung 
des Absatzes 1 Nr. 1 beschlossen. 


Was die Nachuntersuchungen angeht, so ist der 
Ausschuß für Familien- und Jugendfragen im Ge- 
gensatz zum Regierungsentwurf und zum Bundes- 
rat der Meinung, es bedürfe nicht bei allen Ju- 
genlichen einer Nachuntersuchung in regelmäßigen 
Zeitabständen. Wenn der Jugendliche seine Stelle 
nicht wechsele, reiche eine einzige Untersuchung bis 
zum Ablauf des ersten Beschäftigungsjahres aus, 
jedenfalls bei normal entwickelten Jugendlichen. Bei 
Jugendlichen, die nicht völlig gesund seien oder 
dem ihrem Alter entsprechenden Entwicklungsstand 
nicht entsprächen oder bei denen sich die Auswir- 
kungen der Berufsarbeit auf Gesundheit und Ent- 
wicklung noch nicht übersehen ließen, könne der 
Arzt nach Absatz 3 eine Nachuntersuchung anord- 


Der Ausschuß für Arbeit vermochte in seiner 
Mehrheit diesem Vorschlag nicht zuzustimmen. Der 
Vorschlag bedeutet, daß ein Jugendlicher, der mit 
14 Jahren nach Verlassen der Volksschule eine 
Stelle annimmt, u. U., nämlich wenn er die Stelle bis 
zur Vollendung des 18. Lebensjahres nicht wechselt, 
mit 15 Jahren zum letzten Mal untersucht wird und 
von da ab ohne gesundheitliche Betreuung bleibt, 
womöglich sogar schon in einem noch jüngerem 
Alter; denn da der Ausschuß für Familien- und Ju- 
gendfragen für die Nachuntersuchung nur vorsieht, 
daß sie „vor Ablauf des ersten Beschäftigungs- 
jahres“ stattfinden muß, würde dem auch durch eine 
kurz nach Beginn der Beschäftigung liegende Unter- 
suchung Genüge getan. Die Möglichkeit, daß der 
Arzt durch Anordnung von Nachuntersuchungen den 
Jugendlichen weiter unter ärztlicher Überwachung 
halten kann, auf die der Ausschuß für Familien- 
und Jugendfragen hinweist, reicht nicht aus, weil 
sich auch bei Jugendlichen, die mit 15 Jahren ge- 


Zu § 41 Abs 1 


Zu § 41 Abs. 2 


nen. 
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sund und normal entwickelt sind, bei denen also ein 
Anlaß zur Anordnung einer Nachuntersuchung nicht 
besteht, später Krankheiten oder andere gesundheit- 
liche Schwächen oder Schäden einstellen können, 
die ohne Nachuntersuchungen zum Schaden des Ju- 
gendlichen zu spät entdeckt werden. Der Jugend- 
liche befindet sich in den Reifejahren in einer so 
sprunghaften Entwicklung, daß der Schluß, ein Ju- 
gendlicher, der mit 15 Jahren gesund und normal 
entwickelt ist, werde es auch bis zum 18. Lebens- 
jahr bleiben, nicht berechtigt ist. Abgesehen davon 
würde die Vorschrift, daß die Jugendlichen bis zum 
Ablauf des ersten Beschäftigungsjahres zu untersu- 
chen sind, wegen der meist im April beginnenden 
Lehr- und Arbeitsverhältnisse zu einer unerwünsch- 
ten Zusammendrängung der Untersuchungen jeweils 
im März führen. 

Der Ausschuß hat es deshalb bei laufenden Nach- 
untersuchungen, wie sie der Regierungsentwurf vor- 
sieht, belassen und Änderungsanträge abgelehnt. Er 
ist auch der Ansicht, daß es genügt, wenn die Nach- 
untersuchungen alle 18 Monate stattfinden. 

Zu § 42 Abs. 2 

Der Ausschuß hat in Übereinstimmung mit dem 
Ausschuß für Familien- und Jugendfragen die Strei- 
chung des Absatzes 2 beschlossen, weil sein Inhalt 
keiner Festlegung im Gesetz selbst bedarf. Worauf 
der Arzt bei der Untersuchung zu achten und was 
er festzuhalten hat, kann in der auf § 50 Abs. 1 
Nr. 2 gestützten Rechtsverordnung später im ein- 
zelnen vorgeschrieben werden. 

Zu § 42 Abs. 3 

Die Mehrheit des Ausschusses hält es in Über- 
einstimmung mit dem Ausschuß für Familien- und 
Jugendfragen nicht für richtig, daß dem Beschäfti- 
ger mitgeteilt wird, nach Ansicht des Arztes werde 
die Gesundheit des Jugendlichen gefährdet, wenn er 
bestimmte Arbeiten ausübt. Zwar soll sich die Un- 
tersuchung des Arztes auch hierauf erstrecken; seine 
Warnungen vor bestimmten Arbeiten sollen aber 
nur dem Jugendlichen und seinen Eltern bekannt- 
gegeben werden, damit sie sich bei der Berufswahl 
danach richten können, nicht aber dem Beschäftiger. 
Denn ein Jugendlicher, in dessen Bescheinigung 
über die ärztliche Untersuchung Arbeiten, die er 
meiden soll, aufgeführt werden, wird u. U. nicht als 
vollwertige Arbeitskraft angesehen und bei der 
Besetzung auch solcher Arbeitsplätze übergangen, 
denen er ohne weiteres gewachsen ist. 

Daß dem Beschäftiger auf keinen Fall das Ergeb- 
nis der ärztlichen Untersuchung mitgeteilt wird, 
woran schon die Fassung der Regierungsvorlage 
keinen Zweifel läßt, ist durch die Änderung des 
Absatzes 3 noch mehr hervorgehoben worden. 

Damit deutlicher wird, daß die ärztlichen Unter- 
suchungen in erster Linie dem Jugendlichen und 
seinen Eltern zugute kommen sollen, möchte der 
Ausschuß, auch hierin dem Ausschuß für Familien- 
und Jugendfragen beistimmend, die Mitteilung an 
die Eltern des Jugendlichen an die Spitze des Ab- 
satzes stellen. 


Der Ausschuß hat entsprechende Änderungen des 
Absatzes 3 beschlossen. 

Zu § 43 Abs. 1 

Der Ausschuß hat beschlossen, daß, wenn der 
Jugendliche während des Laufs einer Nachunter- 
suchungsfrist in einen anderen Betrieb übergeht, der 
alte Betrieb die ärztliche Bescheinigung nicht dem 
neuen Beschäftiger zu übersenden, sondern — eben- 
so wie die sonstigen Arbeitspapiere — dem Jugend- 
lichen auszuhändigen hat. 

Zu § 43 Abs. 2 

Nachdem der Ausschuß beschlossen hat, in § 42 
Abs. 3 die Bestimmung, wonach der Arzt die Ar- 
beiten, von denen er dem Jugendlichen abrät, in der 
für den Beschäftiger bestimmten Bescheinigung ver- 
merken muß, fallen zu lassen, ist der Absatz 2 
gegenstandslos geworden und daher gestrichen 
worden. 

Zu § 44 Abs. 1 

Der Ausschuß ist ebenso wie die mitberatenden 
Ausschüsse der Ansicht, daß die Aufsichtsbehörde 
die ärztliche Untersuchung eines Jugendlichen nicht, 
wie es der Regierungsentwurf vorsieht, ohne weite- 
res anordnen darf, sondern daß sie zuvor ihre 
Befürchtung, die dem Jugendlichen übertragenen 
Arbeiten könnten seine Gesundheit gefährden, den 
Eltern und dem Beschäftiger mitteilen und den 
Jugendlichen auffordern muß, sich ärztlich unter- 
suchen zu lassen. Den Überlegungen und der Ent- 
scheidung der Eltern, was in solchem Falle zu tun 
sei, soll zunächst der Vorrang gegeben werden. Da 
auch dem Beschäftiger die Befürchtungen mitgeteilt 
werden, hat er, wenn er die Befürchtungen teilt, 
Gelegenheit, dem Jugendlichen eine andere Arbeit 
zu übertragen. Auch kann er seinen Einfluß bei dem 
Jugendlichen geltend machen und ihn anhalten, sich 
untersuchen zu lassen. 

Geschieht jedoch nichts, wird der Jugendliche 
nicht aus der ihn gefährdenden Arbeit heraus- 
genommen und läßt er sich auch nicht binnen einer 
angemessenen Frist untersuchen, so darf es hierbei 
nicht sein Bewenden haben. Der Ausschuß ist in 
Übereinstimmung mit dem Rechtsausschuß vielmehr 
der Ansicht, daß dann die Aufsichtsbehörde in der 
Lage sein muß, die ärztliche Untersuchung anzu- 
ordnen, um Klarheit über den Gesundheitszustand 
des Jugendlichen und die ihm durch die Arbeit 
drohenden Gefahren zu schaffen. 

Der Ausschuß hat beschlossen, den Absatz 1 dem- 
entsprechend umzugestalten und ihn durch eine vom 
Bundesrat vorgeschlagene Grundrechtseinschränkung 
zu ergänzen. 

Zu § 44 Abs. 2 

Der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen hat 
vorgeschlagen, den Absatz 2 zu streichen. Der Aus- 
schuß für Arbeit hat jedoch einen entsprechenden 
Streichungsantrag abgelehnt. Ist auf Grund einer 
ärztlichen Untersuchung mit der Gefahr zu rechnen. 
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daß der Jugendliche durch die Arbeiten, mit denen 
er beschäftigt wird, in seiner Gesundheit geschä- 
digt wird, so muß nach Ansicht des Ausschusses 
der Aufsichtsbehörde das Recht zustehen, einzu- 
greifen und die Beschäftigung des Jugendlichen mit 
diesen Arbeiten zu verbieten oder zu beschränken, 
wie dies der Regierungsentwurf vorsieht. Er hat 
jedoch, eine Empfehlung des Rechtsauschusses über- 
nehmend, beschlossen, dem Absatz 2 einen Satz 
anzufügen, wonach den Eltern vorher Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben ist. 

Wie der Rechts ausschuß festgestellt hat, bestehen, 
wenn dieser Satz angefügt wird, gegen Absatz 2 
keine verfassungsrechtlichen Bedenken. 

Zu § 46 

Während der Bundesrat Streichung der Vorschrift 
vorgeschlagen hat mit der Begründung, ob und in 
welchem Umfang die Länder oder die Arbeitgeber 
die Kosten der ärztlichen Untersuchungen tragen 
sollten, werde zweckmäßigerweise der landesrecht- 
lichen Regelung Vorbehalten, ist der Ausschuß in 
Übereinstimmung mit dem Ausschuß für Familien- 
und Jugendfragen der Ansicht, daß der Beschäftiger 
an den Kosten der ärztlichen Untersuchung nicht 
beteiligt werden soll, wie dies der Regierungs- 
entwurf vorsieht, sondern daß die Kosten sämtlich 
den Ländern zur Last fallen sollen. Denn der Be- 
schäftiger muß bereits nach § 45 Freizeit für die 
Untersuchungen gewähren und diese Freizeit be- 
zahlen. 

Der Ausschuß hat eine entsprechende Änderung 
des § 46 beschlossen. 

Zu § 47 Abs. 1 

über die Frage, ob alle Ärzte, die zur Ausübung 
des ärztlichen Berufs in eigener Praxis berechtigt 
sind, ohne weiteres die in diesem Abschnitt vor- 
geschriebenen Untersuchungen sollen vornehmen 
dürfen, so daß der § 47 Abs. 1 ersatzlos, wie dies im 
Ausschuß beantragt worden war, gestrichen werden 
könnte, hat eine längere Aussprache stattgefunden, 
Folgende Überlegungen führten dazu, den Strei- 
chungsantrag abzulehnen und es im wesentlichen 
bei der Regierungsvorlage zu belassen, die in 
Nummer 4 und 5 für diejenigen Ärzte, die nicht Ge- 
werbe- oder Ämtsärzte oder für das Ärbeits- oder 
das Gesundheitsamt tätig sind, eine besondere Er- 
mächtigung durch den staatlichen Gewerbearzt ver- 
langt. 

1. Es wird für wünschenswert gehalten, daß die 
Ärzte, die die Untersuchungen der Jugendlichen 
vornehmen, bereits eine gewisse allgemeine 
ärztliche Erfahrung durch längere Ausübung 
ärztlicher Tätigkeit gewonnen haben und daß sie 
durch Facharzttätigkeit, z. B. die eines Augen- 
arztes, eines Pathologen oder Röntgenologen, 
nicht in einem solchen Maße spezialisiert sind, 
daß sie den jugendärztlichen Fragen nicht mehr 
nahe genug stehen. Es wird also eine gewisse 
Auswahl unter dem Gesichtspunkt der persön- 
lichen Eignung getroffen werden müssen. Es 
wäre jedoch nicht gestattet, eine beantragte Er- 


mächtigung etwa mit der Begründung abzuleh- 
nen, es sei bereits eine genügende Zahl von 
Ärzten zugelassen. Das würde zu dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 23. März 1960 in 
Widerspruch stehen, das den § 368a Abs. 1 Satz 1 
RVO, der eine Beschränkung der Zulassung nach 
einer Verhältniszahl vorschreibt, für verfassungs- 
widrig erklärt hat. 

2. Auch die Ärzte, die auf Grund ihrer bisherigen 
Tätigkeit als geeignet erscheinen, bedürfen in 
der Regel noch einer Einführung in die beson- 
deren und neuen Aufgaben, die ihnen durch die 
Untersuchungen gestellt werden. Es wird nötig 
sein, sie durch Lehrgänge in ihr neues Auf- 
gabengebiet einzuführen. Die Lehrgänge sollen 
ihnen Grundkenntnisse der Arbeitsphysiologie 
und der Arbeitspsychologie, der Arbeitsmedizin 
und des Arbeitsschutzes sowie weiter Kenntnisse 
der sozialen Lage, der Konstitution und des Ent- 
wicklungswandels der Jugend vermitteln. Schließ- 
lich sollen die Ärzte in den Lehrgängen mit den 
wichtigsten Berufen bekanntgemacht werden, 
wobei ihnen durch Besichtigung von Betrieben 
das moderne Arbeitsleben und die Anforderun- 
gen, die in den Betrieben heute an die Jugend- 
lichen gestellt werden, nahegebracht werden. 

3. Die Ärzte, die an den Untersuchungen Jugend- 
licher interessiert sind, sollen ihr Interesse da- 
durch bekunden, daß sie beim Gewerbearzt die 
Zulassung beantragen. Da jede Untersudiung 
eine gewisse Zeit (etwa 20 bis 30 Minuten) bean- 
sprucht, könnte die Qualität der Untersuchungen 
leiden, wenn der Arzt diese Untersuchungen 
während seiner allgemeinen, vielleicht überfüll- 
ten Sprechstunden vornähme. Der Arzt soll sich 
also verpflichten, besondere Sprechstunden für 
Jugendliche anzusetzen und die Jugendlichen 
nach Möglichkeit nur in diesen Sprechstunden zu 
untersuchen. 

Aus diesen Gründen erscheint es geboten, am 
Erfordernis der Ermächtigung festzuhalten. In die- 
sem Verfahren wird geprüft, ob die unter 1. bis 3. 
genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Das bedeu- 
tet ebensowenig eine Diskriminierung oder ein 
Mißtrauen gegenüber der Ärzteschaft, wie die für 
die Behandlung von Kassenpatienten nach wie vor 
erforderliche Zulassung zur Kassenpraxis, sondern 
lediglich eine Sicherung der ordnungsmäßigen Ab- 
wicklung der Untersuchungen. Daß eine solche Er- 
mächtigung für den Gewerbe arzt und den Amtsarzt 
sowie für Ärzte, die für Ärbeits- oder Gesundheits- 
ämter tätig sind, nicht vorgeschrieben ist, hängt 
damit zusammen, daß bei diesen Ärzten die erfor- 
derlichen Kenntnisse im allgemeinen unterstellt 
werden können, und daß, wo sie nicht vorhanden 
sind, die Behörde, bei der die Ärzte beschäftigt 
sind, von sich aus schon dafür sorgt, daß diese 
Kenntnisse alsbald erworben werden. 

Auf die Ermächtigung jedes einzelnen Arztes zu 
verzichten und statt dessen etwa zu bestimmen, 
daß alle zur Kassenpraxis zugelassenen Ärzte auch 
die hier in Rede stehenden Untersuchungen ohne 
weiteres vornehmen dürfen, wie dies auch vor ge- 
schlagen worden ist, wäre nicht ohne Bedenken. 
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Einerseits gibt es unter denjenigen Ärzten, die nicht ’ 
zur Kassenpraxis zugelassen sind, ebenfalls Ärzte, ' 
die für die Untersuchungen die richtigen Voraus- j 
Setzungen mitbringen; andererseits hat nicht jeder 
Kassenarzt, vor allem nicht der viel beschäftigte, 
Interesse an diesen Untersuchungen und ist auch ■ 
nicht bereit, einen Einführungslehrgang, auf den j 
auch bei Kassenärzten nicht verzichtet werden | 
könnte, mitziimachen und besondere Sprechstunden | 
für Jugendliche einzurichten. I 

In Nummer 5 hat der Ausschuß zusätzlich vor- 
geschrieben, daß die Ermächtigung den „sonstigen 
Ärzten" nur „im Benehmen mit der Landesärzte- 
kammer" erteilt werden darf. Die Einschaltung der 
Landesärztekammer empfiehlt sich, weil sie den 
besten Überblick über die in Frage kommenden 
Ärzte hat und weil sie vermutlich auch an der Pla- 
nung und Einrichtung der Einführungskurse mit- 
wirken wird. | 

Der Ausschuß hat in Übereinstimmung mit den ! 
niitberatenden Ausschüssen weiter beschlossen, den | 
Satz 2 der Regierungsvorlage zu streichen. An den ; 
Untersuchungen sollen prinzipiell alle Gruppen von ' 
Ärzten beteiligt werden, und es soll keine Möglich- ; 
keit bestehen, daß bestimmte Gruppen von Ärzten ! 
von diesen Untersuchungen ausgeschlossen werden. 
Jedoch soll in Abweichung von der Regierungsvor- 
lage die Befugnis des Werksarztes auf Nachunter- 
suchungen beschränkt und er von der ersten Unter- ' 
suchung der Jugendlichen ausgeschlotssen werden. 
Der Ausschuß hat einen entsprechenden Zusatz zu 
Absatz 1 beschlossen. 

Zu § 47 Abs. 2 I 

Sonderbestimmungen für die Ärzte der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Bundespost hält der 
Ausschuß nicht für notwendig und hat die Streichung 
dieser Bestimmungen beschlossen. 

Zu § 48 

Obwohl der Regierungsentwurf auf das ärztliche 
Berufsgeheimnis weitgehend Rücksicht nimmt und 
in § 48 nur eine gegenseitige Unterrichtung unter 
Ärzten vorschreibt, glaubt der Rechtsausschuß von 
verfassungsrechtlichen Bedenken im Hinblick auf 
Artikel 1 Abs. 1 (Würde des Menschen) und Artikel ' 
2 Abs. 1 GG (freie Entfaltung der Persönlichkeit) 
nicht völlig absehen zu können und hat einen Zu- 
satz empfohlen, wonach die Aushändigung der Un- , 
tersuchungsbefunde an den Gewerbearzt und den i 
nachuntersuchenden Arzt nur im Einverständnis mit i 
dem gesetzlichen Vertreter des Jugendlichen erfol- ' 
gen dürfe. 

Nach Ansicht der Mehrheit des Ausschusses für 
Arbeit geht dieser Zusatz zu weit. Dem Jugend- 
lichen kann an der gegenseitigen Unterrichtung dei 
Arzte, da sie u. U. zu einem richtigeren Ergebnis 
der späteren Untersuchung führt, nur gelegen sein, i 
Das gilt um so mehr, nachdem der Ausschuß die 
Vorschrift der' Regierungsvorlage gestrichen hat, : 
wonach die für den Beschäftiger bestimmte Beschei- : 
nigung auch die Arbeiten aufführen muß, von denen j 


der Arzt dem Jugendlichen aus gesundheitlichen 
Gründen abrät. Da also aus der Mitteilung der Un- 
tersuchungsbefunde, wie immer sie auch ausgefallen 
sein mögen, dem Jugendlichen keinerlei Nachteile 
mehr entstehen können, die Mitteilung vielmehr 
ausschließlich seinem Interesse dient, kann das Ein- 
verständnis der Eltern mit der Weitergabe der Un- 
tersuchungsbefunde an den Gewerbearzt und den 
nachiintersuchenden Arzt ohne Bedenken unterstellt 
werden. Der Ausschuß hält deshalb einen Zusatz für 
ausreichend, wonach die Untorrichtungspflicht nur 
entfällt, wenn der gesetzliche Vertreter des Jugend- 
lichen der Weitergabe der Untersuchungsbefunde 
widerspricht, und hat einen entsprechenden Be- 
schluß gefaßt. 

Eine solche Regelung deckt sich auch in etwa mit 
den Vorschriften über die Schweigepflicht in den 
Berufsordnungen für Ärzte (vgl. z. B. § 2 Abs. 8 der 
Berufsordnung der Landesärztekammer Rheinland- 
Pfalz, wonach, wenn mehrere Ärzte gleichzeitig oder 
nacheinander denselben Patienten behandeln, sie 
untereinander von der Schweigepflicht insoweit be- 
freit sind, als der Patient nicht etwas anderes be- 
stimmt). Sie hat auch praktische Vorteile, weil die 
umständliche Einholung des Einverständnisses der 
Eltern entfällt, das zudem möglicherweise öfters aus 
bloßer Bequemlichkeit nicht gegeben wird. 

Zu § 50 Abs. 1 Nr. 1 

Im Ausschuß für Arbeit ist erörtert worden, ob 
die dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung erteilte Ermächtigung, lür einzelne Arten von 
Betrieben und Arbeiten, die mit besonderen Ge- 
fahren für Leben oder Gesundheit verbunden sind, 
die Frist von 18 Monaten zwischen den Untersu- 
chungen zu verkürzen und weitere Untersuchungen 
anzuordnen, etwa ausschließt, daß der Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung auf Grund des 
§ 33 Abs. 2 vorschreibt, daß mit bestimmten ge- 
sundheitsgefährlichen Arbeiten nur Jugendliche be- 
schäftigt werden dürfen, die vom staatlichen Ge- 
werbearzt oder einem von diesem ermächtigten 
Arzt untersucht und als tauglich für die vorge- 
sehene Arbeit erklärt worden sind, und daß die Ju- 
gendlichen, wenn sich bei einer Nachuntersuchung 
eine Erkrankung oder Gefährdung ergibt, so lange 
von der Arbeit fernzuhalten sind, bis der Arzt auf 
Grund einer neuen Untersuchung die Weiterbe- 
schäftigung für unbedenklich erklärt hat (vgl. z. B. 
die Verordnung über die Beschäftigung Jugend- 
licher in Tiefdruckereien vom 24. Juni 1958 — 
BGBl. I S. 417 — und § 12 der Glashüttenverord- 
nung vom 23. Dezember 1938 — RGBl. I S. 1961). 
Der Ausschuß hat ausdrücklich festgestellt, daß sich 
nach wie vor die Notwendigkeit ergeben kann, für 
bestimmte gesundhehsgefährhehe Arbeiten beson- 
dere Untersuchungen und Tauglichkeitserklärungen 
durch speziell ermächtigte Arzte vorzuschreiben, 
und daß § 50 Abs. 1 Nr. 1 nicht hindert, daß solche 
Vorschriften auf Grund des § 33 Abs. 2, wie bisher 
auf Grund des § 20 Abs. 1 des geltenden Jugend- 
schutzgesetzes, auch künftig erlassen werden kön- 
nen, da es sich insoweit um eine Beschränkung der 
Beschäftigung handelt. 
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Zu § 50 Abs. 2 

Die Streichungen, die der Ausschuß in diesem 
Absatz vorgenommen hat, sind eine Folge der Än- 
derung des § 46. 

I 

Zu § 51 

Entsprechend der Umstellung in § 1 Abs. 1 Nr. 1 
hat der Ausschuß auch in § 51 eine Umstellung und 
gleichzeitig eine Ergänzung beschlossen und an | 
erster Stelle die Lehrlinge entsprechend ihrer zah- i 
lenmäßigen Bedeutung aufgeführt. j 

Dasselbe ist zu § 52 und § 53 beschlossen worden. 

Zu § 52 

Der Ausschuß hat eine geringfügige Kürzung der j 
in das Verzeichnis der Jugendlichen einzutragenden I 
Angaben beschlossen. 

Dieselbe Kürzung ist zu § 54 Abs. 1 Nr. 1 be- 
schlossen worden. 

Zu § 53 

Der Regierungsentwurf verpflichtet den Beschäfti- 
ger, gewährte Freizeit „am folgenden Werktag'' in 
ein Verzeichnis einzutragen. Mit Rücksicht darauf, 
daß der folgende Werktag ein betrieblich arbeits- 
freier Tag, z. B. ein Sam.stag sein kann, hat bereits 
der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen vor- 
geschlagen, den Beschäftiger zur „unverzüglichen" 
Eintragung zu verpflichten. 

Dem hat sich der Ausschuß für Arbeit angeschlos- 
sen und eine entsprechende Änderung beschlossen. 

Zu § 54 Abs. 3 

Der Regierungsentwurf verpflichtet die Hausfrau, 
die Einstellung einer Jugendlichen in den uamilion- 
haushalt der Aufsichtsbehörde mitzuteilen. Der Aus- 
schuß erwog eingehend, ob der Hausfrau nicht die 
Mitteilung über die Einstellung einer Jugendlichen 
an die Aufsichtsbehörde erspart werden kann und 
statt dessen z. B. die Krankenkasse, bei der die 
Hausfrau die Jugendliche anzumelden hat, oder auch 
das Arbeitsamt, dem die Krankenkasse einen Durch- 
schlag der Anmeldung übersendet, mit der Unter- 
richtung der Aufsichtsbehörde in irgendeiner Form 
beauftragt werden kann. Es ergab sich jedoch, daß 
dies ohne beträchtliche Kosten und Umstände nicht 
möglich ist. 

Der Regierungsentwurf verlangt, daß die Haus- 
frau die Anzeige vor Beginn der Beschäftigung er- 
stattet. Der Ausschuß hat, einem Vorschlag des 
Ausschusses für Familien- und Jugendfragen fol- 
gend, beschlossen, die Mitteilungspflicht erst bei Be- 
ginn der Beschäftigung eintreten zu lassen, damit in 
Fällen, in denen sich die geplante Einstellung im 
letzten Augenblick zerschlägt, nicht unnütze Mit- 
teilungen gemacht werden. 

Die beschlossene Streichung des Nebensatzes 
„falls die Beschäftigung im Haushalt nicht nach § 57 
Abs. 1 Satz 2 von der Aufsicht ausgenommen ist", 
hängt mit der Änderung des § 57 Abs. 1 zusammen 
(siehe Bemerkungen zu § 57 Abs. 1 Satz 2). 


Zu § 57 Abs. 1 Satz l 

Dagegen, daß ein P>undesgesctz die Zuständigkeit 
von Landesbehörden, hier für die Aufsicht über die 
Ausführung des Gesetzes, festlegt, hatte bereits der 
Bandesrat verfassungspolitische Bedenken erhoben; 
er ist außerdem der Ansicht, daß es für die im 
Regierungsentwurf vorgesehene Verwaltungszustän- 
digkeit von Bundesbehörden auf dem Gebiete des 
Arbeitsschutzes an einer verfassungsrechtlichen 
Grundlage fehlt. Der Bundesrat hatte deshalb eine 
neue Fassung des Satzes 1 vorgeschlagen, die die 
Bestimmung der Aufsichtsbehörden in die Hand der 
Landesregierungen legt. Die Bundesregierung hatte 
dem zugestimmt. 

Auch der Ausschuß hält die Bedenken des Bundes- 
rates für berechtigt und hat eine Änderung des 
Satzes 1, wie vom Bundesrat vorgeschlagen, be- 
schlossen. 

Aus denselben Gründen sind auch in § 60 Abs. 1 
die Eingangsworte geändert und Absatz 2 gestrichen 
v/orden. 

Der Ausschuß hat in diesem Zusammenhang den 
Landesregierungen empfohlen, bei der Bestimmung 
der Aufsichtsbehörden keinen Unterschied zu 
machen zwischen öffentlichen Verwaltungen und 
Betrieben einerseits und den sonstigen Betrieben 
i andererseits und bei ersteren nicht etwa die Auf- 
1 sicht den Vorgesetzten Dienstbehörden zu über- 
: tragen, wie das z. B. § 27 Abs. 6 der Arbeitszeit- 
, Ordnung und § 26 Abs. 6 des geltenden Jugend- 
i Schutzgesetzes noch tun. Im Gegensatz dazu über- 
I trägt das neue Mutterschutzgesetz von 1952 in § 19 
! die Aufsicht über alle Betriebe und Verwaltungen 
einheitlich den Gewerbeaufsichtsämtern. 

Zu § 57 Abs. 1 Satz 2 

Da eine ordnungsmäßige, mit laufenden Kon- 
liollen verbundene Aufsicht über die Innehaltung 
der Vorschriften des Gesetzes in Familienhaushalten 
angesichts der sehr zahlreichen Haushalte, in denen 
jeweils meist nur eine Arbeitskraft beschäftigt ist, 
besondere Schwierigkeiten macht, sieht der Regie- 
rimgsentwurf vor, daß die Landesregierungen die 
Ausführung der Vorschriften des Gesetzes in Fami- 
henhaiLshalten von der Aufsicht ausnehmen können. 
Der Biindesrat hatte dem widersprochen und vorge- 
schlagen, die Beschäftigung im Familienhaushalt be- 
leits im Gesetz von der Aufsicht auszunehmen. Wie 
die Bunderreglerung in ihrer Stellungnahme zu die- 
sem Vorschlag ausführt, ist jedoch eine so weit- 
gehende Sonderstellung der Familienhaushalte, was 
die Aufsicht anlangt, nicht vertretbar. Um aber den 
Behörden die Aufsicht über die Haushalte zu er- 
leichtern, hat sie vorgeschlagen, die Landesregie- 
rungen zu ermächtigen, durch Rechtsverordnung die 
Aufsicht über Familienhaushalte auf gelegentliche 
Revisionen zu beschränken. 

Der Ausschuß ist in Übereinstimmung mit dem 
Ausschuß für Familien- und Jugendfragen der An- 
sicht, daß dies eine brauchbare Lösung der Schwie- 
rigkeiten ist, die einerseits die Famdienhaushalte 
nicht gänzlich der Aufsicht entzieht, insbesondere 
den Aufsichtsbehörden die Möglichkeit läßt, im Ein- 
zelfall einzugreifen und gegen gesetzwidrige Be- 
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schäftigung vorzugehen, andererseits aber die Auf- 
sichtsbehörden von einer laufenden Überwachung 
und regelmäßigen Kontrolle befreit. Der Ausschuß 
hat deshalb eine Änderung des Satzes 2, wie von 
der Bundesregierung vorgeschlagen, beschlossen. 

Zu § 57 Abs. 2 

Der Ausschuß hat beschlossen, den Absatz 2 durch 
die vom Bundesrat empfohlene Grundrechtsein- 
schränkung zu ergänzen. 

Zu § 58 

Der Ausschuß hat auch hier die vom Bundesrat 
empfohlenen Zusätze betreffend Grundrechtsein- 
schränkungen beschlossen, ebenso im Hinblick auf 
die unterschiedlichen Verhältnisse in den einzelnen 
Bundesländern die Ersetzung des Wortes „polizei- 
lich" durch „nach den landesrechtlichen Bestim- 
mungen". 

Zu § 59 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Verpflich- 
tung der Lehrer, den Aufsichtsbehörden auf Ver- 
langen im Einzelfall Wahrnehmungen über die Ver- 
letzung von Vorschriften des Gesetzes mitzuteilen, 
ist nur von einer Minderheit des Ausschusses ge- 
billigt worden; die Mehrheit hat die Vorschrift in 
Übereinstimmung mit den mitberatenden Aus- 
schüssen abgelehnt, da die Mitteilungspflicht die 
Lehrer in den Verdacht der Denunziation bringt und 
dadurch die guten Beziehungen zwischen der Be- 
uitsschule und den Betrieben, auf die insbesondere 
die Schulen angewiesen sind, beeinträchtigen 
könnte. Den Lehrern ist es auch, ohne daß eine Ver- 
pflichtung besteht, unbenommen, beobachtete Ver- 
stöße dem Gewerbeaufsichtsamt mitzuteilen; wo 
eine gute Zusammenarbeit zwischen der Aufsichts- 
behörde und den Schulen besteht, geschieht das 
auch jetzt schon. Die Aussagepflicht des Lehrers ist 
heute auf seine Zeugnispflicht im Strafverfahren 
gegen den Beschäftiger beschränkt; darüber hinaus 
sollen keine neuen Mitteilungspflichten geschaffen 
werden. 

Der Ausschuß hat deshalb Streichung der Vor- 
schrift beschlossen. 

Zu § 60 

Siehe die Bemerkungen zu § 57 Abs. 1 Satz 1. 

Zu §§ 62 und 63 

Sowohl über die Notwendigkeit und Zweckmä- 
ßigkeit der im Regierungsentwiirf vorgesehenen 
Ausschüsse für Jugendarbeifssdiutz als auch über 
die Gestaltung der Ausschüsse im einzelnen gehen 
die Meinungen der Ausschüsse für Arbeit und für 
Familien- und Jugendfragen, des Bundesrates und 
der Regierung weit auseinander. Der Bundesrat und 
der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen halten 
die Einrichtung derartiger Ausschüsse überhaupt für 
überflüssig, der Bundesrat, weil die Einrichtung sol- 
cher Ausschüsse mit dem Grundsatz der Verwal- 
tungsvereinfachung nicht zu vereinbaren sei, der 
Ausschuß für Familien- und Jugendfragen, weil den 


I Ausschüssen im Regierungsentwurf keine echten 
I Aufgaben zugewiesen seien und auch nicht zuge- 
. wiesen werden konnten; ihnen echte Kontrollfunk- 
I tionen zu übertragen oder sie bei der Kontrolle 
, durch die Aufsichtsbehörde mitwirken zu lassen, sei 
mit Rücksicht auf Geschäfts- und Betriebsgeheim- 
nisse, deren Wahrung den Gewerbeaufsichtsbeam- 
' ten durch besondere Vorschrift auferlegt sei, nicht 
I möglich. 

Nach längerer Diskussion im Ausschuß für Arbeit 
wurde ein Antrag auf Streichung der §§ 62 und 63 
mit 10 : 10 Stimmen und einer Enthaltung abge- 
lehnt. Der Ausschuß konnte sich, obwohl er die ge- 
nannten Bedenken durchaus anerkennt, nicht ent- 
schließen, auf die Ausschüsse gänzlich zu verzichten. 
Er ist der Ansicht, daß sie auch in dem begrenzten 
Rahmen des § 63 durch Propagierung der Gedanken 
des Jugendarbeitsausschusses in der Öffentlichkeit 
und dadurch, daß sie in Angelegenheiten von be- 
sonderer Bedeutung die Kenntnisse und Erfahrun- 
gen ihrer aus den verschiedensten Berufen und 
Gruppen stammenden Mitglieder der Behörde zur 
Verfügung stellen, eine nützliche Tätigkeit entfal- 
ten können. Der Ausschuß hält allerdings die Bil- 
dung von Ausschüssen für Jugendarbeitsschutz bei 
allen Aufsichtsbehörden, wie dies der Regierungs- 
entwurf vorsieht, nicht für erforderlich. Auch den 
zunächst erwogenen Gedanken, die Landesregie- 
rungen zu ermächtigen, statt eines Ausschusses bei 
jeder Aufsichtsbehörde einen gemeinsamen Aus- 
schuß für mehrere Aufsichtsbehörden zu errichten, 
hat er wieder fallenlassen, möchte es vielmehr bei 
einem einzigen Ausschuß in jedem Land, der bei der 
zuständigen obersten Landesbehörde errichtet wer- 
den soll, bewenden lassen. 

Der Ausschuß hat deshalb beschlossen, die §§ 62 
und 63 entsprechend umzugestalten. Außerdem hat 
er bestimmt, daß mindestens zwei Mitglieder des 
Ausschusses Frauen sein müssen. 

Da nach den Bemerkungen zu § 57 Abs. 1 Bun- 
desbehörden keine Aufsichtsbehörden sein können, 
ist der Absatz 3 des § 62 gestrichen worden. 

Zu § 64 Abs. 1 

Der Ausschuß ist dem von der Bundesregierung 
akzeptierten Vorschlag des Bundesrates gefolgt und 
hat beschlossen, Verstöße gegen die Vorschriften 
■ über die Nachtruhe und die Sonntagsruhe (vgl. Nr. 2 
und 3) in § 65 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 einzuordnen; 
denn es ist sachlich nicht gerechtfertigt, solche Ver- 
stöße in jedem Fall als Vergehen zu behandeln. 

Zu § 64 Abs. 2 

Entsprechend einer vom Bundesrat gegebenen An- 
regung hat der Ausschuß beschlossen, den Absatz 2 
auch auf Personen zwischen 18 und 21 Jahren aus- 
zudehnen. 

Zu § 65 Abs. 1 

Mit Rücksicht auf die vom Ausschuß beschlosse- 
nen Änderungen in den vorangehenden Vorschrif- 
ten und der Übernahme der Nummern 2 und 3 aus 
§ 64 Abs. 1 mußten in Absatz 1 eine Reihe von Än- 
derungen vorgenommen werden. 
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Zu § 66 Abs. 1 

Die vom Ausschuß beschlossenen Änderungen, 
insbesondere in den Nummern 5 und 9, ergeben sich 
ebenfalls aus Änderungen der vorangehenden Vor- 
schriften. 

Zu §§ 68 und 69 

Der Ausschuß teilt die Ansicht des Regierungs- 
entwurfs, daß bei Beschäftigung eines Kindes oder 
Jugendlichen durch einen Elternteil, etwa im elter- 
lichen Handwerks- oder Einzelhandelsbetrieb (die 
Beschäftigung im Haushalt und im landwirtschaft- 
lichen Betrieb der Eltern ist nach § 1 Abs. 2 Nr, 2 
aus dem Geltungsbereich des Gesetzes überhaupt 
ausgenommen), gewisse Erleichterungen zugunsten 
der Eltern Platz greifen sollen. Diese Ausnahmen 
sollen allerdings auf Eltern beschränkt bleiben, weil 
sie vom Gesetzgeber mit einer besonderen Rechts- 
stellung ausgestattet worden sind, die auch der 
Verfassungsgesetzgeber anerkannt hat (vgl. Arti- 
kel 6 GG). Der Ausschuß ist daher dem zur Erwä- 
gung gestellten Vorschlag des Rechtsausschusses, 
auch Großeltern allgemein in die den Eltern vorbe- 
haltene Sonderstellung einzubeziehen, nicht gefolgt. 
Diese Bevorzugung soll ihnen vielmehr erst dann 
zukommen, wenn sie zum Vormund des Kindes oder 
Jugendlichen bestellt worden sind, zu dem Ver- 
wandtschaftsverhältnis also die vormundschaftliche 
Gewalt getreten ist (vgl. § 68 Abs. 1 Nr. 2). 

Die beschlossene Änderung in § 69 Abs. 1 ist 
redaktioneller Art, die Einfügung in Absatz 3 Satz 2 
entspricht einem von der Bundesregierung gebillig- 
ten Vorschlag des Bundesrates. 

Zu § 70 Abs. 1 

Die Änderung des § 8 Abs. 1 macht auch eine 
Änderung des § 8 Abs. 2 Buchstabe b des Mutter- 
schutzgesetzes notwendig. 

Zu § 70a 

Der Bundesrat hatte den Wunsch geäußert, daß 
anstelle der Vorschrift des § 72 Abs. 5, wonach alle 
Vorschriften außer Kraft treten, die diesem Gesetz 
widersprechen, eine Aufzählung dieser Vorschriften 
gebracht wird. Die Bundesregierung hat dem zuge- 
stimmt und dem Ausschuß eine Zusammenstellung 
aller Urlaubsgesetze der Länder, die auch Vorschrif- 
ten über den Urlaub der Jugendlichen enthalten, 
unter Kennzeichnung der aufzuhebenden Teile vor- 
gelegt. 

Der Ausschuß hat beschlossen, diese Zusammen- 
stellung als § 70a in das Gesetz aufzunehmen. 

Zu § 71a 

Die Einfügung einer Sonderbestimmung für das 
Saarland war notwendig, weil es Vorschriften gibt, 


auf die im Gesetz verwiesen wird, die im Saarland 
aber noch nicht gelten, z. B. das in § 16 Abs. 4 
zitierte Ladenschlußgesetz. 

Zu § 72 Abs. 1 

Als Tag des Inkrafttretens hat der Ausschuß den 
1. Juli 1960 beschlossen. Er wünscht, daß das Gesetz, 
über das nun schon seit Jahren verhandelt wird, 
zum nächtsmöglichen Zeitpunkt in Kraft tritt. 

Zu § 72 Abs. 2 Nr. 5 

Da § 127a Abs. 2 der Gewerbeordnung, der die 
körperliche Züchtigung von Lehrlingen verbietet, 
auch für die über 18 Jahre alten Lehrlinge gilt, hat 
der Ausschuß beschlossen, auf die Aufhebung dieser 
Bestimmungen zu verzichten, zumal sonst auch § 24 
Abs. 2 Satz 2 der Handwerksordnung, der dasselbe 
Verbot für die Handwerkslehrlinge enthält, hätte 
aufgehoben werden müssen. 

Zu § 72 Abs. 2 Nr. 7 

Der Ausschuß hat beschlossen, auch die Num- 
mer 33 der Ausführungsverordnung zum nieder- 
sächsischen Arbeitsschutzgesetz für Jugendliche, die 
einzelne Beschäftigungsverbote für weibliche Ju- 
gendliche enthält, von der Aufhebung auszunehmen. 

Zu § 72 Abs. 2 Nr. 10 und 11 

Einer ausdrücklichen Aufhebung der hier genann- 
ten hamburgischen Bestimmungen bedurfte es nicht 
mehr, da Hamburg diese Bestimmungen kürzlich 
j selbst aufgehoben hat (vgl. Gesetz über die Samm- 
lung des hamburgischen Landesrechts vom 22. Ja- 
nuar 1960, Gesetz- und Verordnungsblatt S. 9). 

Zu § 72 Abs. 2 Nr. 12 

Der Ausschuß hat, einem Vorschlag des Bundes- 
rates folgend, beschlossen, die Berliner Verordnung 
zum Jugendschutzgesetz zur Gänze aufzuheben. 

Zu § 72 Abs. 2 neue Nr. 13 und 14 

Die Liste der aufzuhebenden Vorschriften ist noch 
durch das saarländische Jugendarbeitsschutzgesetz 
und die dazu ergangene Erste Ausführungsverord- 
nung erweitert worden. 

I Zu § 72 Abs. 5 

j Der Ausschuß wünscht ausdrücklich klarzustellen, 

I daß die zahlreichen, auf Grund des § 120e der Ge- 
werbeordnung oder des § 20 des Jugendschutz- 
gesetzes von 1938 erlassenen Vorschriften, die Be- 
schäftigungsverbote und sonstige Schutzvorschriften 
für Jugendliche enthalten, einstweilen in Kraft blei- 
ben, und hat deshalb beschlossen, den Absatz 5 des 
Regierungsentwurfs (vgl. die Bemerkungen zu § 70a) 
durch eine entsprechende Vorschrift zu ersetzen. 


Bonn, den 2. Mai 1960 


Jahn (Stuttgart) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 317 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen ; 

2. den von der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zum Schutze der arbeiten- 
den Jugend (Jugendarbeitsschutzgesetz) — Druck- 
sache 31 (neu) — als durch den Beschluß zu 
Nr. 1 erledigt abzulehnen; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Ein- 
gaben und Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 2. Mai 1960 


Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Jahn (Stuttgart) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) 

— Drucksache 317 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zum Schutze Entwurf eines Gesetzes zum Schutze 

der arbeitenden Jugend (Jugendarbeitsschutzgesetz) der arbeitenden Jugend (Jugendarbeitsschutzgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: lates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Beschäftigung von 
Kindern und Jugendlichen 

1. als Arbeiter, Angestellte, Lehrlinge, An- 
lernlinge, Praktikanten und Volontäre, 

2. mit sonstigen Dienstleistungen, die der 
Arbeitsleistung von Arbeitern, Angestell- 
ten, Lehrlingen und Anlernlingen ähnlich 
sind. 


3. als Heimarbeiter. 

(2) Ausgenommen ist 

1. eine Beschäftigung, mit der überwiegend 
Zwecke der Erziehung, der Heilung oder 
des Schulunterrichts verfolgt werden, 

2. die Beschäftigung verwandter Kinder und 
Jugendlicher (§ 68) im Familienhaushalt 
und in der Landwirtschaft (§ 26), 

3. die Beschäftigung von Jugendlichen über 
17 Jahre, die die Abschlußprüfung in 
einem Lehrberuf bestanden haben und als 
Fachkraft tätig sind. 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Beschäftigung von 
Kindern und Jugendlichen 

1. als Lehrlinge, Anlernlinge, Arbeiter, Ange- 
stellte, Praktikanten und Volontäre, 

2. mit sonstigen Dienstleistungen, die der 
Arbeitsleistung von Lehrlingen, Anlern- 
lingen, Arbeitern und Angestellten ähnlich 
sind; hierunter fallen nicht gelegentliche, 
geringfügige Hilfeleistungen, die aus Ge- 
fälligkeit erwiesen werden, 

3. unverändert 

(2) unverändert 
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Entwurf 

(3) Das Gesetz gilt nicht für die Beschäftigung 
auf Kauffahrteischiffen als Besatzungsmitglied im 
Sinne des § 3 des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. II S. 713). 

§ 2 

Begriff des Kindes und des Jugendlichen 

(1) Kinder im Sinne dieses Gesetzes sind Per- 
sonen, 

1. die noch nicht oder noch zum Besuch einer 
Schule mit Vollunterricht verpflichtet sind, 

2. die, falls sie der Pflicht zum Besuch einer 
solchen Schule nicht unterworfen oder 
von ihr befreit sind, noch nicht 14 Jahre 
alt sind. 

(2) Jugendliche im Sinne dieses Gesetzes sind 
alle übrigen noch nicht 18 Jahre alten Personen. 

§ 3 

Begriff der Arbeitszeit 

fll Tägliche Arbeitszeit ist die Zeit vom Be- 
ginn bis zum Ende der Arbeit ohne die Ruhepausen 
(§ 12). Wochenarbeitszeit ist die Arbeitszeit von 
Montag bis einschließlich Sonntag. 

(2) Als Arbeitszeit gilt im Bergbau unter Tage 
die Schichtzeit. Sie wird gerechnet vom Beginn der 
Seilfahrt bei der Einfahrt bis zu ihrem Wiederbe- 
ginn bei der Ausfahrt oder vom Eintritt des ein* 
zelnen Beschäftigten in das Stollenmundloch bis zu 
seinem Wiederaustritt. 


§ 4 

Arbeitszeit bei mehreren Beschäftigungen 

(1) Wird ein Jugendlicher von mehreren Per- 
sonen beschäftigt, so dürfen die Beschäftigungen 
zusammen die zulässige Dauer der Arbeitszeit nicht 
überschreiten. 

(2) Wird ein Jugendlicher, mit mehreren Arten 
von Arbeiten beschäftigt, für die verschiedene Vor- 
schriften gelten, so finden diejenigen Vorschriften 
über die Arbeitszeit, die für die überwiegend aus- 
geübte Beschäftigung gelten, auf die gesamte Be- 
schäftigung Anwendung. 

§ 5 

Bürgerlich-rechtliche Pflichten 

Die Pflichten, die nach diesem Gesetz und den auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften dem 
Beschäftiger obliegen, gelten zugleich als Pflich- 
ten des Beschäftigers gegenüber dem Beschäftigten 
aus dem Arbeitsverhältnis, soweit sie geeignet sind, 
den Gegenstand einer arbeitsvertraglichen Verein- 
barung zu bilden. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
(3) unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 


§ 5 

Bürgerlich-rechtliche Pflichten 

Die Pflichten, die nach diesem Gesetz und den auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften dem 
Beschäftiger obliegen, gelten zugleich als seine 
Pflichten gegenüber dem Beschäftigten aus dem 
Arbeitsverhältnis, soweit sie geeignet sind, den 
Gegenstand einer arbeitsvertraglichen Vereinbarung 
zu bilden. 
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Drucksache 1816 


E n 1 w u r f 

ZWEITER ABSCHNITT 

Kinderarbeit 

§ 6 

Verbot der Beschäftigung von Kindern 

Die Beschäftigung von Kindern ist verboten. 

§ 7 

Ausnahmen bei Veranstaltungen 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann bewilligen, daß 
Kinder über drei Jahre bei Musikaufführungen, 
Theatervorstellungen und anderen Aufführungen 
sowie im Ton- und Fernsehrundfunk und bei Film- 
aufnahmen mit einer gestaltenden Mitwirkung bis 
zu drei Stunden täglich beschäftigt werden. Das gilt 
nicht für Varietes, Kabaretts, Tanzlokale, Zirkusse 
und ähnliche Betriebe, für Werbeveranstaltungen 
sowie für Vergnügungsparke, Kirmessen, Jahr- 
märkte und ähnliche Veranstaltungen. 


(2) Die Beschäftigung der Kinder nach 22 Uhr 
ist verboten. Nach Beendigung der Beschäftigung 
ist ihnen eine ununterbrochene Freizeit von min- 
destens 14 Stunden zu gewähren. 

(3) Die Beschäftigung gemäß Absatz 1 Satz 1 darf 
nur auf Antrag des gesetzlichen Vertreters des Kin- 
des in persönlichen Angelegenheiten oder mit 
seiner schriftlichen Zustimmung und nur dann be- 
willigt werden, wenn künstlerische Belange die Mit- 
wirkung von Kindern fordern, wenn ausreichende 
Vorkehrungen zum Schutze der Gesundheit, zur 
Vermeidung sittlicher Gefährdung und zur sachkun- 
digen Pflege und Beaufsichtigung der Kinder getrof- 
fen sind und wenn das Fortkommen in der Schule 
nicht beeinträchtigt wird. Die Aufsichtsbehörde 
regelt, wie lange und zu welcher Zeit das Kind be- 
sdiäftigt werden darf; sie regelt ferner die Ruhe- 
pausen, die Höchstdauer des täglichen Aufenthalts 
an der Betriebsstätte und die Beschäftigung an 
Sonn- und gesetzlichen Feiertagen. 

(4) Die Bewilligung wird dem Beschäftiger 
schriftlich bekanntgegeben. Erst nach Aushändigung 
des Bewilligungsbescheides darf mit der Beschäf- 
tigung des Kindes begonnen werden. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

ZWEITER ABSCHNITT 

Kinderarbeit 

§ 6 

unverändert 

§ 7 

Ausnahmen bei Veranstaltungen 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann bewilligen, daß 
Kinder über drei Jahre bei Musikaufführungen, 
Theatervorstellungen und anderen Aufführungen 
sowie im Ton- und Fernsehrundfunk und bei Film- 
aufnahmen mit einer gestaltenden Mitwirkung bis 
zu drei Stunden täglich beschäftigt werden. Das gilt 
nicht für Varietes, Kabaretts, Tanzlokale, Zirkusse 
und ähnliche Betriebe, für Werbeveranstaltungen 
sowie für Vergnügungsparks, Kirmessen, Jahr- 
märkte und ähnliche Veranstaltungen; jedoch kann 
die Aufsichtsbehörde bewilligen, daß Kinder über 
sechs Jahre in einem Variete oder einem Zirkus mit 
artistischen Darbietungen bis zu zwei Stunden täg- 
lich gemeinsam mit einem Elternteil beschäftigt 
werden, 

(2) unverändert 


(3) Die Beschäftigung gemäß Absatz 1 darf nur 
auf Antrag des gesetzlichen Vertreters des Kindes 
in persönlichen Angelegenheiten oder mit seiner 
schriftlichen Zustimmung und nur dann bewilligt 
werden, wenn, abgesehen von der Beschäftigung 
eines Kindes mit artistischen Darbietungen, kul- 
lurelle Belange die Mitwirkung von Kindern for- 
dern, wenn ausreichende Vorkehrungen zum Schutze 
der Gesundheit, zur Vermeidung sittlicher Gefähr- 
dung und zur sachkundigen Pflege und Beaufsichti- 
gung der Kinder getroffen sind und wenn das Fort- 
kommen in der Schule nicht beeinträchtigt wird. Die 
Aufsichtsbehörde regelt, wie lange und zu welcher 
Zeit das Kind beschäftigt werden darf; sie regelt 
ferner die Ruhepausen, die Höchstdauer des täg- 
lichen Aufenthalts an der Betriebsstätte und die 
Beschäftigung an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen. 

(4) unverändert 


§ 7a 

Ausnahmen für die Landwirtschaft 

(1) Kinder über zwölf Jahre dürfen in der Land- 
wirtschaft (§ 26) gelegentlich mit leichten und für 
Kinder geeigneten Hilfeleistungen beschäftigt wer- 
den. 

(2) Die Kinder dürfen nicht zwischen 18 und 
8 Uhr, nicht vor dem Schulunterricht und nicht an 
Sonn- und gesetzlichen Feiertagen beschäftigt wer- 
den. 
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E n t w u r 1 

DRITTER ABSCHNITT 
Arbeitszeit der Jugendlichen 


ERSTER TITEL 
Allgemeine Vorschriften 

§ 8 

Grenze der Arbeitszeit 

(1) Die tägliche Arbeitszeit der Jugendlichen, 
mit Ausnahme der in Absatz 2 genannten, darf acht 
S' linden, ihre Arbeitszeit in zwei aufeinanderfol- 
genden Wochen 84 Stunden nicht überschreiten. 

(2) Die tägliche Arbeitszeit der im Bergbau unter 
Tage beschäftigten Jugendlichen darf acht Stunden, 
ihre Arbeitszeit in ‘ vier aufeinanderfolgenden 
Wochen 168 Stunden oder in fünf aufeinanderfol- 
genden Wochen 210 Stunden nicht überschreiten. 

(3) Wenn in Verbindung mit Feiertagen an Werk- 
tagen nicht gearbeitet wird, damit die Beschäftigten 
eine längere, zusammenhängende Freizeit haben, so 
darf die ausfallende Arbeitszeit auf die Werktage 
von fünf zusammenhängenden, die Ausfalltage ein- 
schließenden Wochen dergestalt verteilt werden, 
daß die wöchentliche Arbeitszeit im Durchschnitt 
dieser fünf Wochen 42 Stunden nicht überschreitet. 
Die tägliche Arbeitszeit darf hierbei achteinhalb 
Stunden nicht überschreiten. 

(4) Die Arbeitszeit, die infolge eines gesetzlichen 
Wochenfeiertags ausfällt, wird auf die Wochenar- 
beitszeit angerechnet. 

§ 9 

Bewilligung von Ausnahmen 
durch die Aufsichtsbehörde 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann für Jugendliche 
über 16 Jahre eine Überschreitung der nach § 8 zu- 
lässigen Arbeitszeit um höchstens eine Stunde täg- 
lich und sechs Stunden in zwei aufeinanderfolgen- 
den Wochen bewilligen, 

1. wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und 
in erheblichem Umfang Arbeitsbereit- 
schaft fällt und aus diesem Grunde die 
Arbeitszeit für die erwachsenen Beschäf- 
tigten verlängert worden ist oder 

2. aus dringenden Gründen des Gemein- 
wohls oder wenn sonst ein unverhältnis- 
mäßiger, auf andere Weise nicht zu ver- 
hütender erheblicher Schaden für den Be- 
trieb eintreten würde. 

(2) Die Überschreitung darf in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 2 für höchstens 30 Tage im Kalen- 
derjahr bewilligt werden. 


— 3. Wahlperiode 

B s c h 1 ü s s e des 21 . Ausschusses 

DRITTER ABSCHNITT 
Arbeitszeit der Jugendlichen 


ERSTER TITEL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 8 

Grenze der Arbeitszeit 

(1) Die tägliche Arbeitszeit der Jugendlichen 
darf acht Stunden, die Wochenarbeitszeit der Ju- 
gendlichen unter 16 Jahren 40 Stunden, der Jugend- 
lichen über 16 Jahre 44 Stunden nicht überschreiten. 

(2) Die tägliche Arbeitszeit der im Bergbau unter 
Tage beschäftigten Jugendlichen darf acht Stunden, 
ihre Arbeitszeit in vier aufeinanderfolgenden 
Wochen 168 Stunden nicht überschreiten. 

(3) Wenn in Verbindung mit Feiertagen an Werk- 
tagen nicht gearbeitet wird, damit die Beschäftigten 
eine längere, zusammenhängende Freizeit haben, so 
darf die ausfallende Arbeitszeit auf die Werktage 
von fünf zusammenhängenden, die Ausfalltage ein- 
schließenden Wochen dergestalt verteilt werden, 
daß die Wochenarbeitszeit im Durchschnitt dieser 
fünf Wochen für Jugendliche unter 16 Jahren 
40 Stunden, für Jugendliche über 16 Jahre 44 Stun- 
den nicht überschreitet. Die tägliche Arbeitszeit darf 
Inerbei achteinhalb Stunden nicht überschreiten. 

(4) unverändert 


§ 9 

Bewilligung von Ausnahmen 
durch die Aufsichtsbehörde 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann für Jugendliche 
über 16 Jahre mit Ausnahme der im Bergbau unter 
Tage beschäftigten eine Überschreitung der nach § 8 
zuiässigen Arbeitszeit um höchstens eine Stunde 
täglich und drei Stunden wöchentlich bewilligen, 

1. unverändert 


2. aus dringenden Gründen des Gemein- 
wohls oder wenn andernfalls ein unver- 
hältnismäßiger, auf andere Weise nicht zu 
verhütender erheblicher Schaden für den 
Betrieb eintreten würde. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

§ 10 

Mehrarbeitsvergütung 

(1) Abgesehen von den Fällen des § 9 Abs. 1 
Nr. 1 und des § 18 ist den Jugendlichen für Mehr- 
arbeit außer dem regelmäßigen Arbeitsentgelt ein 
Zuschlag von mindestens 25 vom Hundert zu zah- 
len. Jugendlichen Lehrlingen und Anlernlingen ist 
für jede Mehrarbeitsstunde mindestens 1 vom Hun- 
dert des monatlichen Entgelts, jedoch nicht weniger 
als 0,60 DM zu zahlen. 

(2) Ist die Mehrarbeit zugleich Sonntagsarbeit 
nach § 16 Abs. 7, so beträgt der Zuschlag minde- 
stens 75 vom Hundert. Jugendlichen Lehrlingen und 
Anlernlingen sind für jede derartige Stunde min- 
destens 2 vom Hundert des monatlichen Entgelts, 
jedoch nicht weniger als 1,20 DM zu zahlen. 

(3) Das Land, vertreten durch die für den Ar- 
beitsschutz zuständige oberste Landesbehörde oder 
die von ihr bestimmte Stelle, kann mit Zustimmung 
des Berechtigten im eigenen Namen den Anspruch 
auf Zahlung der Mehrarbeitsvergütung (Absätze 1 
und 2) an den Berechtigten gerichtlich geltend man- 
chen. Der Berechtigte kann, sobald er die Zustim- 
mung erteilt hat, nur im Einvernehmen mit der 
Stelle, die den Anspruch für ihn gerichtlich geltend 
macht, über den Anspruch verfügen. Das Urteil 
wirkt auch für und gegen den Berechtigten. 

§ 11 

Berufsschule 

(1) Der Beschäftiger hat dem Jugendlichen die 
zur Erfüllung der gesetzlichen Berufsschulpflicht 
notwendige Zeit zu gewähren. Vor einem vor neun 
Uhr beginnenden Unterricht darf der Jugendliche 
nicht beschäftigt werden. An Berufsschultagen, an 
denen die Unterrichtszeit mindestens sechs Stunden 
einschließlich der Pausen beträgt, ist er ganz von 
der Arbeit freizustellen. 

(2) Die Unterrichtszeit in der Berufsschule ein- 
schließlich der Pausen wird auf die Arbeitszeit an- 
gerechnet. Dabei werden Berufsschultage, an denen 
die Unterrichtszeit mindestens sechs Stunden ein- 
schließlich der Pausen beträgt, mit der Arbeitszeit, 
die der Jugendliche an diesem Tage ohne den Be- 
rufsschulbesuch gehabt hätte, angerechnet, min- 
destens aber mit der Unterrichtszeit. 

(3) Ein Entgeltausfall darf durch den Besuch der 
Berufsschule nicht eintreten. 

§ 12 

Ruhepausen 

(1) Den Jugendlichen müssen bei einer Arbeits- 
zeit von mehr als viereinhalb Stunden eine oder 
mehrere im voraus feststehende Ruhepausen von 
angemessener Dauer gewährt werden. Die Ruhe- 
pausen müssen mindestens betragen 

1. bei mehr als viereinhalb bis zu sechs Stun- 
den Arbeitszeit 30 Minuten, 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
§ 10 

Mehrarbeitsvergütung 

(1) Mit Ausnahme der Fälle des § 9 Abs. 1 Nr. 1 
und des § 18 ist den Jugendlichen für Mehrarbeit 
außer dem regelmäßigen Arbeitsentgelt ein Zuschlag 
von mindestens 25 vom Hundert zu zahlen. Jugend- 
lichen Lehrlingen und Anlernlingen ist für jede 
Mehrarbeitsstunde mindestens 1 vom Hundert des 
monatlichen Entgelts, jedoch nicht weniger als 
0,60 Deutsche Mark zu zahlen. 

(2) Ist Mehrarbeit zugleich Sonntagsarbeil, so be- 
tragt der Zuschlag mindestens 75 vom Hundert. 
Jugendlichen Lehrlingen und Anlernlingen sind für 
jede derartige Stunde mindestens 2 vom Hundert 
des monatlichen Entgelts, jedoch nicht weniger als 
1,20 Deutsche Mark zu zahlen. 

(3) Das Land, vertreten durch die von der Landes- 
regierung bestimmten Stellen, kann mit Zustimmung 
des Berechtigten im eigenen Namen den Anspruch 
auf Zahlung der Mehrarbeitsvergülung (Absätze 1 
und 2) an den Berechtigten gerichtlich geltend ma- 
chen. Der Berechtigte kann, sobald er die Zustim- 
mung erteilt hat, nur im Einvernehmen mit der 
Stelle, die den Anspruch für ihn gerichtlich geltend 
macht, über den Anspruch verfügen. Das Urteil 
wirkt auch für und gegen den Berechtigten. 

§ 11 

unverändert 


§ 12 

Ruhepausen 

(1) unverändert 
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2. bei mehr als sechs Stunden Arbeitszeit 
60 Minuten. 

Länger als viereinhalb Stunden hintereinander dür- 
fen die Jugendlichen nicht ohne Ruhepause beschäf- 
tigt werden. Als Ruhepausen gelten nur Arbeits- 
unterbrechungen von mindestens 15 Minuten, 

(2) Bei den im Bergbau unter Tage beschäftigten 
Jugendlichen müssen die Pausen mindestens 
30 Minuten betragen; sie brauchen nicht im voraus 
festzustehen. 

(3) In Betrieben und Verwaltungen, in denen 
regelmäßig mehr als zehn Jugendliche innerhalb 
der Betriebsstätte beschäftigt werden, sind für den 
Aufenthalt während der Pausen besondere Aufent- 
haltsräume bereitzustellen. In anderen Betrieben 
und Verwaltungen sollen nach Möglichkeit beson- 
dere Aufenthaltsräume oder in der warmen Jahres- 
zeit Plätze im Freien bereitgestellt werden. Der 
Aufenthalt in Arbeitsräumen darf den Jugendlichen 
nur gestattet werden, wenn die Arbeit in diesen 
Räumen während der Pausen völlig eingestellt ist 
und auch sonst die notwendige Erholung nicht be- 
einträchtigt wird. Die Vorschriften der Sätze 1 bis 3 
gelten nicht für den Bergbau unter Tage. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann, soweit es mit der 
Schutzbedürftigkeit der Jugendlichen vereinbar ist, 
aus wichtigen Gründen Ausnahmen von den Vor- 
schriften der Absätze 1 bis 3 bewilligen. Sie kann 
für einen Betrieb oder eine Betriebsabteilung oder 
für bestimmte Arbeiten, falls die Schwere der Ar- 
beit oder der sonstige Einfluß der Beschäftigimg auf 
die Gesundheit der Jugendlichen es erwünscht er- 
scheinen läßt, über die Vorschriften der Absätze 1 
und 2 hinausgehende Pausen anordnen. 


§ 13 

Tägliche Freizeit 

Nach Beendigung der täglichen Arbeit ist den 
Jugendlichen eine ununterbrochene Freizeit von 
mindestens zwölf Stunden zu gewähren. 


§ 14 

Nachtruhe 

(1) Jugendliche dürfen nicht in der Nachtzeit von 
20 bis 6 Uhr beschäftigt werden. 

(2) In Gast- und Schankwirtschaften und im übri- 
gen Beherbergungswesen dürfen Jugendliche über 
16 Jahre bis 22 Uhr beschäftigt werden. 

(3) In den unter das Gesetz über die Arbeitszeit 
in Bäckereien und Konditoreien vom 29. Juni 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 521) fallenden Betrieben dür- 
fen männliche Jugendliche über 16 Jahre, wenn es 
ihre Berufsausbildung erfordert, in der Nachtzeit 
beschäftigt werden, soweit nach dem Gesetz vom 
29. Juni 1936 die Herstellung von Bäcker- und Kon- 
ditorwaren während der Nachtzeit erlaubt ist. 
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(2) unverändert 


(3) In Betrieben und Verwaltungen, in denen 
regelmäßig mehr als zehn Jugendliche innerhalb 
der Betriebsstätte beschäftigt werden, sind für den 
Aufenthalt während der Pausen besondere Aufent- 
haltsräume für Jugendliche bereitzustellen. In an- 
deren Betrieben und Verwaltungen sollen nach 
Möglichkeit besondere Aufenthaltsräume oder in 
der warmen Jahreszeit Plätze im Freien bereit- 
gestellt werden. Der Aufenthalt in Arbeitsräumen 
darf den Jugendlichen nur gestattet werden, wenn 
die Arbeit in diesen Räumen während der Pausen 
völlig eingestellt ist und auch sonst die notwendige 
Erholung nicht beeinträchtigt wird. Die Vorschriften 
der Sätze 1 bis 3 gelten nicht für den Bergbau unter 
Tage. 

(4) unverändert 


§ 13 

unverändert 


§ 14 

Nachtruhe 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


22 



Drucksache 1816 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 

(4) In mehrschichtigen Betrieben dürfen Jugend- 
liche über 16 Jahre in regelmäßigem ein- oder zwei- 
wöchentlichem Wechsel bis 23 Uhr beschäftigt wer- 
den. 

(5) Die Aufsichtsbehörde kann bewilligen, daß 
Jugendliche bei Musikaufführungen, Theatervor- 
stellungen und anderen Aufführungen sowie bei 
Direktsendungen im Ton- und Fernsehrundfunk und 
bei Filmaufnahmen mit einer gestaltenden Mitwir- 
kung bis 23 Uhr beschäftigt werden. Die Beschäfti- 
gung darf nur bewilligt werden, wenn ausreichende 
Vorkehrungen zum Schutze der Gesundheit und zur 
Vermeidung sittlicher Gefährdung getroffen sind. 
Nach Beendigung der Beschäftigung ist den Jugend- 
lichen eine ununterbrochene Freizeit von minde- 
stens 14 Stunden zu gewähren. 


(6) Die Aufsichtsbehörde kann bewilligen, daß 
Jugendliche in Betrieben, in denen die Beschäftig- 
ten in außergewöhnlichem Grade der Einwirkung 
von Hitze ausgesetzt sind, in der warmen Jahreszeit 
bereits ab 5 Uhr beschäftigt werden. 


§ 15 

Frühschluß vor Sonntagen 

(1) An Samstagen und am 24. und 31. Dezember 
dürfen Jugendliche unter 16 Jahren nicht nach 
14 Uhr beschäftigt werden. Dasselbe gilt für Jugend- 
liche über 16 Jahre in einschichtigen Betrieben. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden, so- 
weit am Beschäftigungsort eine Beschäftigung 
Jugendlicher am Samstagnachmittag in den betref- 
fenden Wirtschaftszweigen üblich ist, keine Anwen- 
dung auf das Verkehrswesen, auf Ausbesserungs- 
werkstätten für Kraftfahrzeuge, auf Gast- und 
Schankwirtschaften und das übrige Beherbergungs- 
wesen, auf Konditoreien, auf das Friseurhandwerk, 
auf Krankenpflegeanstalten, auf Musikaufführun- 
gen, Theatervorstellungen und andere Aufführun- 
gen, auf den Ton- und Fernsehrundfunk und auf 
Filmaufnahmen, auf offene Verkaufsstellen, auf den 
Marktverkehr und auf Handreichungen beim Sport; 
sie finden ferner keine Anwendung auf den Bergbau, 
soweit die Jugendlichen bei der Beförderung ein- 
schließlich der mechanischen Aufbereitung beschäf- 
tigt werden. Mindestens ein Samstagnachmittag in 
jedem Monat muß jedoch beschäftigungsfrei bleiben. 

siehe Absatz 2 Satz 2 
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(4) unverändert 


(5) Die Aufsichtsbehörde kann bewilligen, daß 
Jugendliche bei Musikaufführungen, Theatervor- 
stellungen und anderen Aufführungen sowie bei 
Direktsendungen im Ton- und Fernsehrundfunk und 
bei Filmaufnahmen mit einer gestaltenden Mitwir- 
kung bis 23 Uhr beschäftigt werden. Dies gilt nicht 
für Variete-, Kabarett- und Revueveranstaltungen, 
bei denen Jugendlichen gemäß § 5 des Gesetzes zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit in der 
Fassung des Gesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1058) die Anwesenheit nicht gestattet 
werden darf, sowie für Veranstaltungen im Sinne 
der zu § 8 des Gesetzes zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit erlassenen Rechtsverordnungen. 
Die Beschäftigung darf nur bewilligt werden, wenn 
ausreichende Vorkehrungen zum Schutze der Ge- 
sundheit und zur Vermeidung sittlicher Gefährdung 
getroffen sind. Nach Beendigung der Beschäftigung 
ist den Jugendlichen eine ununterbrochene Freizeit 
von mindestens 14 Stunden zu gewähren. 

(6) unverändert 


§ 15 

Frühschluß vor Sonntagen 

(1) unverändert 


(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden, so- 
weit am Beschäftigungsort eine Beschäftigung 
Jugendlicher am Samstagnachmittag in den betref- 
fenden Wirtschaftszweigen üblich ist, keine Anwen- 
dung auf das Verkehrswesen, auf Ausbesserungs- 
werkstätten für Kraftfahrzeuge, auf Gast- und 
Schankwirtschaften und das übrige Beherbergungs- 
wesen, auf Konditoreien, auf das Friseurhandwerk, 
auf Krankenpflegeanstalten, auf Musikaufführun- 
gen, Theatervorstellungen und andere Aufführun- 
gen, auf den Ton- und Fernsehrundfunk und auf 
Filmaufnahmen, auf offene Verkaufsstellen, auf den 
Marktverkehr und auf Handreichungen beim Sport; 
sie finden ferner keine Anwendung auf den Bergbau, 
soweit die Jugendlichen bei der Förderung ein- 
schließlich der mechanischen Aufbereitung beschäf- 
tigt werden. 

(2a) Mindestens zwei Samstagnachmittage in je- 
dem Monat müssen jedoch beschäftigungsfrei blei- 
ben. 
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(3) Jugendliche, die auf Grund des Absatzes 2 (3) unverändert 

abweichend von Absatz 1 beschäftigt werden, sind 
an einem anderen Tage derselben Woche ab 14 Uhr 
von der Arbeit freizustellen. 


§ 16 

Sonntagsruhe 

(1) An Sonn- und gesetzlichen Feiertagen dürfen 
Jugendliche nicht beschäftigt werden. 

(2) Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher 
mit Handreichungen beim Sport bis zur Dauer von 
vier Stunden. Die Dauer dieser Beschäftigung wird 
auf die Wochenarbeitszeit (§ 8) nicht angerechnet. 

(3) Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher 
über 16 Jahre mit Arbeiten, die ihrer Natur nach 
oder aus dringenden Gründen des Gemeinwohls 
einen ununterbrochenen Fortgang fordern, falls mit 
diesen Arbeiten Erwachsene an Sonn- und Feier- 
tagen beschäftigt werden dürfen. 

(4) Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher 
in Gast- und Schankwirtschaften und im übrigen Be- 
herbergungswesen, in Krankenpflegeanstalten so- 
wie im Marktverkehr. Zulässig ist außerdem die 
Beschäftigung Jugendlicher bei Musikaufführungen, 
Theatervorstellungen und anderen Aufführungen 
sowie bei Direktsendungen im Ton- und Fernseh- 
rundfunk, soweit die Jugendlichen gestaltend mit- 
wirken. Ferner dürfen Jugendliche in Verkaufsstel- 
len an den Verkaufssonntagen vor Weihnachten 
gemäß § 13 des Gesetzes über den Ladenschluß vom 
28. November 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 875) wäh- 
rend der Zeiten beschäftigt werden, in denen die Be- 
schäftigung Erwachsener gestattet ist. 


(5) Aus dringenden Gründen des Gemeinwohls 
oder wenn sonst ein unverhältnismäßiger, auf an- 
dere Weise nicht zu verhütender Schaden für den 
Betrieb eintreten würde, kann die Aufsichtsbehörde 
für insgesamt sechs Sonn- oder Feiertage im Ka- 
lenderjahr, jedoch für höchstens zwei Sonntage hin- 
tereinander, eine Beschäftigung Jugendlicher über 
16 Jahre abweichend von Absatz 1 bewilligen. 

(6) Jugendliche, die auf Grund der Absätze 3 
bis 5 an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden, 
sind, wenn die Beschäftigung bis zu vier Stunden 
dauert, an einem Werktag derselben Woche ab 
14 Uhr, wenn sie länger als vier Stunden dauert, 
an einem ganzen Werktag derselben Woche von 
der Arbeit freizustellen. Mindestens jeder dritte 
Sonntag muß beschäftigungsfrei bleiben. Steht 
einem Jugendlichen sowohl nach Satz 1 als audi 


§ 16 

Sonntagsruhe 

(1) unverändert 

(2) entfällt 


(3) entfällt 


(4) Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher 
in Gast- und Schankwirtschaften und im übrigen Be- 
herbergungswesen, in Krankenpflegeanstalten so- 
wie im Marktverkehr. Zulässig ist außerdem die 
Beschäftigung Jugendlicher bei Musikaufführungen, 
Theatervorstellungen und anderen Aufführungen 
sowie bei Direktsendungen im Ton- und Fernseh- 
jundfunk, soweit die Jugendlichen gestaltend mit- 
wirken; dies gilt nicht für Varietö-, Kabarett- und 
Revueveranstaltungen, bei denen Jugendlichen ge- 
mäß § 5 des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit in der Fassung des Gesetzes vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1058) die An- 
wesenheit nicht gestattet werden darf, sowie für 
Veranstaltungen im Sinne der zu § 8 des Gesetzes 
zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit er- 
lassenen Rechtsverordnungen. Ferner dürfen Jugend- 
liche in Verkaufsstellen an den Verkaufssonntagen 
vor Weihnachten gemäß § 13 des Gesetzes über den 
Ladenschluß vom 28. November 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 875) in der Fassung des Gesetzes vom 
17. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 722) während der 
Zeiten beschäftigt werden, in denen die Beschäfti- 
gung Erwachsener gestattet ist. 

(5) Aus dringenden Gründen des Gemeinwohls 
oder wenn andernfalls ein unverhältnismäßiger, auf 
andere Weise nicht zu verhütender Schaden für den 
Betrieb eintreten würde, kann die Aufsichtsbehörde 
für insgesamt sechs Sonn- oder Feiertage im Ka- 
lenderjahr, jedoch für höchstens zwei Sonntage hin- 
tereinander, eine Beschäftigung Jugendlicher über 
16 Jahre bewilligen. 

(6) Jugendliche, die auf Grund der Absätze 4 
und 5 an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden, 
sind, wenn die Beschäftigung bis zu vier Stunden 
dauert, an einem der folgenden sechs Werktage ab 
14 Uhr, wenn sie länger als vier Stunden dauert, 
an einem ganzen der folgenden sechs Werktage 
von der Arbeit freizustellen. Mindestens jeder 
zweite Sonntag muß beschäftigungsfrei bleiben. 
Steht einem Jugendlichen sowohl nach Satz 1 als 
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nach § 15 Abs. 3 ein freier Nachmittag zu, so ist 
statt dessen ein ganzer Werktag freizugeben. Im 
übrigen darf die Freizeit nach Satz 1 nicht an dem 
Tage des Frühschlusses gemäß § 15 gewährt werden. 

(7) Für Sonn- und Feiertagsarbeit ist, abgesehen 
von den Fällen des Absatzes 2, den Jugendlichen 
ein Zuschlag von mindestens 50 vom Hundert zum 
regelmäßigen Arbeitsentgelt zu zahlen. Für jugend- 
liche Lehrlinge und Anlernlinge beträgt der Zu- 
schlag für jede Stunde mindestens 1 vom Hundert 
des monatlichen Entgelts, jedoch nicht weniger als 
0,60 DM. Durch Tarifvertrag können die Zuschläge 
und Mindestentgelte abgedungen oder anderweitig 
festgesetzt werden. Für die Bezahlung von Sonn- 
tagsarbeit, die zugleich Mehrarbeit ist, bewendet es 
bei den Vorschriften des § 10 Abs. 2. 

§ 17 

Urlaub 

(1) Der Beschäftiger hat dem Jugendlichen für 
jedes Urlaubsjahr Urlaub unter Fortzahlung des 
Entgelts, das der Jugendliche ohne den Urlaub er- 
halten hätte, zu gewähren, erstmals nach einer un- 
unterbrochenen Beschäftigung von mindestens drei 
Monaten. Das auf die Urlaubszeit entfallende Ent- 
gelt (Urlaubsentgelt) ist vor Antritt des Urlaubs 
auszuzahlen. Anstelle von Sachbezügen ist für die 
Dauer des Urlaubs eine angemessene Barentschädi- 
gung zu gewähren. 

(2) Der Urlaub beträgt 24 Werktage. Wird der 
Jugendliche innerhalb des Urlaubsjahres weniger 
als sechs Monate beschäftigt, so ist für jeden vollen 
Beschäftigungsmonat ein Zwölftel dieser Zeit zu 
gewähren. Das gilt auch, wenn der Jugendliche 
nach einer Beschäftigungsdauer von sechs und mehr 
Monaten durch eigenes Verschulden aus einem 
Grund entlassen wird, der eine fristlose Kündigung 
rechtfertigt, oder wenn er das Beschäftigungsver- 
hältnis unberechtigt vorzeitig löst. Hat der Jugend- 
liche in den Fällen der Sätze 2 und 3 bereits einen 
darüber hinausgehenden Urlaub erhalten, so kann 
das Urlaubsentgelt nicht zurückgefordert werden. 


(3) Urlaub nach diesem Gesetz ist Beschäftigten 
zu gewähren, die zu Beginn des Kalenderjahres 
oder, wenn die Beschäftigung während des Kalen- 
derjahres beginnt, zu Beginn der Beschäftigung noch 
nicht 18 Jahre alt sind. 

(4) Der Urlaub soll nach Möglichkeit zusammen- 
hängend, bei Berufsschülern in der Zeit der Berufs- 
schulferien, gegeben werden. Er ist spätestens bis 
zum Ablauf von drei Monaten nach Schluß des Ur- 
laubsjahres zu gewähren. 


(5) Während des Urlaubs darf der Jugendliche 
keine dem Urlaubszweck widersprechende Erwerbs- 
arbeit leisten. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

auch nach § 15 Abs. 3 ein freier Nachmittag zu, so 
ist statt dessen ein ganzer Werktag freizugeben. Im 
übrigen darf die Freizeit nach Satz 1 nicht an dem 
Tage des Frühschlusses gemäß § 15 gewährt werden. 

(7) Für Sonn- und Feiertagsarbeit ist den 
Jugendlichen ein Zuschlag von mindestens 
50 vom Hundert zum regelmäßigen Arbeitsentgelt 
zu zahlen. Für jugendliche Lehrlinge und Anlern- 
linge beträgt der Zuschlag für jede Stunde minde- 
stens 1 vom Hundert des monatlichen Entgelts, 
jedoch nicht weniger als 0,60 Deutsche Mark. Durch 
Tarifvertrag können die Zuschläge und Mindestent- 
gelte abgedungen oder anderweitig festgesetzt 
werden. Für die Bezahlung von Sonntagsarbeit, die 
zugleich Mehrarbeit ist, bewendet es bei den Vor- 
schriften des § 10 Abs. 2. 

§ 17 

Urlaub 

(1) Der Beschäftiger hat dem Jugendlichen für 
jedes Urlaubsjahr Urlaub unter Fortzahlung des 
Entgelts, das der Jugendliche ohne den Urlaub er- 
halten hätte, zu gewähren, erstmals nach einer un- 
unterbrochenen Beschäftigung von mehr als drei 
Monaten. Das auf die Urlaubszeit entfallende Ent- 
gelt (Urlaubsentgelt) ist vor Antritt des Urlaubs 
auszuzahlen. An Stelle von Sachbezügen ist für die 
Dauer des Urlaubs eine angemessene Barentschädi- 
gung zu gewähren. 

(2) Der Urlaub beträgt mindestens 24 Werktage, 
für den im Bergbau unter Tage beschäftigten Ju- 
gendlichen 28 Werktage. Wird der Jugendliche inner- 
halb des Urlaubs] ahres weniger als sechs Monate 
beschäftigt, so ist für jeden vollen Beschäftigungs- 
monat ein Zwölftel dieser Zeit zu gewähren. Das 
gilt auch, wenn der Jugendliche nach einer Beschäf- 
tigungsdauer von sechs und mehr Monaten durch 
eigenes Verschulden aus einem Grund entlassen 
wird, der eine fristlose Kündigung rechtfertigt, oder 
wenn er das Beschäftigungsverhältnis unberechtigt 
vorzeitig löst. Hat der Jugendliche in den Fällen der 
Sätze 2 und 3 bereits einen darüber hinausgehenden 
Urlaub erhalten, so kann das Urlaubsentgelt nicht 
zurückgefordert werden. 

(3) unverändert 


(4) Der Urlaub soll zusammenhängend, bei Be- 
lufsschülern in der Zeit der Berufsschulferien, ge- 
geben werden. Soweit er nicht in den Berufsschul- 
ferien gegeben wird, ist für jeden Berufsschultag 
von mindestens sechs Stunden (§11 Abs. 1 Satz 3) 
ein weiterer Urlaubstag zu gewähren. Der Urlaub ist 
spätestens bis zum Ablauf von drei Monaten nach 
Schluß des Urlaubsjahres zu gewähren. 

(5) unverändert 
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(6) Kann der Urlaub wegen Beendigung der Be- 
schäftigung ganz oder zum Teil nicht mehr gewährt 
werden, so ist er abzugelten. Das gilt nicht, wenn 
der Jugendliche durch eigenes Verschulden aus 
einem Grund entlassen worden ist, der eine frist- 
lose Kündigung rechtfertigt, oder wenn er das Be- 
schäftigungsverhältnis unberechtigt vorzeitig gelöst 
hat. 

(7) Urlaub braucht nicht gewährt zu werden, so- 
weit er zusammen mit einem für das Urlaubsjahr 
bereits gewährten Urlaub 24 Werktage übersteigen 
würde oder soweit der Jugendliche für dasselbe 
Urlaubsjahr bereits eine Urlaubsabgeltung nach 
Absatz 6 erhalten hat. 

(8) Urlaubsjahr im Sinne der vorstehenden Vor- 
schriften ist das Kalenderjahr. Durch Tarifvertrag 
kann das Urlaubsjahr anders festgelegt werden. 


§ 18 

Ausnahmen in Notfällen 

§ 8 und §§ 12 bis 16 finden keine Anwendung auf 
die Beschäftigung Jugendlicher mit vorübergehen- 
den und unaufschiebbaren Arbeiten in Notfällen, 
soweit erwachsene Beschäftigte nicht zur Verfügung 
stehen. Der Beschäftiger hat die Vornahme solcher 
Arbeiten der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzu- 
zeigen. 
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(6) unverändert 


(7) Urlaub braucht nicht gewährt zu werden, so- 
weit er zusammen mit einem für das Urlaubsjahr 
bereits gewährten Urlaub 24 Werktage, im Bergbau 
unter Tage 28 Werktage übersteigen würde oder so- 
weit der Jugendliche für dasselbe Urlaubsjahr be- 
reits eine Urlaubsabgeltung nach Absatz 6 erhalten 
hat. 

(8) unverändert 


§ 18 

Ausnahmen in Notfällen 

( 1 ) § 8 und §§ 12 bis 16 finden keine Anwendung 
auf die Beschäftigung Jugendlicher mit vorüber- 
gehenden und unaufschiebbaren Arbeiten in Not- 
fällen, soweit erwachsene Beschäftigte nicht zur Ver- 
fügung stehen. Der Beschäftiger hat die Vornahme 
solcher Arbeiten der Aufsichtsbehörde unverzüglich 
anzuzeigen. 

(2) Wird in den Fällen des Absatzes 1 Mehrarbeit 
geleistet, so ist sie durch entsprechende Verkürzung 
der Arbeitszeit innerhalb der folgenden drei Wochen 
auszugleichen, es sei denn, daß betriebliche Gründe 
dem Ausgleich entgegenstehen. Wird die Mehrarbeit 
nicht innerhalb der genannten Frist ausgeglichen, so 
ist sie nach den Vorschriften des § 10 Abs. 1 und 2 
zu vergüten; § 10 Abs. 3 findet Anwendung. 

§ 18a 

Geltungsbereich der §§ 8 bis 18 

Die Vorschriften der §§ 8 bis 18 finden auf die 
Beschäftigung von Jugendlichen in der Heimarbeit, 
im Familienhaushalt, in der Landwirtschaft und in 
der Binnenschiffahrt nur Anwendung, soweit dies in 
den Titeln zwei bis fünf ausdrücklich bestimmt ist. 


ZWEITER TITEL 

Sondervorschriften für die Heimarbeit 


ZWEITER TITEL 

Vorschriften für die Heiriarbeit 


§ 19 

Jugendliche Heimarbeiter 

(1) Auf die Beschäftigung von Jugendlichen als 
Heimarbeiter im Sinne des § 1 Abs. 1 Buchstabe a 
des Heimarbeitsgesetzes vom 14. März 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 191) finden die Vorschriften dieses 
Abschnitts über die Arbeitszeit der Jugendlichen 
keine Anwendung. Es bewendet bei den Vorschrif- 
ten des Heimarbeitsgesetzes. 


§ ^9 

Jugendliche Heimarbeiter 

(1) entfällt 
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(2) Für den Urlaub der jugendlichen Heimarbei- 
ter gilt folgendes: 


1. Der Auftraggeber hat dem Jugendlichen 
für jedes Kalenderjahr bezahlten Urlaub 
zu gewähren. 

2. Als Urlaubsentgelt erhalten Jugendliche 
8 vom Hundert des in der Zeit vom 1. Mai 
des vergangenen bis zum 30. April des 
laufenden Jahres (Berechnungszeitraum) 
verdienten reinen Arbeitsentgelts. Durch 
Tarifvertrag oder durch den Heimarbeits- 
ausschuß kann ein anderer Berechnungs- 
zeitraum festgesetzt werden. Unter reinem 
Arbeitsentgelt ist das Arbeitsentgelt vor 
Abzug der Steuern und Sozialversiche- 
rungsbeiträge, jedoch ausschließlich der 
Unkostenzuschläge zu verstehen; im Zwei- 
fel sind die Eintragungen in dem Entgelt- 
beleg maßgebend. 

3. Der Urlaub beträgt 24 Werktage jährlich. 
Urlaub braucht nicht gewährt zu werden, 
wenn der Jugendliche im Beredinungs- 
zeitraum nicht vom Auftraggeber beschäf- 
tigt wurde. War der Jugendliche im Be- 
rechnungszeitraum nicht dauernd oder 
nicht gleichmäßig beschäftigt, so brauchen 
nur so viel Urlaubstage gewährt zu wer- 
den, wie durchschnittliche Tagesver- 
dienste, die er in der Regel erzielt hat, in 
dem Urlaubsentgelt nach Nummer 2 ent- 
halten sind. 

4. Scheidet der Jugendliche aus dem Be- 
schäftigungsverhältnis aus, so sind ihm, 
und zwar, falls er nach dem 30. April aus- 
scheidet, zusätzlich zu dem nach Num- 
mer 3 berechneten Urlaub so viel Urlaubs- 
tage zu gewähren, wie durchschnittliche 
Tagesverdienste, die er in der Regel erzielt 
hat, in 8 vom Hundert des nach dem 
30. April bis zum Ausscheiden verdienten 
reinen Arbeitsentgelts enthalten sind. 


5. Während des Urlaubs darf Arbeit an den 
Jugendlichen nicht ausgegeben werden. 

6. Das Urlaubsentgelt gilt als Entgelt im 
Sinne von § 21 Abs. 2, §§ 23 bis 25, 27 und 
28 des Heimarbeitsgesetzes über Mithaf- 
tung des Auftraggebers, Entgeltsdiutz 
und Auskunftspflicht über Entgelte; hier- 
bei finden die §§24 und 25 des Heim- 
arbeitsgesetzes Anwendung, wenn ein Ur- 
laubsentgelt gezahlt wird, das niedriger 
ist als das in diesem Absatz festgelegte. 

7. Im übrigen findet § 17 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 3, 4 Satz 1 und Abs. 5 Anwendung. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

(2) Für den Urlaub der Jugendlichen, die Heim- 
arbeiter im Sinne des § 2 Abs. 1 des Heimarbeits- 
gesetzes vom 14. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 191) 
sind, gilt folgendes: 

1. unverändert 


2. Als Urlaubsentgelt erhalten Jugendliche 
8 vom Hundert des in der Zeit vom 1. Mai 
des vergangenen bis zum 30. April des 
laufenden Jahres (Berechnungszeitraum) 
verdienten reinen Arbeitsentgelts. Durch 
Tarifvertrag kann ein anderer Berech- 
nungszeitraum festgesetzt werden. Unter 
reinem Arbeitsentgelt ist das Arbeits- 
entgelt vor Abzug der Steuern und Sozial- 
versicherungsbeiträge, jedoch ausschließ- 
lich der Unkostenzuschläge zu verstehen; 
im Zweifel sind die Eintragungen in dem 
Entgeltbeleg maßgebend. 

3. unverändert 


4. Scheidet der Jugendliche aus dem Be- 
schäftigungsverhältnis aus, so sind ihm, 
und zwar, falls er nach dem 30. April aus- 
scheidet, zusätzlich zu dem nach Num- 
mer 3 berechneten Urlaub so viel Urlaubs- 
tage zu gewähren, wie durchschnittliche 
Tagesverdienste, die er in der Regel erzielt 
hat, in 8 vom Hundert des nach dem 
30. April bis zum Ausscheiden verdienten 
reinen Arbeitsentgelts enthalten sind. In 
diesem Falle beträgt das Urlaubsentgelt 
8 vom Hundert des nach dem 30. April bis 
zum Ausscheiden verdienten reinen Ar- 
beitsentgelts. 

5. unverändert 

6. unverändert 


7. unverändert 
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DRITTER TITEL 

Sondervorschriften für den Familienhaushalt 

§ 20 

Geltungsbereich 

Die Vorschriften dieses Titels gelten für die Ar- 
beitszeit der Jugendlichen bei Beschäftigung im 
Familienhaushalt mit hauswirtschaftlichen Arbei- 
ten. Bei Beschäftigung in Haushalten, die mit einem 
landwirtschaftlichen Betrieb des Besdiäftigers ver- 
bunden sind, gelten jedoch, wenn regelmäßig auch 
Dienste für den landwirtschaftlichen Betrieb ge- 
leistet werden, die Vorschriften des Vierten Titels. 

§ 21 

Grenze der Arbeitszeit 

Die tägliche Arbeitszeit der Jugendlichen darf 
achteinhalb Stunden, ihre Wochenarbeitszeit 48 
Stunden nicht überschreiten. 

§ 22 

Ruhepausen 

Den Jugendlichen müssen bei einer Arbeitszeit 
von mehr als viereinhalb Stunden eine oder meh- 
rere Ruhepausen von angemessener Dauer gewährt 
werden. § 12 Abs. 1 Satz 2 bis 4 findet Anwen- 
dung. 

§ 23 

Freier Nachmittag 

Jugendliche sind in jeder Woche an einem im 
voraus feststehenden Werktage ab 15 Uhr von der 
Arbeit freizustellen. Die Freizeit soll nach Möglich- 
keit am Samstag gegeben werden. 

§ 24 

Sonntagsruhe 

(1) Jugendliche, die nicht in die häusliche Ge- 
meinschaft des Besdiäftigers aufgenommen sind, 
dürfen an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen nicht 
beschäftigt werden. 

(2) Jugendliche, die in die häusliche Gemein- 
schaft auf genommen sind, dürfen an Sonn- und ge- 
setzlichen Feiertagen nur mit unaufschiebbaren lau- 
fenden Arbeiten bis zu drei Stunden, längstens bis 
14 Uhr beschäftigt werden. Jeder zweite dieser Tage 
muß beschäftigungsfrei bleiben. Die Verlegung 
eines hiernach beschäftigungsfreien Tages auf den 
vorhergehenden oder folgenden Sonn- oder Feier- 
tag kann vereinbart werden. 

§ 25 

Weitere Vorschriften 

Im übrigen finden auf die Arbeitszeit der Jugend- 
lichen §§ 11, 13, 14 Abs. 1 und § 17 Anwendung. 
§ 18 Satz 1 gilt entsprechend. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
DRITTER TITEL 

Vorschriften für den Familienhaushalt 
§ 20 

Geltungsbereich 

Die Vorschriften dieses Titels gelten für die Ar- 
beitszeit der Jugendlichen bei Beschäftigung im 
Familienhaushalt mit hauswirtschaftlichen Arbei- 
ten. Bei Beschäftigung in Familienhaushalten, die 
mit einem landwirtschaftlichen Betrieb des Beschäf- 
tigers verbunden sind, gelten jedoch, wenn regel- 
mäßig auch Dienste für den landwirtschaftlichen 
Betrieb geleistet werden, die Vorschriften des Vier- 
ten Titels. 

§ 21 

unverändert 


§ 22 

unverändert 


§ 23 

unverändert 


§ 24 

Sonntagsruhe 

(1) unverändert 


(2) Jugendliche, die in die häusliche Gemein- 
schaft aufgenommen sind, dürfen an Sonn- und ge- 
setzlichen Feiertagen nur mit laufenden Arbeiten 
bis zu drei zusammenhängenden Stunden beschäf- 
tigt werden. Jeder zweite dieser Tage muß beschäf- 
tigungsfrei bleiben. Die Verlegung eines hiernach 
beschäftigungsfreien Tages auf den vorhergehen- 
den oder folgenden Sonn- oder Feiertag kann ver- 
einbart werden. 

§ 25 

unverändert 
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VIERTER TITEL 

Sondervorschriften für die Landwirtschaft 

§ 26 

Geltungsbereich 

Die Vorschriften dieses Titels gelten für die Ar- 
beitszeit der Jugendlichen bei Beschäftigung 

1. in der Landwirtschaft einschließlich der ge- 
mischten land- und forstwirtschaftlichen Be- 
triebe, 

2. in Haushalten, die mit einem landwirtschaft- 
lichen Betrieb des Beschäftigers verbunden 
sind, wenn regelmäßig auch Dienste für den 
landwirtschaftlichen Betrieb geleistet werden, 

3. in der Fischerei in Binnengewässern, 

4. in Nebenbetrieben der unter Nummern 1 und 3 
genannten Wirtschaftszweige, falls sie aus- 
schließlich für den Bedarf des Hauptbetriebes 
arbeiten. 

§ 27 

Grenze der Arbeitszeit 

Die Arbeitszeit der Jugendlichen darf in den 
Monaten November bis April acht Stunden täglich 
und 84 Stunden in zwei aufeinanderfolgenden Wo- 
chen, in den Monaten Mai bisOktober neun Stunden 
täglich und 96 Stunden in zwei aufeinanderfolgen- 
den Wochen nicht überschreiten. 

§ 28 

Nachtruhe 

(1) Nach Beendigung der täglichen Arbeit ist den 
Jugendlichen eine ununterbrochene Freizeit von 
mindestens elf Stunden zu gewähren. 

(2) Die Freizeit muß die Zeit von 21 bis 6 Uhr 
einschließen. Sie kann bei jugendlichen Melkern 
statt dessen die Zeit von 20 bis 5 Uhr einschließen. 


§ 29 

Sonntagsruhe 

An Sonn- und gesetzlichen Feiertagen dürfen 
Jugendliche nur mit Arbeiten, die auch an Sonn- 
und Feiertagen naturnotwendig vorgenommen wer- 
den müssen, bis zu drei Stunden beschäftigt wer- 
den. Jeder zweite dieser Tage muß beschäftigungs- 
frei bleiben. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
VIERTER TITEL 

Vorschriften für die Landwirtschaft 
§ 26 

Geltungsbereich 

Die Vorschriften dieses Titels gelten für die Ar- 
beitszeit der Jugendlichen bei Beschäftigung 

1. unverändert 

2. in Familienhaushalten, die mit einem land- 
wirtschaftlichen Betrieb des Beschäftigers ver- 
bunden sind, wenn regelmäßig auch Dienste 
für den landwirtschaftlichen Betrieb geleistet 
werden, 

3. unverändert 

4. unverändert 


§ 27 

Grenze der Arbeitszeit 

Die Arbeitszeit der Jugendlichen darf vom 15. No- 
vember bis 14. April acht Stunden täglich und 
84 Stunden in zwei aufeinanderfolgenden Wochen, 
in der übrigen Zeit des Jahres neun Stunden täglich 
und 96 Stunden in zwei aufeinanderfolgenden Wo- 
chen nicht überschreiten. 

§ 28 

unverändert 


§ 28a 

Frühschluß vor Sonntagen 

An Samstagen und am 24. und 31. Dezember dür- 
fen Jugendliche nicht nach 16 Uhr beschäftigt wer- 
den. Zwischen 14 und 16 Uhr ist nur die Beschäfti- 
gung mit Arbeiten, die auch in dieser Zeit natur- 
notwendig vorgenommen werden müssen, gestattet. 

§ 29 

unverändert 
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§ 30 

Weitere Vorschriften 

Im übrigen finden auf die Arbeitszeit der Jugend- 
lichen §§ 11, 12 Abs. 1 und 4 Satz 1, ^ 15 Abs. 1 und 
§ 17 Anwendung. §§ 9, 10, 16 Abs. 7 und § 18 Satz 1 
gelten entsprechend. 


FÜNFTER TITEL 

Sondervorschriften für die Binnenschiffahrt 

§ 31 

Arbeitszeit 

(1) Auf die Arbeitszeit der Jugendlichen bei Be- 
schäftigung in der Binnenschiffahrt innerhalb der 
Schiffsmannschaft (§ 21 des Gesetzes betreffend die 
privatrechtlichen Verhältnisse der Binnenschiffahrt 
vom 10. Mai 1898 — Reichsgesetzbl. S. 369 — in der 
Fassung des Gesetzes vom 29. Juli 1936 — Reichs- 
gesetzbl. I S. 581) sowie in der Flößerei innerhalb 
der Floßmannschaft (§ 17 des Gesetzes betreffend 
die privatrechtlichen Verhältnisse der Flößerei vom 
15. Juni 1895 — Reichsgesetzbl. S. 341) finden nur 
§ 8 Abs. 1, 3 und 4, §§ 10, 11, 12 Abs. 1 und 4 Satz 1, 
§§ 13, 14 Abs. 1, § 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und 7, 
§§ 17 und 18 Anwendung. 

(2) Dem Jugendlichen ist Gelegenheit zu geben, 
die Berufsschulpflicht durch Besuch einer anerkann- 
ten Schifferberufsschule zu erfüllen. Für die Zeit 
des Schulbesuchs ist dem Jugendlichen Freizeit 
unter Fortzahlung des Entgelts zu gewähren. War 
der Jugendliche nach Vollendung des 14. Lebens- 
jahres von mehreren Beschäftigern in der Binnen- 
schiffahrt oder Flößerei beschäftigt, so hat der letzte 
Beschäftiger das Entgelt zu zahlen. Dieser hat 
gegen die früheren Beschäftiger einen Anspruch auf 
Erstattung des fortgezahlten Entgelts in einer Höhe, 
die der jeweiligen Dauer der Beschäftigung ent- 
spricht. 

§ 32 

Ausnahmen während der Fahrt 

Während der Fahrt gilt folgendes: 

1. Die nach § 8 Abs. 1 zulässige Arbeitszeit darf 
um eine halbe Stunde täglich und sechs Stun- 
den in zwei aufeinanderfolgenden Wochen 
überschritten werden. 

2. Die Ruhepausen brauchen nicht im voraus 
festzustehen. 

3. Die tägliche Freizeit nach § 13 darf auf zehn 
Stunden verkürzt werden. 

4. Im Tidegebiet dürfen Jugendliche über 
16 Jahre auch in der Nacht beschäftigt werden. 

5. Der Frühschluß (§ 15 Abs. 1) braucht lediglich 
an den Tagen vor dem Oster-, Pfingst-, Weih- 
nachts- und Neujahrsfest gewährt zu werden. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
§ 30 

Weitere Vorschriften 

Im übrigen finden auf die Arbeitszeit der Jugend- 
lichen §§ 11, 12 Abs. 1 und 4 Satz 1 und § 17 An- 
wendung. §§ 9, 10, 16 Abs. 7 und § 18 Satz 1 gelten 
entsprechend. 


FÜNFTER TITEL 

Vorschriften für die Binnenschiffahrt 
§ 31 

Arbeitszeit 

(1) Auf die Arbeitszeit der Jugendlichen bei Be- 
schäftigung in der Binnenschiffahrt innerhalb der 
Schiffsmannschaft (§ 21 des Gesetzes betreffend die 
privatrechtlichen Verhältnisse der Binnenschiffahrt 
vom 10. Mai 1898 — Reichsgesetzbl. S. 369 — in der 
Fassung des Gesetzes vom 29. Juli 1936 — Reichs- 
gesetzbl. I S. 581) sowie in der Flößerei innerhalb 
der Floßmannschaft (§ 17 des Gesetzes betreffend 
die privatrechtlichen Verhältnisse der Flößerei vom 
15. Juni 1895 — Reichsgesetzbl. S. 341) finden § 8 
Abs. 1, 3 und 4, §§ 10, 11, 12 Abs. 1 und 4 Satz 1, 
§§ 13, 14 Abs. 1, § 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und 7, 
§§17 und 18 Anwendung. 

(2) unverändert 


§ 32 

Ausnahmen während der Fahrt 

Während der Fahrt gilt folgendes: 

] . Die nach § 8 Abs. 1 zulässige Arbeitszeit darf 
um eine halbe Stunde täglich und drei Stun- 
den wöchentlich überschritten werden. 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. Der Frühschluß (§ 15 Abs. 1) braucht lediglich 
an den Tagen vor dem Oster-, Pfingst-, Weih- 
nachts- und Neujahrsfest gewährt zu werden. 
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* 

Der Jugendliche ist an diesen Tagen so recht- 
zeitig, spätestens aber um 14 Uhr, von der Ar- 
beit freizustellen, daß er seinen Wohnort noch 
am selben Tage erreichen kann, 

6. Jugendliche dürfen an 13 Sonn- und gesetz- 
lichen Feiertagen im Kalenderjahr beschäftigt 
werden. Für jeden Sonn- oder Feiertag, an 
dem sie beschäftigt worden sind, ist ihnen ein 
freier ganzer Werktag zu gewähren. Die hier- 
nach im Kalendervierteljahr zustehenden freien 
Werktage sollen nach Möglichkeit zusammen- 
hängend gegeben werden. Geschieht dies, so 
genügt es, wenn die wöchentliche Arbeitszeit 
im Durchschnitt dieses Vierteljahrs die zuläs- 
sige Dauer nicht überschreitet. 


VIERTER ABSCHNITT 

Beschäftigungsverbote und -beschränkungen 

§ 33 

Gefährliche Arbeiten 

(1) Die Beschäftigung eines Jugendlichen mit 
Arbeiten, die seine körperlichen Kräfte erheblich 
übersteigen oder bei denen er sittlichen Gefahren 
ausgesetzt ist, ist verboten. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit wird ermäch- 
tigt, zum Schutze von Leben, Gesundheit und Ar- 
beitskraft sowie zur Vermeidung sittlicher Gefähr- 
dung oder einer Beeinträchtigung der körperlichen 
oder geistigen Entwicklung der Jugendlichen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Beschäftigung Jugendlicher in bestimmten Arten 
von Betrieben oder mit bestimmten Arbeiten, die 
mit Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sittlich- 
keit verbunden sind, zu verbieten oder zu beschrän- 
ken. Werden besondere Regelungen für Betriebe 
des Bundes getroffen, so bedarf es hierzu des Ein- 
vernehmens mit dem beteiligten Bundesminister, 
werden besondere Regelungen für bergbauliche Be- 
triebe getroffen, des Einvernehmens mit dem Bun- 
desministei für Wirtschaft. Das Verbot oder die 
Beschränkung kann auf Personen, die über 18, aber 
noch nicht 21 Jahre alt sind, ausgedehnt werden, 
wenn es zu deren Schutze erforderlich erscheint. 

(3) Unabhängig von den auf Grund des Ab- 
satzes 2 erlassenen Vorschriften kann die Aufsichts- 
behörde die Beschäftigung aller Jugendlichen eines 
Betriebs oder einer Betriebsabteilung oder einzel- 
ner Jugendlicher mit bestimmten Arbeiten verbie- 
ten oder beschränken, wenn diese Arbeiten mit Ge- 
fahren für Leben, Gesundheit oder Sittlichkeit ver- 
bunden sind oder eine Beeinträchtigung der kör- 
perlichen oder geistigen Entwicklung befürchten 
lassen. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

Der Jugendliche ist an diesen Tagen so recht- 
zeitig, daß er seinen Wohnort noch am sel- 
ben Tage erreichen kann, spätestens aber um 
14 Uhr, von der Arbeit freizustellen. 

6. unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 

Beschäftigungsverbote und -Beschränkungen 

§ 33 

Gefährliche Arbeiten 

(1) Die Beschäftigung eines Jugendlichen mit 
Arbeiten, die seine körperlichen Kräfte übersteigen 
oder bei denen er sittlichen Gefahren ausgesetzt ist, 
ist verboten. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, zum Schutze von Leben, 
Gesundheit und Arbeitskraft sowie zur Vermeidung 
sittlicher Gefährdung oder einer Beeinträchtigung 
der körperlichen oder geistigen Entwicklung der 
Jugendlichen durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates die Beschäftigung Jugend- 
hcher in bestimmten Arten von Betrieben oder mit 
bestimmten Arbeiten, die mit Gefahren für Leben, 
Gesundheit oder Sittlichkeit verbunden sind, zu ver- 
bieten oder zu beschränken. Werden besondere 
Regelungen für Betriebe des Bundes getroffen, so 
bedarf es hierzu des Einvernehmens mit dem be- 
teiligten Bundesminister, werden besondere Rege- 
lungen für bergbauliche Betriebe getroffen, des Ein- 
vernehmens mit dem Bundesminister für Wirtschaft. 
Das Verbot oder die Beschränkung kann auf Per- 
sonen, die über 18, aber noch nicht 21 Jahre alt sind, 
ausgedehnt werden, wenn es zu deren Schutze er- 
forderlich erscheint. 

(3) unverändert 
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§ 34 

Akkord- und Fließarbeit 

(1) Die Beschäftigung Jugendlicher mit 

1, Akkordarbeit und sonstigen Arbeiten, bei 
denen durch ein gesteigertes Arbeits- 
tempo ein höheres Entgelt erzielt werden 
kann, 

2. Fließarbeit mit vorgeschriebenem Arbeits- 
tempo 

ist verboten. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann für Jugendliche 
über 16 Jahre Ausnahmen von der Vorschrift des 
Absatzes 1 bewilligen, wenn die Art der Arbeit und 
das Arbeitstempo eine Beeinträchtigung der Ge- 
sundheit oder der körperlichen oder geistigen Ent- 
wicklung der Jugendlichen nicht befürchten lassen. 

§ 35 

Verbot der Beschäftigung durch bestimmte Personen 

(1) Personen, die die bürgerlichen Ehrenrechte 
nicht besitzen oder die wegen einer Straftat nach 
§§ 141, 174 bis 175a, 176 bis 178, 180 bis 184a, 223b 
des Strafgesetzbuchs oder nach § 64 Abs. 2 dieses 
Gesetzes verurteilt worden sind, dürfen Kinder und 
Jugendliche für die Dauer von fünf Jahren seit dem 
Tage der Verurteilung nicht beschäftigen sowie im 
Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses im Sinne 
des § 1 nicht beaufsichtigen, nicht anweisen und 
nicht zur Beaufsichtigung oder Anweisung von Kin- 
dern und Jugendlichen verwendet werden. Dasselbe 
gilt für Personen, die wegen einer Straftat nach § 21 
des Gesetzes über die Verbreitung jugendgefähr- 
dender Schriften vom 9. Juni 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 377) oder nach § 13 Abs. 1 oder Abs. 2 
Satz 2 des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit vom 4. Dezember 1953 (Bundesge- 
setzbl. 1 S. 936) wenigstens zweimal verurteilt wor- 
den sind, falls der Tag der zweiten Verurteilung 
nicht mehr als fünf Jahre zurückliegt. 


(2) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann denjenigen Personen, die die Pflichten, die 
ihnen kraft Gesetzes zugunsten der von ihnen be- 
schäftigten, beaufsichtigten oder angewiesenen Kin- 
der und Jugendlichen obliegen, gröblich verletzt 
haben oder gegen die Tatsachen vorliegen, die sie 
in sittlicher Beziehung zur Beschäftigung, Beaufsich- 
tigung oder Anweisung von Kindern und Jugend- 
lichen ungeeignet erscheinen lassen, auf Zeit oder 
auf die Dauer verbieten, Kinder und Jugendliche zu 
beschäftigen und sie im Rahmen eines Beschäfti- 
gungsverhältnisses im Sinne des § 1 zu beaufsich- 
tigen und anzuweisen. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
§ 34 

Akkord- und Fließarbeit 

(1) Die Beschäftigung Jugendlicher mit Akkord- 
arbeit und Fließarbeit mit vorgeschriebenem Arbeits- 
tempo ist verboten. 


(2) unverändert 


§ 35 

Verbot der Beschäftigung durch bestimmte Personen 

(1) Personen, die die bürgerlichen Ehrenrechte 
nicht besitzen, dürfen Kinder und Jugendliche nicht 
beschäftigen sowie im Rahmen eines Beschäftigungs- 
verhältnisses im Sinne des § 1 nicht beaufsichtigen, 
nicht anweisen und nicht zur Beaufsichtigung und 
Anweisung von Kindern und Jugendlichen verwen- 
aet werden. Dasselbe gilt 

1. für Personen, die wegen einer Straftat nach 
§§ 109h, 170d, 174 bis 178, 180 bis 184a, 223b 
des Strafgesetzbuchs oder nach § 64 Abs. 2 
dieses Gesetzes verurteilt worden sind, für die 
Dauer von fünf Jahren seit dem Tage der Ent- 
scheidung, 

2. für Personen, die wegen einer Straftat nach 
§ 21 des Gesetzes über die Verbreitung jugend- 
gefährdender Schriften vom 9. Juni 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 377) oder nach § 13 des Ge- 
setzes zum Schutze der Jugend in der Öffent- 
lichkeit in der Fassung des Gesetzes vom 
27, Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1058) wenig- 
stens zweimal verurteilt worden sind, falls der 
Tag der zweiten Verurteilung nicht mehr als 
fünf Jahre zurückliegt. 

(2) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann denjenigen Personen, die die Pflichten, die 
ihnen kraft Gesetzes zugunsten der von ihnen be- 
schäftigten, beaufsichtigten oder angewiesenen Kin- 
der und Jugendlichen obliegen, wiederholt oder 
gröblich verletzt haben oder gegen die Tatsachen 
vorliegen, die sie in sittlicher Beziehung zur Beschäf- 
tigung, Beaufsichtigung oder Anweisung von Kin- 
dern und Jugendlichen ungeeignet erscheinen lassen, 
auf Zeit oder auf die Dauer verbieten, Kinder und 
Jugendliche zu beschäftigen und sie im Rahmen 
eines Beschäftigungsverhältnisses im Sinne des § 1 
zu beaufsichtigen und anzuweisen. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 
Sonstige Pflichten des Beschäftigers 

§ 36 

Sorge für Erhaltung von Gesundheit 
und Arbeitskraft 

(1) Wer ein Kind oder einen Jugendlichen be- 
schäftigt, hat bei der Einrichtung und der Unter- 
haltung der Arbeitsstätte einschließlich der Maschi- 
nen, Werkzeuge und Geräte und bei der Regelung 
der Beschäftigung die erforderlichen Vorkehrungen 
und Maßnahmen zum Schutze von Leben, Gesund- 
heit und Sittlichkeit der Kinder und Jugendlichen 
zu treffen. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit wird ermäch- 
tigt, zum Schutze von Leben, Gesundheit und Sitt- 
lichkeit der Kinder und Jugendlichen durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften darüber zu erlassen, welche Vorkehrungen 
und Maßnahmen in bestimmten Arten von Arbeits- 
stätten oder bei bestimmten Arbeiten zur Durch- 
führung des Absatzes 1 zu treffen sind; in diese 
Rechtsverordnungen können auch Vorschriften über 
das Verhalten der Kinder und Jugendlichen an der 
Arbeitsstätte zum Schutze von Leben, Gesundheit 
und Sittlichkeit aufgenommen werden. Werden be- 
sondere Regelungen für Betriebe des Bundes ge- 
troffen, so bedarf es hierzu des Einvernehmens mit 
^^m beteiligten Bundesminister, werden besonder'^ 
Regelungen für bergbauliche Betriebe getroffen, des 
Einvernehmens mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft. 

(3) Unabhängig von den auf Grund des Ab- 
satzes 2 erlassenen Vorschriften kann die Aufsidits- 
behörde in Einzelfällen anordnen, welche Vorkeh- 
rungen und Maßnahmen zur Durchführung des Ab- 
satzes 1 zu treffen sind. Soweit die angeordneten 
Vorkehrungen und Maßnahmen nicht die Beseiti- 
gung einer dringenden, das Leben und die Gesund- 
heit bedrohenden Gefahr bezwecken, muß für die 
Ausführung eine angemessene Frist gelassen wer- 
den. 

§ 37 

Belehrung über Gefahren 

(1) Wer Kinder oder Jugendliche beschäftigt, hat 
diese vor Beginn der Beschäftigung über die Unfall- 
und Gesundheitsgefahren, denen sie bei der Be- 
schäftigung ausgesetzt sind, sowie über die Einrich- 
tungen und Maßnahmen zur Abwendung dieser Ge- 
fahren zu belehren. Er hat die Kinder und Jugend- 
lichen vor der erstmaligen Beschäftigung an Maschi- 
nen oder gefährlichen Arbeitsstellen oder mit Ar- 
beiten, bei denen sie mit gesundheitsgefährdenden 
Stoffen in Berührung kommen, über die besonderen 
Gefahren dieser Arbeiten sowie über das bei ihrer 
Verrichtung erforderliche Verhalten zu belehren. 

(2) Die Belehrungen sind in angemessenen Zeit- 
abständen zu wiederholen. 


Bes c li l ü s s (' d e s 21 . Ausschusses 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Sonstige Pflichten des Beschäftigers 

§ 36 

Sorge für Erhaltung von Gesundheit 
und Arbeitskraft 

(1) unverändert ^ 


(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, zum Schutze von Leben, 
Gesundheit und Sittlichkeit der Kinder und Jugend- 
lichen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Vorschriften darüber zu erlassen, 
welche Vorkehrungen und Maßnahmen in bestimm- 
ten Arten von Arbeitsstätten oder bei bestimmten 
Arbeiten zur Durchführung des Absatzes 1 zu treffen 
sind; in diese Rechtsverordnungen können auch Vor- 
schriften über das Verhalten der Kinder und Jugend- 
lichen an der Arbeitsstätte zum Schutze von Leben, 
Gesundheit und Sittlichkeit aufgenommen werden. 
Werden besondere Regelungen für Betriebe des 
Bundes getroffen, so bedarf es hierzu des Einverneh- 
mens mit dem beteiligten Bundesminister, werden 
besondere Regelungen für bergbauliche Betriebe ge- 
troffen, des Einvernehmens mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft. 

(3) unverändert 


§ 37 

unverändert 
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§ 38 

Häusliche Gemeinschaft 

(1) Sind Kinder oder Jugendliche in die häus- 
liche Gemeinschaft des Beschäftigers aufgenommen, 
so muß er ihnen angemessene, in sittlicher und ge- 
sundheitlicher Beziehung einwandfreie Unterkunft, 
ausreichende, gesunde Kost und bei Erkrankung, 
soweit nicht ein Sozialversicherungsträger leistet, 
die erforderliche Pflege und ärztliche Behandlung 
zuteil werden lassen. 


(2) Die Landesregierungen können zum Schutze 
von Gesundheit und Sittlichkeit der Kinder und 
Jugendlichen durch Rechtsverordnung bestimmen, 
welchen Anforderungen im einzelnen Unterkunft, 
Verpflegung und Pflege bei Erkrankung genügen 
müssen. 

§ 39 

Züditigungsverbot 

(1) Wer Kinder oder Jugendliche beschäftigt 
oder im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses 
im Sinne des § 1 beaufsichtigt oder anweist, darf sie 
nicht körperlich züchtigen. 

(2) Wer Kinder oder Jugendliche beschäftigt, 
muß sie vor körperlichen Züchtigungen und Miß- 
handlungen und vor sittlicher Gefährdung durch 
andere Beschäftigte und durch Mitglieder seines 
Haushalts an der Arbeitsstätte und in seinem Hause 
schützen. 

§ 40 

Verbot der Abgabe von Alkohol und Tabak 

Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren dürfen 
keine alkoholischen Getränke und Tabakwaren, 
Jugendlichen über 16 Jahre kein Branntwein und 
keine überwiegend branntweinhaltigen Genußmit- 
tel gegeben werden. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Gesundheitliche Betreuung 

§ 41 

Ärztliche Untersuchungen 

(1) Mit der Beschäftigung eines Jugendlichen 
darf nur begonnen werden, wenn 

1. er innerhalb der letzten 18 Monate von 
einem Arzt untersucht worden ist und 

2. eine von diesem Arzt ausgestellte Be- 
scheinigung demjenigen, der den Jugend- 
lichen beschäftigen will, vorliegt. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
§ 38 

Häusliche Gemeinschaft 

(1) Sind Kinder oder Jugendliche in die häus- 
liche Gemeinschaft des Beschäftigers aufgenommen, 
so muß er ihnen angemessene, in sittlicher und ge- 
sundheitlicher Beziehung einwandfreie Unterkunft, 
ausreichende, gesunde Kost und bei Erkrankung, 
soweit nicht ein Sozialversicherungsträger leistet, 
bis zur Dauer von sechs Wochen, jedoch nicht über 
die Beendigung der Beschäftigung hinaus, die erfor- 
derliche Pflege und ärztliche Behandlung zuteil wer- 
den lassen, sofern nicht die Erkrankung von dem 
Kind oder dem Jugendlichen vorsätzlich oder durch 
grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt worden ist. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann zur Durchführung 
des Absatzes 1 im Einzelfall anordnen, welchen An- 
forderungen Unterkunft, Kost und Pflege bei Er- 
krankung genügen müssen. 


§ 39 

u n V e r ä n d e r t 


§ 40 

unverändert 


SECHSTER ABSCHNITT 

Gesundheitliche Betreuung 

§ 41 

Ärztliche Untersuchungen 

(1) Mit der Beschäftigung eines Jugendlichen 
darf nur begonnen werden, wenn 

1. er innerhalb der letzten 12 Monate von 
einem Arzt untersucht worden ist und 

2. unverändert 


34 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 1816 


Entwurf 

(2) Die Beschäftigung eines Jugendlichen darf 
nach Ablauf von 18 Monaten seit der letzten Un- 
tersuchung nur fortgesetzt werden, wenn er zuvor 
von einem Arzt nachuntersudit worden ist und eine 
von diesem Arzt ausgestellte Bescheinigung dem 
Beschäftiger vorliegt. 

(3) Ergibt die ärztliche Untersuchung, daß ein 
Jugendlicher hinter dem seinem Alter entsprechen- 
den Entwicklungsstand zurückgeblieben ist, oder 
werden sonst gesundheitliche Schwächen oder Schä- 
den festgestellt, oder lassen sich bei der Unter- 
suchung die Auswirkungen der Berufsarbeit auf die 
Gesundheit oder Entwicklung des Jugendlichen 
noch nicht übersehen, so kann der Arzt eine vor- 
zeitige Nädi Untersuchung anordnen. In diesen 
Fällen tritt die verkürzte Frist an die Stelle der in 
Absatz 1 und 2 genannten Frist. 

(4) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten nicht 
für eine nur geringfügige oder eine nicht länger als 
zwei Monate dauernde Beschäftigung mit leichten 
Arbeiten, von denen keine gesundheitlichen Nach- 
teile für den Jugendlichen zu befürchten sind. 

§ 42 

Durchführung der Untersuchungen; Beschei- 
nigungen und Mitteilungen 

(1) Die ärztlichen Untersuchungen haben sich auf 
den Gesundheits- und Entwicklungsstand und die 
körperliche Beschaffenheit, die Nachuntersuchungen 
außerdem auf die Auswirkungen der Arbeit auf 
Gesundheit und Entwicklung des Jugendlichen zu 
erstrecken. 

(2) Den Untersuchungsbefund hat der Arzt schrift- 
lich festzuhalten. Falls er eine vorzeitige Nach- 
untersuchung angeordnet hat (§ 41 Abs. 3) oder 
falls er die Gesundheit des Jugendlichen durch die 
Ausübung bestimmter Arbeiten für gefährdet hält, 
hat er dies gleichzeitig zu vermerken. 

(3) Der Arzt hat eine für den Beschäftiger be- 
stimmte Bescheinigung darüber, daß die Unter- 
suchung stattgefunden hat, auszustellen. Er hat 
außerdem den Eltern oder dem Vormund des 
Jugendlichen das wesentliche Ergebnis der Unter- 
suchung schriftlich mitzuteilen. In der Bescheinigung 
und in der Mitteilung hat er die Anordnung einer 
vorzeitigen Nachuntersuchung (§ 41 Abs. 3) sowie 
die Arbeiten, durch deren Ausübung er die Gesund- 
heit des Jugendlichen für gefährdet hält (Absatz 2), 
zu vermerken. 

§ 43 

Aufbewahrung der Bescheinigungen; Anzeigen 

(1) Der Beschäftiger hat die Bescheinigung aufzu- 
bewahren und der Aufsichtsbehörde sowie der Be- 
rufsgenossenschaft auf Verlangen zur Einsicht vor- 
zulegen oder einzusenden. Wechselt der Jugend- 
liche während des Laufes der Nachuntersuchungs- 
frist (§ 41 Abs. 1 bis 3) den Beschäftiger, so ist die 
Bescheinigung dem neuen Beschäftiger auf dessen 
Verlangen und Kosten unverzüglich auszuhändigen. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 42 

Durchführung der Untersuchungen; Beschei- 
nigungen und Mitteilungen 

(1) unverändert 


(2) entfällt 


(3) Der Arzt hat den Eltern oder dem Vormund 
des Jugendlichen das wesentliche Ergebnis der 
Untersuchung und die Anordnung einer etwaigen 
Nachuntersuchung {§ 41 Abs. 3) schriftlich mitzu- 
teilen. Er hat außerdem dem Jugendlichen eine Be- 
scheinigung darüber, daß eine Untersuchung statt- 
gefunden hat, auszustellen. 


§ 43 

Aufbewahrung der Bescheinigungen 

(1) Der Beschäftiger hat die Bescheinigung aufzu- 
bewahren und der Aufsichtsbehörde sowie der Be- 
lufsgenossensdiaft auf Verlangen zur Einsicht vor- 
zulegen oder einzusenden. Endet die Beschäftigung 
während des Laufes der Nachuntersuchungsfrist 
(§ 41 Abs. 1 bis 3), so hat der Beschäftiger dem 
Jugendlichen die Bescheinigung auszuhändigen. 
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(2) Enthält die Bescheinigung des Arztes einen 
Vermerk über Arbeiten, durch deren Ausübung er 
die Gesundheit des Jugendlichen für gefährdet hält 
(§ 42 Abs. 3), so hat der Beschäftiger der Aufsichts- 
behörde unverzüglich anzuzeigen, mit welchen Ar- 
beiten er den Jugendlichen beschäftigen will. Der 
Jugendliche darf nur mit den angezeigten Arbeiten 
beschäftigt werden, mit anderen Arbeiten nur dann, 
wenn der Beschäftiger sie vorher der Aufsichts- 
behörde angezeigt hat. 

§ 44 

Eingreifen der Aufsichtsbehörde 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann jederzeit die ärzt- 
liche Untersuchung eines Jugendlichen anordnen. 
Der Jugendliche ist verpflichtet, der Anordnung 
Folge zu leisten. 


(2) Besteht die Gefahr, daß durch die Arbeiten, 
mit denen der Jugendliche beschäftigt wird, seine 
Gesundheit geschädigt wird, so kann die Aufsichts- 
behörde die Beschäftigung mit diesen Arbeiten ver- 
bieten oder beschränken. 


§ 45 

Freizeit für Untersuchungen 

Der Beschäftiger hat dem Jugendlichen die für die 
ärztlichen Untersuchungen nach diesem Abschnitt 
erforderliche Freizeit zu gewähren. Ein Entgelt- 
ausfall darf hierdurch nicht eintreten. 

§ 46 

Kosten der Untersuchungen 

Die Kosten der Untersuchungen nach §41 Abs. 1, 
der vorzeitigen Nachuntersuchungen nach § 41 
Abs. 3 und der von der Aufsichtsbehörde nach § 44 
Abs. 1 angeordneten Untersuchungen trägt das 
Land, die Kosten der übrigen Untersuchungen der 
Beschäftiger. 

§ 47 

Person des Arztes 

(1) Als ärztliche Untersuchungen im Sinne dieses 
Abschnitts gelten nur solche, die 

1. vom staatlichen Gewerbearzt, 

2. von einem hauptberuflich für das Arbeits- 
amt tätigen Arzt, 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
(2) entfällt 


§ 44 

Eingreifen der Aufsichtsbehörde 

(1) Die Aufsichtsbehörde hat, wenn die dem 
Jugendlichen übertragenen Arbeiten Gefahren für 
seine Gesundheit befürchten lassen, dies dem gesetz- 
lichen Vertreter des Jugendlichen in persönlichen 
Angelegenheiten und dem Beschäftiger mitzuteilen 
und die ärztliche Untersuchung zu fordern. Wird 
dieser Aufforderung nicht binnen einer angemesse- 
nen Frist Folge geleistet, so kann die Aufsichtsbe- 
hörde die Untersuchung anordnen. Das Grundrecht 
der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes) wird insoweit einge- 
schränkt. 

(2) Besteht die Gefahr, daß durch die Arbeiten, 
mit denen der Jugendliche beschäftigt wird, seine 
Gesundheit geschädigt wird, so kann die Aufsichts- 
behörde die Beschäftigung mit diesen Arbeiten ver- 
bieten oder beschränken. Dem gesetzlichen Vertreter 
des Jugendlichen in persönlichen Angelegenheiten 
ist vorher Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 45 

unverändert 


§ 46 

Kosten der Untersuchungen 

Die Kosten der Untersuchungen trägt das Land. 


§ 47 

Person des Arztes 

(1) Als ärztliche Untersuchungen im Sinne dieses 
Abschnitts gelten solche, die 

1. unverändert 

2. unverändert 
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3. vom Amtsarzt des Gesundheitsamtes oder 
einem hauptberuflich für dieses Amt täti- 
gen, mit der Durchführung von schul- oder 
berufsschulärztlichen Untersuchungen be- 
trauten Arzt, 

4. von einem durch den staatlichen Gewerbe- 
arzt ermächtigten Werksarzt mit Wirkung 
lediglidi für den von ihm betreuten Be- 
trieb oder 

5. von einem sonstigen geeigneten, durch 
den staatlichen Gewerbearzt ermächtigten 
Arzt 

vorgenommen werden. Die Landesregierungen kön- 
nen durch Rechtsverordnungen die Vornahme der 
ärztlichen Untersuchungen auf eine oder mehrere 
der unter Nummern 1 bis 5 genannten Gruppen von 
Ärzten beschränken. 

(2) Die Untersuchungen können mit Wirkung 
lediglich für die Betriebe der Deutschen Bundesbahn 
auch von einem durch den Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn ermächtigten Arzt, mit Wirkung ledig- 
lich für die Betriebe der Deutschen Bundespost auch 
von einem durch die Oberpostdirektion ermäch- 
tigten Arzt und mit Wirkung für bergbauliche Be- 
triebe nur von einem durch die Bergbehörde er- 
mächtigten Arzt vorgenommen werden. 

§ 48 

Gegenseitige Unterrichtung der Ärzte 

(1) Die Ärzte, die Untersuchungen nach diesem 
Abschnitt vorgenommen haben, haben dem staat- 
lichen Gewerbearzt auf Verlangen die Aufzeich- 
nungen über die Untersuchungsbefunde zur Einsicht 
auszuhändigen. Sie haben dem Arzt, der einen Ju- 
gendlichen nach diesem Abschnitt untersucht, die 
Aufzeichnungen über den Untersuchungsbefund 
dieses Jugendlichen auf Verlangen zur Einsicht aus- 
zuhändigen. 


(2) Der Amtsarzt des Gesundheitsamtes ist be- 
fugt, einem Arzt, der einen Jugendlichen nach die- 
sem Abschnitt untersucht, vertraulichen Einblick in 
die in seiner Dienststelle vorhandenen Unterlagen 
über Gesundheit und Entwicklung dieses Jugend- 
lichen zu gewähren. 


§ 49 

übergangsvorsdiriften 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten 
nicht für Jugendliche, die bei Inkrafttreten dieses 
Abschnittes bereits 16 Jahre alt sind. Für die übri- 
gen Jugendlichen gelten, sofern sie bei Inkrafttreten 
dieses Abschnittes bereits beschäftigt werden, die 
Vorschriften dieses Abschnittes während des ersten 
Jahres nach Inkrafttreten nur bei einem Wechsel 
des Beschäftigers. 


B e s c h 1 ü s s e des 21 . Ausschusses 

3. vom Amtsarzt des Gesundheitsamtes oder 
einem für dieses Amt tätigen, mit der 
Durchführung von schul- oder berufsschul- 
ärztlichen Untersuchungen beauftragten 
Arzt, 

4. unverändert 


5. von einem sonstigen, durch den staatlichen 
Gewerbearzt im Benehmen mit der Lan- 
desärztekammer ermächtigten Arzt 

vorgenommen werden. Die dem Werksarzt nach 
Nummer 4 erteilte Ermächtigung gilt nicht für die 
erste Untersuchung eines Jugendlichen. 


(2) Die Untersuchungen können mit Wirkung 
für bergbauliche Betriebe nur von einem durch die 
Bergbehörde ermächtigten Arzt vorgenommen wer- 
den. 


§ 48 

Gegenseitige Unterrichtung der Ärzte 

(1) Die Ärzte, die Untersuchungen nach diesem 
Abschnitt vorgenommen haben, haben 

1. dem staatlichen Gewerbearzt, 

2. dem Arzt, der einen Jugendlichen nach 
diesem Abschnitt nachuntersucht, 

auf Verlangen die Aufzeichnungen über die Unter- 
suchungsbefunde zur Einsicht auszuhändigen. Dies 
gilt nicht, wenn der gesetzliche Vertreter des Jugend- 
lichen in persönlichen Angelegenheiten der Aus- 
händigung der Aufzeichnungen widerspricht. 

(2) unverändert 


§ 49 

unverändert 
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(2) Für die ersten zwei Jahre nach Inkrafttreten 
dieses Abschnittes kann die Aufsichtsbehörde, so- 
weit dies mit der Rücksicht auf Gesundheit und 
Entwicklung eines Jugendlichen vereinbar ist, Aus- 
nahmen von allen oder einzelnen Vorschriften die- 
ses Abschnittes bewilligen. 

§ 50 

Ermächtigungen 

(1) Der Bundesminister für Arbeit wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates 

1. zur weiteren Verbesserung der gesund- 
heitlichen Betreuung der Jugendlichen die 
Frist von 18 Monaten zwischen den Unter- 
suchungen für einzelne Arten von Be- 
trieben oder Arbeiten, die mit besonderen 
Gefahren für Leben oder Gesundheit ver- 
bunden sind, zu verkürzen und weitere 
Untersuchungen anzuordnen; 

2. zur Herbeiführung einer gleichmäßigen 
und wirksamen gesundheitlichen Betreu- 
ung Vorschriften über die Durchführung 
der ärztlichen Untersuchungen und über 
die für die Aufzeichnungen der Unter- 
suchungsbefunde, die Bescheinigungen, 
Mitteilungen und Anzeigen zu verwen- 
denden Vordrucke zu erlassen; 

3. zur Abwendung von Gesundheitsgefahren 
vorzuschreiben, daß Personen, die über 18, 
aber noch nicht 21 Jahre alt sind und die 
in einem Beschäftigungsverhältnis im 
Sinne des § 1 stehen, in bestimmten Arten 
von Betrieben oder mit bestimmten Ar- 
beiten, die gesundheitsgefährlich sind, nur 
beschäftigt oder weiter beschäftigt werden 
dürfen, wenn sie vorher ärztlich unter- 
sucht worden sind, und daß die Vorschrif- 
ten dieses Abschnittes ganz oder teilweise 
auch auf diese ärztlichen Untersuchimgen 
Anwendung finden. 

(2) Die Landesregierungen können zur Verein- 
fachung der Abrechnung durch Rechtsverordnung 
Pauschbeträge für die Kosten der ärztlichen Unter- 
suchung im Rahmen der geltenden Gebühren- 
ordnungen festsetzen und Vorschriften über die Er- 
stattung der dem Beschäftiger nach § 46 zur Last 
fallenden Kosten erlassen. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


§ 50 

Ermächtigungen 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates 

1. unverändert 


2. zur Herbeiführung einer gleichmäßigen 
und wirksamen gesundheitlichen Betreu- 
ung Vorschriften über die Durchführung 
der ärztlichen Untersuchungen und über 
die für die Aufzeichnungen der Unter- 
suchungsbefunde, die Bescheinigungen und 
Mitteilungen zu verwendenden Vordrucke 
zu erlassen; 

3. unverändert 


(2) Die Landesregierungen können zur Verein- 
fachung der Abrechnung durch Rechtsverordnung 
Pauschbeträge für die Kosten der ärztlichen Unter- 
suchung im Rahmen der geltenden Gebühren- 
ordnungen festsetzen. 
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SIEBENTER ABSCHNITT 

Durchführung des Gesetzes 

ERSTER TITEL 

Aushänge und Verzeichnisse 

§ 51 

Auslage des Gesetzes; Aushang über 
die Arbeitszeit 

Wer regelmäßig mindestens einen Jugendlichen 
als Arbeiter, Angestellten, Lehrling oder Anlern- 
ling beschäftigt, hat 

1. einen Abdruck dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnung, mit Ausnahme der in § 55 Abs. 2 
genannten und der Vorschriften, die Wirt- 
schaftzweige anderer Art betreffen, an geeig- 
neter Stelle im Betrieb zur Einsicht auszulegen 
oder auszuhängen, 

2. einen Aushang über Beginn und Ende der 
regelmäßigen, täglichen Arbeitszeit und der 
Ruhepausen der Jugendlichen an sichtbarer 
Stelle im Betrieb anzubringen. 

§ 52 

Verzeichnis der Jugendlichen 

Der Beschäftiger ist verpflichtet, ein Verzeichnis 
der jugendlichen Arbeiter, Angestellten, Lehrlinge 
und Anlernlinge unter Angabe von Namen, Vor- 
namen, Tag, Jahr und Ort der Geburt, Wohnort und 
Wohnung zu führen und darin zu vermerken 

1. Tag des Beginns der Beschäftigung des Ju- 
gendlichen, 

2. den gewährten Urlaub. 

§ 53 

Sonstige Verzeichnisse 

Wer einen Jugendlichen als Arbeiter, Angestell- 
ten, Lehrling oder Anlernling beschäftigt, ist ver- 
pflichtet, ein Verzeichnis der an Samstagnachmit- 
tagen nach § 15 Abs. 2 sowie an Sonn- und Feier- 
tagen nach § 16 Abs. 3 bis 5 und § 32 Nr. 6 be- 
schäftigten Jugendlichen zu führen und bei jedem 
die ihm nach § 15 Abs. 3, § 16 Abs. 6 und § 32 Nr. 6 
gewährten Freizeiten spätestens am folgenden 
Werktage zu vermerken. 

§ 54 

Sondervorschriften für Familienhaushalte und 
landwirtschaftliche Betriebe 

(1) Statt der in §§ 51 bis 53 vorgeschriebenen 
Aushänge und Verzeichnisse sind für die im Fa- 
milienhaushalt mit hauswirtschaftlichen Arbeiten 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Durchführung des Gesetzes 

ERSTER TITEL 

Aushänge und Verzeichnisse 

§ 51 

Auslage des Gesetzes; Aushang über 
die Arbeitszeit 

Wer regelmäßig mindestens einen Jugendlichen 
als Lehrling, Anlernling, Arbeiter, Angestellten, 
Praktikanten oder Volontär beschäftigt, hat 

1. einen Abdruck dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnungen, mit Ausnahme der in § 55 Abs. 2 
genannten und der Vorschriften, die Wirt- 
schaftszweige anderer Art betreffen, an geeig- 
neter’ Stelle im Betrieb zur Einsicht auszulegen 
oder auszuhängen, 

2. unverändert 


§ 52 

Verzeichnis der Jugendlichen 

Der Beschäftiger ist verpflichtet, ein Verzeichnis 
der jugendlichen Lehrlinge, Anlernlinge, Arbeiter, 
Angestellten, Praktikanten und Volontäre unter 
Angabe von Namen, Vornamen, Tag und Jahr der 
Geburt, Wohnort und Wohnung zu führen und 
darin zu vermerken: 

1. unverändert 

2. unverändert 

§ 53 

Sonstige Verzeichnisse 

Wer einen Jugendlichen als Lehrling, Anlern- 
ling, Arbeiter, Angestellten, Praktikanten oder 
Volontär beschäftigt, ist verpflichtet, ein Verzeich- 
nis der an Samstagnachmittagen nach § 15 Abs. 2 
sowie an Sonn- und Feiertagen nach § 16 Abs. 4 
und 5 und § 32 Nr. 6 beschäftigten Jugendlichen zu 
führen und bei jedem die ihm nach § 15 Abs. 3, 
§ 16 Abs. 6 und § 32 Nr. 6 gewährten Freizeiten 
unverzüglich zu vermerken. 

§ 54 

Sondervorschriften für Familienhaushalte und 
landwirtschaftliche Betriebe 

(1) Statt der in §§ 51 bis 53 vorgeschriebenen 
Aushänge und Verzeichnisse sind für die im Fami- 
lienhaushalt mit hauswirtschaftlichen Arbeiten be- 
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beschäftigten Jugendlichen in einem Verzeichnis, 
gesondert für jeden Jugendlichen, zu vermerken 

1. Name, Vorname, Tag, Jaiir und Ort der 
Geburt, Wohnort und Wohnung, 

2. Tag des Beginns der Beschäftigung, 

3. Beginn und Ende der regelmäßigen täg- 
lichen Arbeitszeit, 

4. der gewährte Urlaub. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten auch 
für Betriebe und Haushalte der in § 26 genannten 
Art, in denen regelmäßig nicht mehr als fünf Arbeit- 
nehmer beschäftigt werden. 

(3) Wer Jugendliche im Familienhaushalt mit 
hauswirtschaftlichen Arbeiten beschäftigen will, hat 
dies, falls die Beschäftigung im Haushalt nicht nach 
§ 57 Abs. 1 Satz 2 von der Aufsicht ausgenommen 
ist, vor Beginn der Beschäftigung der Aufsichts- 
behörde schriftlich anzuzeigen. 

§ 55 

Einsicht in die Verzeichnisse; 
einheitliche Form 

(1) Den beteiligten Jugendlichen sowie der Be- 
triebs- oder Personalvertretung ist auf Verlangen 
Einsicht in die Verzeichnisse nach §§ 52, 53 und 54 
Abs. 1 und 2 zu gewähren. 

(2) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung allgemein oder für einzelne Arten von 
Betrieben oder Arbeiten eine einheitliche Form für 
die Verzeichnisse vorschreiben und die Verbindung 
der Verzeichnisse nach §§ 52 und 53 untereinander 
oder mit dem Aushang nach § 51 Nr. 2 anordnen. 
Sie können zulassen, daß statt der Verzeichnisse 
Karteien geführt werden und daß die Eintragungen 
in den Lohnlisten oder der Lohnkartei gemacht 
werden. 

§ 56 

Auskunft; Vorlage der Verzeichnisse 

(1) Der Beschäftiger ist verpflichtet, der Auf- 
sichtsbehörde auf Verlangen 

1. die zur Erfüllung der Aufgaben dieser 
Behörde erforderlichen Angaben wahr- 
heitsgemäß und vollständig zu machen, 

2. die Verzeichnisse gemäß §§ 52 bis 54, die 
Unterlagen, aus denen Namen, Beschäfti- 
gungsart und -Zeiten der Jugendlichen so- 
wie Lohn- und Gehaltszahlungen ersicht- 
lich sind, und alle sonstigen Unterlagen, 
die sich auf die nach Nummer 1 zu machen- 
den Angaben beziehen, zur Einsicht vor- 
zulegen oder einzusenden. 

(2) Die Verzeichnisse und Unterlagen sind min- 
destens bis zum Ablauf von zwei Jahren nach der 
letzten Eintragung aufzubewahren. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

schäftigten Jugendlichen in einem Verzeichnis, 
gesondert für jeden Jugendlichen, zu vermerken 

1. Name, Vorname, Tag und Jahr der Ge- 
burt, Wohnort und Wohnung, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 
(2) unverändert 


(3) Wer Jugendliche im Familienhaushalt mit 
hauswirtschaftlichen Arbeiten beschäftigen will, hat 
dies bei Beginn der Beschäftigung der Aufsichts- 
behörde schriftlich anzuzeigen. 


§ 55 

unverändert 


§ 56 

unverändert 
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ZWEITER TITEL 

Aufsicht 

§ 57 

Aufsichtsbehörden 

(1) Die Aufsicht über die Ausführung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes und der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Vorschriften obliegt den Ge- 
werbeauf Sichtsämtern, bei bergbaulichen Betrieben 
den Bergbehörden, bei den Verwaltungen, Gerich- 
ten und Betrieben des Bundes sowie bei den bun- 
desunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts den obersten 
Dienstbehörden (Aufsichtsbehörden). Die Landes- 
regierungen können durch Rechtsverordnung die 
Ausführung der §§20 bis 25 von der Aufsicht aus- 
nehmen. 

(2) Die Aufsichtsbehörden haben dieselben Be- 
fugnisse und Obliegenheiten wie nach § 139 b der 
Gewerbeordnung die dort genannten besonderen 
Beamten. 


§ 58 

Entfernung Jugendlicher durch die 
Aufsichtsbehörde 

Werden Kinder oder Jugendliche entgegen §§ 6, 
33, 35, 41 oder entgegen den auf § 33 gestützten 
Vorschriften und Anordnungen beschäftigt, so kann 
die Aufsichtsbehörde die Entfernung dieser Kinder 
oder Jugendlichen polizeilich erzwingen. 


§ 59 

Mitteilungspflicht Dritter 

Die Lehrer an allgemeinbildenden und an Berufs- 
schulen sind auf Verlangen der Aufsichtsbehörde 
im Einzelfall verpflichtet, dieser Wahrnehmungen 
über die Verletzung von Vorschriften dieses Ge- 
setzes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
senen Rechtsverordnungen mitzuteilen, wenn die 
Schulaufsichtsbehörde die Mitteilung genehmigt hat, 

§ 60 

Ausnahmen aus Gründen des Gemeinwohls 

(1) Die für den Arbeitsschutz zuständigen ober- 
sten Landesbehörden können weitergeh ende Aus- 
nahmen von den Vorschriften dieses Gesetzes, als 
dieses Gesetz vorsieht, bewilligen, wenn es das 
Gemeinwohl dringend erfordert. Dies gilt nicht für 
§§ 14 und 28. 

(2) Bei bergbaulichen Betrieben steht das Recht, 
Ausnahmen nach Absatz 1 zu bewilligen, der für 


ZWEITER TITEL 

Aufsicht 

§ 57 

Aufsichtsbehörden 

(1) Die Aufsicht über die Ausführung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes und der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Vorschriften obliegt den von 

den Landesregierungen bestimmten Behörden (Auf- 
sichtsbehörden). Die Landesregierungen können 
durch Rechtsverordnung die Aufsicht über die Aus- 
führung der für die Beschäftigung in Familienhaus- 
halten geltenden Vorschriften auf gelegentliche Re- 
visionen beschränken. 


(2) Die Aufsichtsbehörden haben dieselben Be- 
fugnisse und Obliegenheiten wie nach § 139b der 
Gewerbeordnung die dort genannten besonderen 
Beamten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird in- 
soweit eingeschränkt. 

§ 58 

Entfernung Jugendlicher durch die 
Aufsichtsbehörde 

Werden Kinder oder Jugendliche entgegen §§ 6, 
33, 35, 41 oder entgegen den auf § 33 gestützten 
Vorschriften und Anordnungen beschäftigt, so kann 
die Aufsichtsbehörde die Entfernung dieser Kinder 
oder Jugendlichen nach den landesrechtlichen Be- 
stimmungen erzwingen. Die Grundrechte der Frei- 
heit der Person (Artikel 2 Abs, 2 Satz 2 des Grund- 
gesetzes) und der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) werden insoweit 
eingeschränkt. 

§ 59 

entfällt 


§ 60 

Ausnahmen aus Gründen des Gemeinwohls 

(1) Die von den Landesregierungen bestimmten 
Behörden können weitergehende Ausnahmen von 
den Vorschriften dieses Gesetzes, als dieses Gesetz 
vorsieht, bewilligen, wenn es das Gemeinwohl 
dringend fordert. Dies gilt nicht für §§ 14 und 28. 

(2) entfällt’ 
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den Bergbau zuständigen obersten Landesbehörde, 
bei den Verwaltungen, Gerichten und Betrieben des 
Bundes sowie bei den bundesunmittelbaren Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts den obersten Bundesbehörden zu. 

§ 61 § 61 
Ausnahmebewilligungen unverändert 

(1) Ausnahmen, zu deren Bewilligung die Be- 


hörden nach diesem Gesetz oder den auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen Vorschriften befugt sind, 
sind zu befristen und können mit Auflagen und Be- 
dingungen verbunden werden. Sie können jederzeit 
widerrufen werden. 

(2) Ausnahmen können nur bewilligt werden für 
einzelne Beschäftigte, einzelne Betriebe oder ein- 
zelne Betriebsabteilungen. 

(3) Ist eine Ausnahme für einen Betrieb oder 
eine Betriebsabteilung bewilligt worden, so hat der 
Beschäftiger hierüber an sichtbarer Stelle im Betrieb 
oder in der Betriebsabteilung einen Aushang anzu- 
bringen. 


DRITTER TITEL 

Ausschüsse für Jugendarbeitsschutz 

§ 62 

Bildung der Ausschüsse 

(1) Bei jeder Aufsichtsbehörde wird ein Aus- 
schuß für Jugendarbeitsschutz gebildet. 


(2) Den bei den Gewerbeaufsichtsämtern und den 
Bergbehörden gebildeten Ausschüssen müssen min- 
destens angehören 

1. der Leiter der Aufsichtsbehörde oder ein 
von ihm bestimmter Vertreter als Vor- 
sitzender, 

2. drei bis fünf Vertreter der Arbeitgeber 
und dieselbe Zahl von Vertretern der 
Arbeitnehmer; sie werden von den im Be- 
zirk der Aufsichtsbehörde wirkenden 
Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaf- 
ten vorgeschlagen und vom Leiter der 
Aufsichtsbehörde bestimmt, 

3. je ein Vertreter des Arbeitsamtes, des Ju- 
gendamtes und des Gesundheitsamtes, den 
bei den Gewerbeaufsichtsämtern gebilde- 
ten Ausschüssen außerdem je ein Vertre- 
ter der Industrie- und Handelskammer, 
der Handwerkskammer und der unteren 
Landwirtschaftsbehörde, 


DRITTER TITEL 

Ausschüsse für Jugendarbeitsschutz 

§ 62 

Bildung der Ausschüsse 

(1) Bei der von der Landesregierung bestimmten 
obersten Landesbehörde wird ein Ausschuß für 
Jugendarbeitsschutz gebildet. Der Vorsitzende des 
Ausschusses wird von der obersten Landesbehörde 
bestimmt. 

(2) Dem Ausschuß müssen mindestens ange- 
hören 

1. e n t f ä 1 1 1 


2. drei bis fünf Vertreter der Arbeitgeber 
und dieselbe Zahl von Vertretern der 
Arbeitnehmer; sie werden von den im 
Land wirkenden Arbeitgeberverbänden 
und Gewerkschaften vorgeschlagen und 
vom Vorsitzenden berufen, 

3. je ein Vertreter eines Landesarbeitsamtes, 
eines Landes jugendamtes und der für das 
Gesundheitswesen zuständigen obersten 
Landesbehörde, 
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4. ein Arzt, ein Berufsschullehrer sowie Ver- 4. ein Arzt, ein Berufsschullehrer und ein 


treter der im Bezirk der Aufsichtsbehörde 
wirkenden Jugendverbände; sie werden 
vom Leiter der Aufsichtsbehörde bestimmt. 

Der Leiter der Aufsichtsbehörde kann weitere Mit- 
glieder berufen. 

(3) Die Bundesregierung regelt durch Rechtsver- 
ordnung die Zusammensetzung der Ausschüsse, die 
bei den obersten Dienstbehörden des Bundes zu bil- 
den sind. Die Zustimmung des Bundesrates ist nicht 
erforderlich. Den Ausschüssen müssen Vertreter der 
Arbeitnehmer und der Jugendverbände, je ein Ver- 
treter des Arbeitsamtes, des Jugendamtes und des 
Gesundheitsamtes sowie ein Berufsschullehrer an- 
gehören. 

§ 63 

Aufgaben der Aussdiüsse 

(1) Der Ausschuß berät die Aufsichtsbehörde in 
allen Angelegenheiten des Jugendarbeitsschutzes 
und wirkt aufklärend über Sinn und Inhalt dieses 
Gesetzes. 

(2) Die Aufsichtsbehörde gibt in Angelegenhei- 
ten von grundsätzlicher Bedeutung dem Ausschuß 
Gelegenheit zur Stellungnahme. 

ACHTER ABSCHNITT 
Straftaten und Jrdnungswidrigkeiten 

§ 64 

Straftaten 

(1) Der Beschäftiger, der vorsätzlich 

1. den Vorschriften des ^ 6 oder § 7 Abs. 2 
über die Beschäftigung von Kindern, 

2. den Vorschriften des § 14 Abs. 1 bis 4 oder 
§ 28 über die Nachtruhe, 

3. den Vorschriften des § 16 Abs. 1, 2 Satz 1 
oder Abs. 6 Satz 2, § 24 Abs. 1 oder 2 
Satz 1 oder 2, § 29 oder § 32 Nr. 6 Satz 1 
über die Sonntagsruhe, 

4. den Vorschriften des § 33 Abs. 1 über ge- 
fährliche Arbeiten oder des § 34 Abs. 1 
über Akkord- und Fließarbeit, 

5. den auf Grund des § 33 Abs. 2 Satz 1 
oder 3 erlassenen Vorschriften, soweit die 
Vorschriften ausdrücklich auf diese Straf- 
bestimmung verweisen, 

zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft. 

(2) Wer durch eine der in Absatz 1 bezeidme- 
ten Handlungen das Kind oder den Jugendlichen 


Vertreter des Landesjugendringes; sie 
werden vom Vorsitzenden berufen. 

(2a) Der Vorsitzende des Ausschusses kann wei- 
tere Mitglieder berufen. Mindestens zwei Mitglie- 
der müssen Frauen sein. 

(3) entfällt 


§ 63 

Aufgaben der Ausschüsse 

(1) Der Ausschuß wirkt aufklärend über Sinn 
und Inhalt dieses Gesetzes. 

(2) Die oberste Landesbehörde gibt in Angele- 
genheiten von besonderer Bedeutung dem Aus- 
schuß Gelegenheit zur Stellungnahme. 

ACHTER ABSCHNITT 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

§ 64 

Straftaten 

(1) Der Beschäftiger, der vorsätzlich 

1. den Vorschriften des § 6, § 7 Abs. 2 oder 
§ 7a Abs. 2 über die Beschäftigung von 
Kindern, 

2. entfällthier 

siehe § 65 Abs, 1 Nr. 1 und 4 

3. entfällt hier 

siehe § 65 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 


4. unverändert 


5. unverändert 


zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft. 

(2) Wer durch eine der in Absatz 1 bezeichneten 
Handlungen das Kind, den Jugendlichen oder im 
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gewissenlos in seiner Arbeitskraft oder Gesundheit 
schwer gefährdet, wird mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten bestraft. 

(3) Wer eine der in Absatz 1 bezeichneten Hand- 
lungen fahrlässig begeht, wird mit Geldstrafe be- 
straft 

§ 65 

Ordnungswidrigkeiten und Straftaten 

(1) Ordnungswidrig handelt der Beschäftiger, der 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. den Vorschriften des § 4 Abs. 1, § 8 Abs. 1 
bis 3 oder § 9 Abs. 1 über die Grenzen der 
Arbeitszeit, des § 11 Abs. 1 Satz 2 oder 3 
Über die Berufsschule, des § 12 Abs. 1 
oder 2 über die Ruhepausen, des § 13 über 
die tägliche Freizeit, des § 14 Abs. 5 
Satz 3, § 15 Abs. 3 oder § 16 Abs. 6 Satz 1, 
3 oder 4 über die sonstige Freizeit oder 
des § 15 Abs. 1 oder 2 Satz 2 über den 
Frühschluß vor Sonntagen, 


2. den Vorschriften des § 17 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 Satz 1 bis 3 oder Abs. 4 Satz 2 oder 
§ 19 Abs. 2 Nr. 1, 3 Satz 1 oder 3, Nr. 4 
oder 5 über den Urlaub, soweit sie nicht 
die Vergütung betreffen, 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

Falle des Absatzes 1 Nr. 5 die Person, die noch 
nicht 21 Jahre alt ist, gewissenlos in ihrer Arbeits- 
kraft oder Gesundheit schwer gefährdet, wird mit 
Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 

(3) unverändert 


§ 65 

Ordnungswidrigkeiten und Straftaten 

(1) Ordnungswidrig handelt der Beschäftiger, der 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. den Vorschriften des § 4 Abs. 1, § 8 
Abs. 1 bis 3 oder § 9 Abs. 1 über die 
Grenzen der Arbeitszeit, des § 11 Abs. 1 
Satz 2 oder 3 über die Berufsschule, des 
§ 12 Abs. 1 oder 2 über die Ruhepausen, 
des § 13 über die tägliche Freizeit, des 
§ 14 Abs. 1 bis 4 über die Nachtruhe, des 
§ 14 Abs. 5 Satz 4, § 15 Abs. 3 oder § 16 
Abs. 6 Satz 1, 3 oder 4 über die sonstige 
Freizeit, des § 15 Abs. 1 oder 2a über 
den Frühschluß vor Sonntagen, des § 16 
Abs. 1 oder 6 Satz 2 über die Sonntags- 
ruhe oder des § 18 Abs. 2 Satz 1 über den 
Ausgleich für Mehrarbeit, 

2. den Vorschriften des § 17 Abs. 1 Satz 1, 
Abs.. 2 Satz 1 bis 3 oder Abs. 4 Satz 2 oder 
3 oder § 19 Abs. 2 Nr. 1, 3 Satz 1 oder 3, 
Nr. 4 Satz 1 oder Nr. 5 über den Urlaub, 
soweit sie nicht die Vergütung betreffen. 


3. den Vorschriften der §§ 21, 22 oder 23 
Satz 1 über die Arbeitszeit, die Ruhepau- 
sen und den freien Nachmittag im Haus- 
halt, 

4. den Vorschriften des §27 über die Arbeits- 
zeit in der Landwirtschaft, 


5. den Vorschriften des § 32 Nr. 1, 3, 5 Satz 2 
oder Nr. 6 Satz 2 über die Grenzen der 
Arbeitszeit, die tägliche Freizeit, den 
Frühschluß vor Sonntagen und die son- 
stige Freizeit in der Binnenschiffahrt, 

6. den Vorschriften des § 40 über Abgabe 
von Alkohol und Tabak an Kinder und 
Jugendliche, 

7. den auf Grund des § 38 Abs. 2 erlassenen 
Vorschriften, soweit die Vorschriften aus- 
drücklich auf diese Bestimmung verwei- 
sen, oder 

8. einer Anordnung der Aufsichtsbehörde 
nach § 7 Abs. 1 Satz 2, § 12 Abs. 4 Satz 2, 
§ 33 Abs. 3 oder § 44 Abs. 2 

zuwiderhandelt. 


3. den Vorschriften des § 21 über die Ar- 
beitszeit, § 22 über die Ruhepausen, § 23 
Satz 1 über den freien Nachmittag oder 
§ 24 Abs. 1 oder 2 Satz 1 oder 2 über die 
Sonntagsruhe im Familienhaushalt, 

4. den Vorschriften des § 27 über die Ar- 
beitszeit, § 28 über die Nachtruhe, § 28a 
über den Frühschluß vor Sonntagen oder 
§ 29 über die Sonntagsruhe in der Land- 
wirtschaft, 

5. unverändert 


6. unverändert 


7. entfällt 


8. einer Anordnung der Aufsichtsbehörde 
nach § 7 Abs. 3 Satz 2, § 12 Abs. 4 Satz 2. 
§ 33 Abs. 3, § 38 Abs. 2 oder § 44 Abs. 2 
Satz 1 

zuwiderhandelt. 


44 



Drucksadle 1816 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
5000 Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig begangen 
ist, mit einer Geldbuße bis zu 1000 Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(3) Wer vorsätzlich eine der in Absatz 1 be- 
zeichneten Handlungen begeht und dadurch das 
Kind oder den Jugendlichen in seiner Arbeitskraft 
oder Gesundheit gefährdet, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. Ebenso wird bestraft, wer 
vorsätzlich die Tat aus Gewinnsucht begeht oder 
sie wiederholt, obwohl er durch die Aufsichtsbe- 
hörde wenigstens zweimal schriftlich aufgefordert 
worden war, sie zu unterlassen. 

(4) Wer in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 die 
Gefahr fahrlässig herbeiführt, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 66 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt derBeschäftiger, der 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. der Vorschrift des § 7 Abs 4 Satz 2 über 
den Beginn der Beschäftigung eines Kin- 
des, 

2. der Vorschrift des § 12 Abs. 3 Satz 1 
oder 3 über die Aufenthaltsräume und 
den Aufenthalt während der Pausen, 

3. der Vorschrift des § 18 Satz 2 über die 
Anzeige von Notfällen, 

4. der Vorschrift des § 37 Abs. 1 über die 
Gefahrenbelehrung, 

5. den Vorschriften des § 41 Abs. 1 oder 2 
über die ärztliche Untersuchung, des § 43 
über die Aufbewahrung und Aushändi- 
gung der ärztlichen Bescheinigung, über 
die Anzeigen an die Aufsichtsbehörde und 
über die Beschäftigung oder des § 45 
Satz 1 über die Freizeit, 

6. den Vorschriften der §§ 51 bis 54 oder 
des § 61 Abs. 3 über Aushänge, Auslagen, 
Verzeichnisse und Anzeigen oder des § 55 
Abs. 1 oder § 56 über die Einsicht, Auf- 
bewahrung und Vorlage der Verzeich- 
nisse und über die Auskunft, 

7. den auf Grund des § 36 Abs. 2 Satz 1 er- 
ster Halbsatz, § 50 Abs. 1 Nr. 3 oder 
§ 55 Abs. 2 Satz 1 erlassenen Vorschrif- 
ten, soweit die Vorschriften ausdrücklich 
auf diese Bußgeldbestimmung verweisen, 

8. einer Anordnung der Aufsichtsbehörde 
nach § 36 Abs. 3 Satz 1 oder 

9. einer Anordnung, die von der zuständigen 
Behörde auf Grund einer nach § 33 Abs. 2, 
§ 36 Abs. 2, § 38 Abs. 2, § 50 oder § 55 
Abs. 2 erlassenen Rechtsvorschrift getrof- 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 66 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt der Beschäftiger, der 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. der Vorschrift des § 18 Abs. 1 Satz 2 über 
die Anzeige von Notfällen, 

4. unverändert 

5. den Vorschriften des § 41 Abs. 1 oder 2 
über die ärztliche Untersuchung, des § 43 
über die Aufbewahrung und Aushändi- 
gung der ärztlichen Bescheinigung oder 
des § 45 Satz 1 über die Freizeit, 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 

9. einer Anordnung, die von der zuständigen 
Behörde auf Grund einer nach § 33 Abs. 2 
Satz 1 oder 3, § 36 Abs. 2 Satz 1 erster 
Halbsatz, §§ 50 oder 55 Abs. 2 erlassenen 
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fen wird, wenn die Rechtsvorschrift für 
den Fall der Zuwiderhandlung gegen die 
Anordnung ausdrücklich auf diese Buß- 
geldvorschrift verweist, 

zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. der Vorschrift des § 35 Abs. 1 über Be- 
schäftigung, Beaufsichtigung und Anwei- 
sung durch bestimmte Personen oder 

2. einem Verbot der zuständigen Behörden 
nach § 35 Abs. 2 

zuwiderhandelt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
1000 Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig begangen 
ist, mit einer Geldbuße bis zu 500 Deutsche Mark 
geahndet werden. 


Beschlüsse des 21, Ausschusses 

Rechtsvorschrift getroffen wird, wenn die 
Rechtsvorschrift für den Fall der Zuwider- 
handlung gegen die Anordnung ausdrück- 
lich auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

zuwiderhandelt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 67 § 67 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten von unverändert 

Vertretern und Beauftragten 

(1) Die Strafdrohungen des § 64 und § 65 Abs. 3 
und 4 sowie die Bußgelddrohungen des § 65 Abs. 1 
und § 66 gelten auch für den gesetzlichen Vertre- 
ter des Beschäftigers sowie für die vertretungsbe- 
rechtigten Gesellschafter von Personengesellschaf- 
ten und die Mitglieder der zur gesetzlichen Vertre- 
tung berufenen Organe von juristischen Personen, 
welche Kinder oder Jugendliche beschäftigen. 

(2) Hat der Beschäftiger die Erfüllung von Pflich- 
ten, die ihm dieses Gesetz oder die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen Vorschriften auferlegen, 
einem Angehörigen seines Betriebes ausdrücklich 
übertragen, so trifft, wenn der Betriebsangehörige 
den in den §§ 64 bis 66 bezeichneten Vorschriften 
oder Anordnungen zuwiderhandelt, diesen die 
Strafe oder Geldbuße. 

(3) Begeht ein Beauftragter im Sinne des Ab- 
satzes 2 eine durch dieses Gesetz mit Strafe oder 
Geldbuße bedrohte Handlung, so kann gegen den 
Inhaber des Betriebes oder, falls der Inhaber eine 
juristische Person oder eine Personengesellschaft 
des Handelsrechts ist, gegen diese eine Geldbuße 
verhängt werden, wenn der Inhaber oder der zur 
gesetzlichen Vertretung Berechtigte wenigstens 
fahrlässig seine Pflicht zur sorgfältigen Auswahl 
des Beauftragten oder seine allgemeine Aufsichts- 
pflicht verletzt hat und der Verstoß hierauf beruht. 

Die Geldbuße darf in den Fällen des § 64 und des 
§ 65 Abs. 3 und 4 den Betrag von 5000 Deutsche 
Mark nicht übersteigen. In den Fällen des § 65 
Abs. 1 und des § 66 darf sie nicht höher sein als 
die für die fahrlässige Begehung der Zuwiderhand- 
lung angedrohte Geldbuße. 
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NEUNTER ABSCHNITT 

Verwandte Kinder und Jugendliche 

§ 68 

Begriff 

Verwandte Kinder und Jugendliche im Sinne die- 
ses Gesetzes sind Kinder und Jugendliche, die 

1. von einem Elternteil beschäftigt werden, dem 
die Sorge für die Person des Kindes oder des 
Jugendlichen zusteht, 

2. vom Vormund beschäftigt werden, falls er mit 
dem Kinde oder dem Jugendlichen bis zum 
dritten Grade verwandt ist. 

§ 69 

Ausnahmen 

(1) Bei Beschäftigung verwandter Kinder und 
Jugendlicher finden § 10, § 11 Abs. 3, § 16 Abs. 7, 
§ 17 Abs. 6, §§ 35, 38, 39 Abs. 1, §§ 40, 51 bis 53 
und 64 bis 67 keine Anwendung. 

(2) Verwandte Kinder über zwölf Jahre dürfen 
mit leichten Arbeiten beschäftigt werden, wenn die 
Beschäftigung gelegentlich ist oder nur kurze Zeit 
dauert und wenn die Arbeiten für Kinder geeignet 
sind. Die Beschäftigung bei den in § 7 bezeichneten 
Veranstaltungen richtet sich aussdiließlidi nach § 7. 

(3) Die Aufsichtsbehörde teilt jeden erhebliche- 
ren Verstoß gegen eine Vorschrift dieses Gesetzes 
oder eine auf Grund dieses Gesetzes erlassene 
Rechtsverordnung, der sich gegen verwandte Kin- 
der oder Jugendliche richtet, alsbald dem Jugend- 
amt mit. Polizeiliche Zwangsmittel dürfen bei Be- 
schäftigung verwandter Kinder und Jugendlicher 
nicht angewendet werden. 

ZEHNTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 70 

Änderung von Rechtsvorsdiriften 

(1) § 8 Abs. 2 Buchstabe b des Mutterschutz ge - 
setzes vom 24. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 69) 
erhält folgende Fassung: 

„b) von Frauen unter 18 Jahren über acht 
Stunden täglich und 84 Stunden in der 
Doppelwodie," 

(2) § 13 Abs. 3 des Gesetzes über die Arbeits- 
zeit in Bäckereien und Konditoreien vom 29. Juni 
1936 (Reidisgesetzbl. I S. 521) in der Fassung des 
§ 30 Abs. 9 Nr. 4 des Jugendschutzgesetzes vom 
30. April 1938 (Reidisgesetzbl. I S. 437) erhält fol- 
gende Fassung: 

„(3) Für die Beschäftigung von Kindern 
und Jugendlichen unter 18 Jahren in den in 
§ 1 genannten Betrieben gelten die Vor- 
schriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
vom .... (Bundesgesetzbl. I S. . .)." 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

NEUNTER ABSCHNITT 

Verwandte Kinder und Jugendliche 

§ 68 

unverändert 


§ 69 

Ausnahmen 

(1) Bei Beschäftigung verwandter Kinder und 
Jugendlicher finden §§ 10, 11 Abs. 3, § 16 Abs. 7, 
§ 17 Abs. 6, § 18 Abs. 2 Satz 2, §§ 35, 38, 39 Abs. 1, 
§§ 40, 51 bis 53 und 64 bis 67 keine Anwendung. 

(2) unverändert 


(3) Die Aufsichtsbehörde teilt jeden erhebliche- 
ren Verstoß gegen eine Vorschrift dieses Gesetzes 
oder eine auf Grund dieses Gesetzes erlassene 
Rechtsverordnung, der sich gegen verwandte Kin- 
der oder Jugendliche richtet, alsbald dem Jugend- 
amt mit. Polizeiliche oder ordnungsbehördliche 
Zwangsmittel dürfen bei Beschäftigung verwandter 
Kinder und Jugendlicher nicht angewendet werden. 

ZEHNTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 70 

Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) § 8 Abs. 2 Buchstabe b des Mutterschutzge- 
setzes vom 24. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 69) 
erhält folgende Fassung: 

„b) von Frauen unter 18 Jahren über acht 
Stunden täglich und 80 Stunden in der 
Doppelwoche," 

(2) unverändert 
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(3) § 1 Abs. 1 Satz 1 der Arbeitszeitordnung 

vom 30. April 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 447) erhält 
folgende Fassung: 

„(1) Die Arbeitszeitordnung gilt für Arbeit- 
nehmer über 18 Jahre und für solche Arbeit- 
nehmer über 17 Jahre, die die Abschlußprü- 
fung in einem Lehrberuf bestanden haben 
und als Fachkräfte tätig sind, in Betrieben 
und Verwaltungen aller Art, auch wenn sie 
nicht mit der Absicht der Gewinnerzielung 
betrieben werden." 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
(3) unverändert 


§ 70a 

Urlaubsvorschriften der Länder 

Die Urlaubsvorschriften der Länder werden wie 

folgt geändert: 

1. Baden-Württemberg: 

Im Landesgesetz über Mindesturiaub für Arbeit- 
nehmer vom 13. Juli 1949 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 289) werden in § 3 Abs. 1 
die Worte „für jugendliche Arbeitnehmer bis zum 
vollendeten sechzehnten Lebensjahr vierundzwan- 
zig Arbeitstage, für jugendliche Arbeitnehmer 
bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahr acht- 
zehn Arbeitstage" gestrichen; § 3 Abs. 3 und 4 
Satz 1 Halbsatz 2 wird aufgehoben. 

Im Gesetz Nr. 711 zur Regelung des Mindest- 
urlaubs in der privaten Wirtschaft und im öffent- 
lichen Dienst vom 6. August 1947 in der Fassung 
der Gesetze Nr. 735 vom 6. April 1949 und 
Nr. 743 vom 3. April 1950 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden 1947 S. 78, 1949 
S. 57, 1950 S. 30) werden in § 2 Abs. 1 Satz 1 die 
Worte „für Jugendliche unter achtzehn Jahren 
vierundzwanzig Arbeitstage" und in § 2 Abs. 3 
Satz 2 die Worte „bei Jugendlichen nicht und" 
gestrichen; § 2 Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

In der Verordnung Nr. 727, Dritte Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes zur Regelung des 
Mindesturlaubs in der privaten Wirtschaft und 
im öffentlichen Dienst, vom 26. Mai 1948 in der 
Fassung der Verordnung Nr. 738 vom 14. Juni 
1949 (Regierungsblatt der Regierung Württem- 
berg-Baden 1948 S. 76, 1949 S. 154) wird § 3 
Abs. 2 aufgehoben; in § 6 Abs. 2 Satz 2 werden 
die Worte „bzw. 8 v. H." gestrichen. 

2. Bayern: 

Im Urlaubsgesetz vom 11. Mai 1950 in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 8. November 1954 (Be- 
reinigte Sammlung des Bayerischen Landesrechts 
IV S. 583) werden Artikel 4 Abs. 2 und 3, Arti- 
kel 5 Abs. 2 und Artikel 7 Abs. 1 Satz 2 aufge- 
hoben. 

3. Berlin: 

Im Urlaubsgesetz vom 24. April 1952 in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 22. Dezember 1952 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für Berlin 1952 S. 297, 
1953 S. 1) wird § 1 Abs. 2 aufgehoben; in § 2 
werden die Worte „(sofern sie nicht dem Jugend- 
schutzgesetz unterliegen)" gestrichen. 
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§ 71 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen des Bundes, die auf Grund der 
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4. Bremen: 

Im Urlaubsgesetz vom 4. Mai 1948 in der Fassung 
der Gesetze vom 25. April 1949 und 21. Januar 
1950 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
1948 S. 67, 1949 S. 71, 1950 S. 23) werden in § 3 
Abs. 1 die Worte „für Jugendliche unter achtzehn 
Jahren vierundzwanzig Arbeitstage" gestrichen; 
§ 3 Abs. 3 wird aufgehoben. 

5. Hessen: 

Im Urlaubsgesetz vom 29. Mai 1947 in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 26. August 1950 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Hessen 1947 
S. 33, 1950 S. 165) wird § 2 Abs. 2 aufgehoben. 

6. Niedersachsen: 

Im Urlaubsgesetz vom 10. Dezember 1948 (Nie- 
dersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 179) werden in § 2 Abs, 1 die Worte „jüngere 
Arbeitnehmer mindestens vierundzwanzig Werk- 
tage" gestrichen. 

In der Verordnung zur Durchführung des Urlaubs- 
gesetzes vom 26. Juli 1949 (Niedersächsisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 180) wird in II „Zu 
§ 2 Abs. 1" der Absatz 3 aufgehoben. 

7. Rheinland-Pfalz: 

Im Landesgesetz zur Regelung des Urlaubs vom 
8. Oktober 1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
der Landesregierung Rheinland-Pfalz S. 370) wird 
§ 2 aufgehoben. 

8. Saarland: 

In der Verfügung Nummer 47 — 65 über das Ur- 
laubswesen vom 18. November 1947 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 704) in der Fassung der Ver- 
ordnung vom 16. August 1950 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 788) werden in Artikel 2 Abs. 2 
Satz 1 die Worte „Für Arbeitnehmer und Lehr- 
linge, welche das 18. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben, erhöht sich die Mindestdauer des 
Urlaubs auf zwei Arbeitstage" gestrichen und 
hinter den Worten „21 Jahren" die Worte „er- 
höht sich die Mindestdauer des Urlaubs" einqe- 
fügt. 

In der Verordnung zur Entlohnung der in Garten- 
baubetrieben beschäftigten Arbeitnehmer vom 
30. Juli 1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1184) 
werden in § 18 Abs. 1 Satz 2 die Worte „bis zum 
vollendeten 18. Lebensjahr zwei Arbeitstage pro 
Monat" gestrichen. 

In der Verordnung zur Festsetzung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen in den landwirtschaftlichen 
Betrieben vom 30. November 1951 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1482) werden in § 10 Abs. 1 Satz 2 
die Worte „bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 
zwei Arbeitstage pro Monat" gestrichen. 

§ 71 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
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in diesem Gesetz enthaltenen Ermächtigungen er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


§ 72 

Inkrafttreten; Aufhebung von Redits- 
vorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1958 in 
Kraft, die §§41 bis 50 jedoch erst am 1. Januar 1959, 

(2) Am 1. Januar 1958 treten folgende Vorschrif- 
ten außer Kraft, soweit dies nicht bereits geschehen 
ist: 

1. Jugendschutzgesetz vom 30. April 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 437) mit Ausnahme 
des § 24 Abs. 1, 2, 4 und 5 und des § 26, 
soweit diese Vorschriften zur Durchfüh- 
rung der auf Grund von § 20 Abs. 1 des 
Jugendschutzgesetzes erlassenen Besdiäf- 
tigungsverbote und -Beschränkungen die- 
nen, 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 71a 

Sonderbestimmungen für das Saarland 

Wird in diesem Gesetz auf Bestimmungen ver- 
wiesen, die im Saarland nicht gelten, so treten in- 
nerhalb des Saarlandes die entsprechenden saar- 
ländischen Bestimmungen an ihre Stelle. 

§ 72 

Inkrafttreten; Aufhebung von Rechts- 
vorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1960 in Kraft, 
die §§ 41 bis 50 jedoch erst am 1. Juli 1961. 

(2) Am 1. Juli 1960 treten folgende Vorschriften 
außer Kraft, soweit dies nicht bereits geschehen ist: 

1. unverändert 


2. Ausführungsverordnung zum Jugend- 
schutzgesetz vom 12. Dezember 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1777) mit Ausnahme 
der Nummer 52 und, soweit zur Durch- 
führung der auf Grund des § 20 Abs. 1 
des Jugendschutzgesetzes erlassenen Be- 
schäftigungsverbote und -Beschränkungen 
erforderlich, der Nummern 66 und 67, 

3. Jugendurlaubsverordnung vom 15. Juni 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1029), 

4. Verordnung über die Beschäftigung Ju- 
gendlicher in bergbaulichen Betrieben 
vom 20. Januar 1939 (Reichsgesetzbl. I 

S. 97), 

5. Gewerbeordnung §§ 106, 120c und 127a 
Abs, 2, 

6. Niedersächsisches Arbeitsschutzgesetz für 
Jugendliche vom 9. Dezember 1948 (Nie- 
dersächsisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 179) in der Fassung der Ände- 
rungsgesetze vom 16. Mai 1949 (Nieder- 
sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 116) und vom 21. Juni 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 399) mit Ausnahme des § 9, 

7. Verordnung zur Durchführung des Nie- 
dersächsischen Arbeitsschutzgesetzes für 
Jugendliche vom 26. Juli 1949 (Nieder- 
sääsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 176) mit Ausnahme der Nummern 19 
bis 25, 

8. Württemberg-Hohenzollemsches Gesetz 
zur Änderung des Jugendschutzgesetzes 
vom 6. August 1948 (Regierungsblatt für 


2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 


5. Gewerbeordnung §§ 106 und 120c, 

6. Niedersächsisches Arbeitsschutzgesetz für 
Jugendliche vom 9. Dezember 1948 (Nie- 
dersächsisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 179) in der Fassung der Gesetze 
vom 16. Mai 1949 (Niedersächsisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 116) und 
vom 21. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 399) mit Ausnahme des § 9, 

7. Verordnung zur Durchführung des Nie- 
dersächsischen Arbeitsschutzgesetzes für 
Jugendliche vom 26. Juli 1949 (Nieder- 
sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 176) mit Ausnahme der Nummern 19 
bis 25 und 33, 

8. unverändert 
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das Land Württemberg-Hohenzollern 
S. 103), 

9. Württemberg-Hohenzollernsdie Verord- 
nung zur Änderung der Ausführungsver- 
ordnung zum Jugendschutzgesetz vom 
19. April 1949 (Regierungsblatt für das 
Land Württemberg-Hohenzollern S. 186), 

10. Hamburgische Anordnung über die Ge- 
währung von Freizeit an Jugendliche, die 
an Lagern des Landesjugendamtes teil- 
nehmen, vom 26. Februar 1947 (Amtlicher 
Anzeiger, Beiblatt zum Hamburgischen 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 85), 

11. Hamburgische Verordnung über die Ein- 
richtung einer Jugendarbeitsschutzkom- 
mission vom 22. März 1949 (Hamburgi- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 35), 

12. Berliner Verordnung zum Jugendschutz- 
gesetz vom 25. November 1949 (Verord- 
nungsblatt für Groß-Berlin S. 446) Num- 
mern 2 bis 10. 


(3) Am 1. Januar 1959 treten außer Kraft § 9 des 
Niedersächsischen Arbeitsschutzgesetzes für Jugend- 
liche vom 9, Dezember 1948 (Niedersächsisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S, 179) und Nummern 
19 bis 25 der Verordnung zur Durchführung des 
Niedersächsischen Arbeitsschutzgesetzes für Ju- 
gendliche vom 26. Juli 1949 (Niedersächsisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 176). 

(4) Ab 1. Januar 1958 finden § 3 der Anordnung 
zur Vereinheitlichung der Erziehungsbeihilfen und 
sonstigen Leistungen an Lehrlinge und Anlernlinge 
in der privaten Wirtschaft vom 25. Februar 1943 
(Reichsarbeitsblatt I S. 164) in der Fassung der An- 
ordnung über die Belohnung besonders tüchtiger 
Lehrlinge und Anlernlinge in der privaten Wirt- 
schaft vom 5. August 1944 (Reichsarbeitsblatt I 
S. 289) und die entsprechenden Vorschriften der 
Länder auf Jugendliche keine Anwendung. 

(5) Außerdem treten alle Vorschriften außer 
Kraft, die diesem Gesetz widersprechen. 


(6) Verweisungen auf Vorschriften, die nach den 
Absätzen 2 bis 5 außer Kraft treten, gelten als Ver- 
weisungen auf die entsprechenden Vorschriften die- 
ses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


9. unverändert 


10. entfällt 


11. entfällt 


12. Berliner Verordnung zum. Jugendschutz- 
gesetz vom 25. November 1949 (Verord- 
nungsblatt für Groß-Berlin S. 446), 

13. Saarländisches Jugendarbeitsschutzgesetz 
(Regelung der Arbeitszeit der Jugend- 
lichen und der in Ausnahmefällen beschäf- 
tigten Kinder) vom 7. Dezember 1949 
(Amtsblatt des Saarlandes 1956, S. 69), 

14. Erste Ausführungsverordnung zum Saar- 
ländischen Jugendarbeitsschutzgesetz vom 
10. März 1951 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 549). 

(3) Am 1. Juli 1961 treten außer Kraft § 9 des 
Niedersächsischen Arbeitsschutzgesetzes für Jugend- 
liche vom 9. Dezember 1948 (Niedersächsisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 179) und Nummern 
19 bis 25 der Verordnung zur Durchführung des 
Niedersächsischen Arbeitsschutzgesetzes für Ju- 
gendliche vom 26. Juli 1949 (Niedersächsisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 176). 

(4) Ab 1. Juli 1960 finden § 3 der Anordnung 
zur Vereinheitlichung der Erziehungsbeihilfen und 
sonstigen Leistungen an Lehrlinge und Anlernlinge 
in der privaten Wirtschaft vom 25. Februar 1943 
(Reichsarbeitsblatt I S. 164) in der Fassung der An- 
ordnung über die Belohnung besonders tüchtiger 
Lehrlinge und Anlernlinge in der privaten Wirt- 
schaft vom 5. August 1944 (Reichsarbeitsblatt I 
S. 289) und die entsprechenden Vorschriften der 
Länder auf Jugendliche keine Anwendung. 

(5) Die auf Grund des § 20 Abs. 1 des Jugend- 
schutzgesetzes oder des § 120e der Gewerbeordnung 
erlassenen Vorschriften bleiben unberührt. Sie kön- 
nen durch Vorschriften auf Grund der Ermächtigun- 
gen in § 33 Abs. 2 und § 36 Abs. 2 geändert oder 
aufgehoben werden. 

(6) Verweisungen auf Vorschriften, die nach den 
Absätzen 2 bis 4 außer Kraft treten, gelten als Ver- 
weisungen auf die entsprechenden Vorschriften die- 
ses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen. 
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